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26. April: sechzig- bis fünfundsechzigtausend Kurden

aus ganz Europa demonstrierten in Düsseldorf unter

der Forderung: „Zeit für Frieden in Kurdistan“.



LEGION CONDOR. In
einer kleinen Anfrage aus Anlaß des
60. Jahrestages der Bombardierung
der baskischen Stadt Guernika ha-
ben die Bündnisgrünen eine kleine
Anfrage eingereicht, in der sie wissen
wollen, welche staatlichen und sozi-

alversicherungsrechtlichen Leistungen
die Angehörigen der faschistischen Legi-
on Condor erhalten haben und noch er-
halten.Demgegenüber soll die Bundesre-
gierung auflisten, welche vergleichbaren
Leistungen Freiwillige der Internationa-
len Brigaden des spanischem Bürger-
kriegs erhalten. Außerdem wollen die
Grünen wissen, ob die Bundeswehr Ka-
sernen hat, die die Namen von Personen
der Legion Condor tragen, oder überra-
schenderweise von Mitgliedern der In-
ternationalen Brigaden. (Ds. 13/7347)

FREIHEITSSTRAFEN. In einer kleinen
Anfrage hat sich die PDS nach der Sum-
mierung von Freiheitsstrafen im Straf-
vollzug erkundigt (Ds. 13/7335). Die
Gruppe will wissen, wie viele Strafge-
fangene derzeit mehrere aufeinanderfol-
gende Freiheitsstrafen verbüßen,bei wie-
vielen kein Strafzusammenhang besteht
und wie viele Gefangene mehr als 10, 15
bzw. 20 Jahre inhaftiert sind. Des weite-
ren will die PDS wissen, wie viele der be-
troffenen Gefangenen nach der Haft mit
einem sog. „Maßregelungsvollzug“ rech-
nen müssen, d.h. mit anschließender Ein-
weisung in eine geschlossene Klinik oder
in eine „Sicherheitsverwahrung“.

DIENSTLEISTUNGSAGENTUREN. Am
16. April befaßte sich der Bundestags-
ausschuß für Arbeit und Soziales in einer
Anhörung mit der von der SPD verlang-
ten staatlichen Förderung von „Dienst-
leistungsagenturen“, die privaten Haus-
halten sozialversicherte Beschäftigte für
private Dienste anbieten. Vertreter von
solchen Dienstleistungsagenturen, der
Bundesanstalt für Arbeit und der Ge-
werkschaft NGG unterstützten den
SPD-Antrag. Eine staatliche Förderung
sei nötig, da die Agenturen sonst nicht
rentabel sein könnten. Die Agenturen ge-
hen von vollzeitbeschäftigten Personen
(38,5 Stunden) aus, die in bis zu 13 Haus-
halten pro Woche arbeiten. Streit gab es
über die von der SPD überlegten Gut-
schriften in Form von „Dienstleistungs-
gutscheinen“, ob diese an die Beschäftig-
ten oder die Agenturen gezahlt werden
sollten. (Ds. 13/5135).

SCHWERVERKEHRSABGABE.Die Regie-
rungsparteien und die SPD lehnten am
16.4. einen Antrag der PDS auf Ein-
führung einer Schwerlastverkehrsabga-
be ab. Die PDS hatte gefordert, die Ab-
gabe wegen der Schäden an Verkehrswe-
gen einzuführen, diese als Ersatz für die
geforderte Autobahnvignette einzu-
führen und auf eine EU-weite Ein-
führung zu dringen. Die Regierungspar-
teien kritisierten, die PDS gefährde Ar-
beitsplätze im deutschen Transportge-

werbe. Die SPD erklärte zwar, auch sie
wolle die Wegekosten denVerursachern
aufbürden, lehnte den Antrag aber dann
doch ab. Die Grünen enthielten sich. Sie
favorisieren eine differenzierte Kfz-
Steuer als sog. „Ökomaut“.

ASYLUNTERKÜNFTE. In 109 Asylunter-
künften brannte es im vergangenen Jahr.
Das geht aus einer Antwort der Bundes-
regierung auf eine Anfrage der PDS-Ab-
geordneten Jelpke hervor (Ds. 13/6815
und 13/7396). 107 Personen wurden bei
diesen Bränden verletzt. Ursache für die
Brände waren sowohl technische Defekte
wie Brandstiftungen. Lediglich in Bre-
men und Sachsen-Anhalt wurden im ver-
gangenen Jahr keine Brände registriert.

SCHEINSELBSTÄNDIGE. Die Bündnis-
grünen haben einen Antrag eingebracht,
der eine Reform der Sozialversicherun-
gen und des Arbeitsschutzes verlangt,um
auf die rapide Ausweitung sog. „Schein-
selbständiger“ zu reagieren. Nach Anga-
ben der Grünen seien fast 1 Million Per-
sonen im Haupt- und 1,5 Millionen im
Nebenerwerb in der Grauzone zwischen
abhängig beschäftigt und selbständig
angesiedelt. Darunter seien überpropor-
tional Frauen. Die Betroffenen seien
nicht ausreichend geschützt, so daß sie
bei Krankheit oder im Alter in vielen Fäl-
len in die Sozialhilfe fallen. Den Sozial-
versicherungen entgehen durch diese
„Scheinselbständigkeit“ jährlich ca. 10
Milliarden DM, schätzen die Bündnis-
grünen, während die Kommunen Milli-
arden bei der Sozialhilfe zahlen müssen.
(Ds. 13/7421)

BISCHOFFERODE. Bundeswirtschafts-
minister Rexrodt kann noch nicht sagen,
wie er auf den Antrag des BASF-Kon-
zerns zum Verkauf der Aktienmehrheit
der Kali+Salz AG an den kanadischen
Kaliproduzenten Potash Corporation of
Saskatchewan (PCS) reagieren werde.
Das Bundeskartellamt habe den Verkauf
untersagt, da die beiden Unternehmen
nach einer Fusion gut ein Drittel des
Weltmarktes kontrollieren würden, heißt
es in der Anfrage. Nach der DDR-Anne-
xion hatte die Treuhand die Mitteldeut-
sche Kali AG an die BASF-kontrollierte-
Kali+Salz AG verkauft,die daraufhin das
Kaliwerk Bischofferode schloß. Nach-
dem die Treuhand zusätzlich von der
Treuhand Millionensubventionen bei
dem damaligen Geschäft kassierte, will
sie nun gewinnbringend verkaufen.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Die Tages-
ordnung der nächsten Sitzungswoche des
Bundestags steht noch nicht fest.Vom 14.
bis 16. Mai ist eine öffentliche Anhörung
über das Steuerreformvorhaben der Bun-
desregierung geplant, am 27. Juni soll die
Schlußabstimmung im Bundestag sein.
Kurz vor den französischen Wahlen trifft
Kohl mit Frankreichs Staatspräsident
Chirac zusammen. Mitte Juni ist in Am-
sterdam EU-Gipfel.
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Interview mit Giyasettin
Sayan, PDS-Abgeordneter
in Berlin, zu den Sozial-
hilfekürzungen für Flücht-
linge und Ausländer

Rassismus
in der 
Sozialpolitik
Am 23. April stimmten Bundesrat und Bun-
destag für den Kompromiß des Vermitt-
lungsausschusses zur Änderung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes und anderer
Gesetze. Nun wird Bürgerkriegsflüchtlingen,
Asylbewerbern und geduldeten Ausländern
in Deutschland für drei Jahre die Sozialhilfe
um 20 Prozent gekürzt und ihre medizini-
sche Versorgung reduziert. Um das durch-
zusetzen, verzichtet der Bund (im Moment)
auf die Übertragung der Finanzierung von
Freifahrten für Schwerbehinderte im öff. Per-
sonennahverkehr an die Länder und auf die
Abschaffung der sog. originären Arbeitslo-
senhilfe (1,4 Mrd. DM Volumen).

Die Sozialpolitiker der Regierung wollen
noch diese Woche eine weitere Senkung
der Sozialhilfe für Asylbewerber be-
schließen, evtl. mit Zustimmung der
SPD-Länder. In der Presse heißt es, daß
dann auch das berüchtigte „Asylbewer-
berleistungsgesetz“, das der Bundestag
bereits im letzten Jahr beschlossen hat,
das seitdem aber durch den Widerstand
der Bundesländer blockiert war, am 24.
April im Bundesrat verabschiedet wer-
den könne und schon zum 1. Mai in Kraft
treten würde. Welche Folgen haben diese
Beschlüsse für die Flüchtlinge?
Es geht  um ca. 500.000 Menschen im

Berichterstatter Dr. Heribert Blens
(CDU/CSU) rechnete im Bundestag vor,
daß Länder und Gemeinden durch die
Sozialhilfe- und Gesundheitsko-
stenkürzungen in den nächsten fünf
Jahren 2,5 Milliarden einsparen. Davon
sollen sie insgesamt 750 Millionen DM
in einen Fonds zur Förderung des Wie-
deraufbaus in Bosnien einsetzen; Blens
spricht von Wohnungen für 175.000 bis
200.000 Menschen.
Brigitte Lange (SPD) blickt zurück auf
die damalige SPD-Zustimmung zur
einjährigen Kürzung der Sozialhilfe für
Asylbewerber und lehnt für die SPD-
Fraktion die Ausdehnung dieser Kür-
zungen ab. Sie warnt davor, diese Kür-
zungen erneut als Schritt zum Abbau
der Sozialhilfe überhaupt durchzulas-
sen.
Kerstin Müller (Bündnis 90/Die Grü-
nen) kritisiert, daß die Schwächsten der
Gesellschaft gegeneinander ausgespielt
werden sollen. Die Grünen lehnen den
„Kompromiß“ ab, unterstützen aber ei-
nen Wiederaufbau-Fonds, der jedoch
nicht aus Geldern von hier lebenden
Flüchtlingen entstehen dürfte.

Ulrich Irmer (FDP) macht sich über die
SPD-Länder lustig, die im Bundesrat
zustimmen und sich über die Gelder
freuten, im Bundestag aber Kritik üb-
ten. Er setzt sich mit dem Argument
auseinander, daß es keine Verpflichtung
für die Länder gibt, die 750 Mio. DM
auch wirklich für Wohnungen in Bosni-
en einzusetzen. Er löst diesen Konflikt
so: „Bei denjenigen, die nicht zahlen,
handelt es sich nicht um Gentlemen.“
Dr. Heidi Knake-Werner (PDS) geht
ausführlicher als andere auch auf die
Kürzung der medizinischen Versorgung
ein, die nur noch die Behandlung von
akuten Notfällen zuläßt. Ähnlich wie
die Grünen greift sie das Zweiklassen-
recht und die menschenunwürdige Be-
handlung an.Sie kritisiert aber auch die
Asylpolitik insgesamt: „Es geht Ihnen
gar nicht allein um die Einsparungen.
Sie wollen mit der drastischen Ver-
schlechterung der materiellen Bedin-
gungen für Asylsuchende und Kriegs-
flüchtlinge auch abschrecken. Sie wol-
len diejenigen abschrecken, die immer
noch kommen und auf Zuflucht und
Hilfe in Deutschland hoffen.“

Bundesgebiet (Asylbewerber, Ausländer
mit Duldung und Bürgerkriegsflüchtlin-
ge). Die sollen in den ersten drei Jahren
ihres Aufenthalts in der Bundesrepublik
eine um 20% reduzierte Sozialhilfe er-
halten. Außerdem soll ihre gesundheitli-
che Versorgung auf die „allernotwendig-
ste medizinisch notwendige Versorgung“
reduziert werden. Als „Kompromiß“ mit
der SPD sollen die Bundesländer etwa
200 Mio. DM nach Bosnien für den Woh-
nungsbau zur Verfügung gestellt weren.
Damit ist faktisch die Asylbewerberlei-
stungsgesetz-Novellierung vom vergan-
genen Jahr durchgesetzt.

Nebenbei: Mit dem Geld, das sie für den
Wohnungsbau in Bosnien zur Verfügung
stellen wollen, kann man höchstens 1.000
Wohnungen dort bauen.

Wie reagieren Ausländervereine, Flücht-
lingsräte, ausländische Gewerkschafter
u.a. auf diese Beschlüsse?
Pro Asyl und die Menschenrechtsvereine in
der Bundesrepublik betrachten diese Be-
schlüsse als rassistisch, weil erneut die
Menschen nach ihre Herkunft,Nationalität
und Rasse bei der Vergabe von Sozialhilfe
unterschieden werden. Daher sind die Ge-
werkschaften, Menschenrechtsorganisa-
tionen usw. empört und haben ihren Pro-
test auch der SPD geschrieben. Die SPD
dürfe sich nicht mehr als Partei der
Schwächeren, ärmeren Menschen darstel-
len. Pro Asyl hat einen dementsprechenden
Protest an die SPD geschrieben.

Unser Vorschläge sind: 1. die Sozialhilfe
nicht zu kürzen und keine Unterschiede
zwischen deutschen und nicht-deutschen
Staatsangehörigen zu machen. Man sollte
allen Brgerkriegsflüchtlingen die Möglich-
keit zur Arbeit hier geben. Dann brauchte
man auch keine Sozialhilfe zu kürzen. Da-
durch könnte auch die staatliche Kasse ent-
lastet werden. 2. Wenn man diese Flücht-
linge nicht in kommerziellen Wohnheimen
unterbringen würde, könnte man doppelt
sparen.

Die Scharfmacher in der Union trommeln
seit Wochen demagogisch für weitere aus-
länderfeindliche Maßnahmen, z.B. bei Ar-

„Sie wollen abschrecken …“
Aus der Debatte im Bundestag
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beitserlaubnissen. Wie beurteilst du die-
se Entwicklung in den Unionsparteien?
Kommen bald auch wieder „Rückkehr-
gesetze“ zur Vertreibung der Ausländer
wie in der Frühzeit der Regierung Kohl?
Es gibt ein türkisches Sprichtwort, das
besagt, wenn der Krämerladen pleite
geht, sucht der Krämer in seinem Schub-
laden vergeblich nach Schuldenpapie-
ren. Die Scharfmacher in der Union su-
chen für ihre marode Finanzpolitik die
Schuldigen bei den Emigranten.

Nach wissenschaftlichen Instituten
und Forschungsinstitutionen wird in der
Bundesrepublik jährlich für über 200
Milliarden DM Subventions-, Investiti-
ons- und Steuerbetrug begangen. Man
sollte da etwas zur Entlastung der
Staatskasse tun. Kohl und das Kapital
haben das aber nicht vor.

Die Ausländerpolitik der rot-grün re-
gierten Bundesländer steht mit der Zu-
stimmung im Bundesrat zu Seehofers Ge-
setzen auch nicht gerade fortschrittlich
da, zumal nach dem Desaster mit
Kanthers Visa-Vorschrift, die am Ende
auch von den Bundesländern geschluckt
wurde. Was kann die PDS in Berlin oder
den anderen Bundesländern gegen die-
sen weiteren Rechtstrend, der anschei-
nend auch vor den Grünen nicht halt-
macht, eigentlich noch tun?
Es war so, daß Teile der Betroffenen-Or-
ganisationen selbst Kompromißvor-
schläge gemacht haben, an der Spitze der
Bund der Türkisch-Deutschen Emigran-
ten (Keskin aus Hamburg u.a.), auch hier
in Berlin der Bund türkischer Emigran-
tinnen. Das haben SPD und Grüne auf-
gegriffen und das hat ihnen die Zustim-
mung erleichtert. Bei den türkischen Or-
ganisationen wurde z.T. offen gesagt, so
könne man vielleicht verhindern, daß
weitere PKKler (also Kurdinnen und
Kurden) in die Bundesrepublik kommen.
Die PDS muß weiter offensiv ihre Vor-
schläge machen.

Auch bei der Reform des Staatsbürger-
schaftsrechts hält die Union eisern am
„Blutsrecht“ fest.Da gibt es immerhin bei
PDS, Grünen, SPD u.a. noch gemeinsa-
me Positionen, vor allem was die Staats-
bürgerschaft für hier geborene Kinder
von Ausländern angeht, doppelte Staats-
bürgerschaft und ähnliches. Wie beur-
teilst du die Aussichten für eine gemein-
same Initiative von PDS, Grünen und
SPD zur Reform des Staatsbürger-
schaftsrechts?
Ich fände es natürlich gut, wenn es sol-
che einen gemeinsamen Vorschlag gäbe.
Das wird es aber nicht geben, weil jeder
konstruktive Vorschlag von der PDS von
der SPD und den Grünen abgelehnt wird,
z.B auch das sehr fortschrittliche Anti-
Diskriminierungsgesetz.

Giyasettin Sayan ist migrantenpoliti-
scher Sprecher der PDS im Berliner Ab-
geordnetenhaus. Das Interview mit ihm
fand am 23. April statt. rül

„Gefahr im Verzug“

Abhörmaßnahmen
stark angestiegen
In ihrem jetzt veröffentlichten Bericht für das
Jahr 1996 informiert die Datenschutzbehör-
de, daß die Überwachungen von Telefonge-
sprächen von Privatpersonen rapide ge-
wachsen seien. Mehr als 8.000 Telefonan-
schlüsse wurden – richterlich zugestanden
– überwacht, darunter auch Mobilanschlüs-
se; das ergibt schätzungsweise eine Über-
wachung von einer Million Telefonge-
sprächen. Dabei sind präventive Telefon-
kontrollen ebensowenig einberechnet wie
solche, die andere Sektoren der Geheim-
dienste vorgenommen haben.

Mit dieser Ausweitung der Telefonüber-
wachung kommt die deutsche Polizei auf
eine Größe, die dreizehnmal die Anzahl
der Telefonüberwachungen in den USA
übersteigt; das Anwachsen in den letzten
20 Jahren beträgt 2000 Prozent. Weitere
detaillierte Darstellungen sind nicht zu
kriegen. Bis heute verweigert die Bun-
desregierung sowohl dem Datenschutz-
beauftragten wie auch der demokrati-
schen Öffentlichkeit einen jährlichen Be-
richt über Ausmaß und etwaige Erfolge
beim Telefonabhören: ein unhaltbarer
Zustand.

Die Begründung für derartige Über-
wachungen ist in der Regel „Gefahr im
Verzug“, damit ist ein erhöhter
Mißbrauch wahrscheinlich. Denn „Ge-
fahr im Verzug“ kann jedesmal durch die
Polizei oder die Ermittlungbehörde fest-
gestellt werden,ohne daß ein zuständiger
Richter dies aus eigener Beurteilung
genügend überprüfen könnte (oder woll-
te).

In Deutschland würden für die Tele-
fonüberwachung bereitwillig Eintritts-
karten verteilt, ohne daß die nachfolgen-
de Vorstellung bekannt sei, so die „Süd-
deutsche Zeitung“. Es sind nachträglich
äußerst kuriose Berichte über Telefon-
überwachungen bekannt geworden: so
war es der Staatsanwaltschaft Konstanz
offenbar ein Anliegen, einmal den Ab-
höreifer der Behörden bekanntzugeben.
In einem Telefongespräch war von „Pi-
stolen“ die Rede, was sich in der Realität
als „Spritzpistolen“ für die Autolackie-
rung herausstellte. Wurde einmal von

„Stoff“ (für Rauschgift etc.) gesprochen,
so ging es dabei um Textillieferungen.
Unabhängig von den gesetzlich fragwür-
digen Grundlagen fürs Telefonmithören
gibt es noch andere extralegale Entwick-
lungen. Das Fingerabdruck-Identifizie-
rungssystem des  BKA für Asylbewerbe-
rInnen arbeitet ebenfalls jahrelang ohne
Einrichtungsanordnung. Und nach wie
vor werden Flüchtlinge in nicht akzepta-
bler Weise von deutschen Nachrichten-
diensten abgeschöpft.

Es gibt in Deutschland – auch durch
die Oppositionspartei SPD – neue Ent-
würfe, in denen die Telefonüberwachung
noch weiter ausgedehnt werden soll.

Zum Tätigkeitsbericht des Bundesbe-
auftragten für Datenschutz erklärt Ulla
Jelpke, innenpolitische Sprecherin der
PDS: „Die Vergeheimdienstlichung und
Abschottung der Ermittlungsbehörden
muß insgesamt gestoppt  werden.Am be-
sten, man nimmt der Polizei das Lieb-
lingsspielzeug weg und streicht die Er-
mächtigung zum Telefonabhören ganz
aus der Strafprozeßordnung.“ mc

Staatsseketär Waffenschmidt
Deutschtums-Geschäfte
Seit 1988 ist der Staatssekretär im Bun-
desinnenministerium Dr. Horst Waffen-
schmidt Aussiedlerbeauftragter der Bun-
desregierung. Statt sich auf die Integration
der Aussiedler und Spätaussiedler in der
BRD zu beschränken, mischt er sich in häu-
figen Reisen z.B. in Kasachstan, in der Rus-
sischen Föderation, in Polen oder soeben in
Rumänien in die inneren Angelegenheiten
unabhängiger Staaten ein. 

Annelie Buntenbach und die Bündnis-
grünen fragten z.B. zur „Außenpoliti-
schen Betätigung des Bundesinnenmini-
steriums“ (BtDrs 13/5457): „Gehört es
zum Regierungsauftrag des Aussiedler-
beauftragten, ,Anliegen‘ polnischer
Staatsbürger, die der deutschen Minder-
heit in Polen angehören, ,mit Nachdruck‘
gegenüber der polnischen Regierung zu
vertreten (Dr. Horst Waffenschmidt in
,Auslandskurier Spezial 13‘ vom Juli
1995)?“

Abenteuerliche Geschäfte gedeihen
im direkten Umfeld von Waffenschmidts
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Volkstumspolitik. Waffenschmidt war
von 1989 bis 1993 Mitglied im Verwal-
tungsrat des „Vereins für das Deutsch-
tum im Ausland“(VDA). Der VDA wurde
schon einmal, 1945, als Naziorganisation
verboten.1990 bis 1995 wurden durch das
Bundesinnenministerium Projekte des
VDA in Osteuropa mit mehr als 213 Mio.
DM gefördert, ohne nachvollziehbare
Abrechnungen zu verlangen. Der Bun-
desrechnungshof stellte am 11.3.97 fest,
daß ca. 20,8 Millionen DM öffentlicher
Mittel durch „unzureichende Kompetenz
und Zuverlässigkeit des VDA“ bei abge-
wickelten Projekten verschwunden sind,
das meiste in Waffenschmidts Verwal-
tungsrats-Zeit.

Jochen Welt (SPD) erklärte am 20.3.
im Bundestag zur rußlanddeutschen
VDA-Vetternwirtschaft: „Das Bild müs-
sen Sie sehen: in Azowo, zum Beispiel,
vorne entlang der Hauptstraße, die
großen Funktionärsvillen und weiter
hinten die nach Intervention von Haus-
haltsausschuß und Bundesrechnungshof
inzwischen bescheidener werdenden
Häuser. Hier wurde eindeutig für die
Funktionärselite und nicht für die breite
Bevölkerung gebaut.“ Annelie Bunten-
bach ebenda: „Ich rede gar nicht von den
schon sprichwörtlichen ,Containerdeut-
schen‘, sondern von den Verwaltungsneu-
bauten,den schmucken Häusern der ruß-
landdeutschen Funktionäre in den soge-
nannten ,Inseln der Hoffnung‘, zu denen
nur ein verschwindend kleiner Teil der
Deutschstämmigen überhaupt Zugang
hat.Bei Sankt Petersburg werden über 10
Millionen DM für ein Musterdorf für 200
rußlanddeutsche Familien aufgewandt.
Das sind keine Bleibemaßnahmen; das ist
ein deutsches Disneyland in einem Um-
feld sozialer Verelendung.“

Das Reiseunternehmen ,Olympia‘ aus
Waffenschmidts Wahlkreis führt seit
1989 die Einreise von Spätaussiedlern
und Aussiedlern durch. Das Geschäft be-
scherte ,Olympia‘ von 1989 bis 1995 über
633 Mio. Mark Umsatz für die Beförde-
rung von 982.672 Aussiedlern in die BRD.
Der Auftrag an die Firma Olympia wur-
de 1988 „freihändig“ ohne Ausschrei-
bung durch die „zuständigen Stellen“ des
Bundesinnenministeriums erteilt (BtDrs
13/6608).Annelie Buntenbach: „Nicht an
der Entscheidung beteiligt war laut Aus-
kunft der Bundesregierung der Aussied-
lerbeauftragte Dr.Waffenschmidt,dessen
Zuständigkeit eigentlich naheliegt. Auf
die Frage, warum der Auftrag erst 1994
ausgeschrieben worden sei, flüchtet sich
die Bundesregierung in das Reich des Ab-
surden. Weil der Flugverkehr zwischen
Moskau und der Bundesrepublik
Deutschland auf die „Fluggesellschaften
Lufthansa oder Aeroflot“ beschränkt ge-
wesen sei, habe kein „Markt mit Kon-
kurrenzangeboten“ bestanden. Mit die-
ser Begründung wurde der Auftrag je-
doch nicht Lufthansa oder Aeroflot, son-
dern dem Reiseunternehmen aus Dr.Waf-
fenschmidts Wahlkreis zugeschanzt.“

rab

Am 16.4. hielt sich der neugewählte UNO-
Generalsekretär Kofi Annan (Ghana) zu ei-
nem dreitägigen Besuch in Bonn auf. In der
Unterredung mit Außenminister Kinkel ging
es u. a. um die beabsichtigte Reform der
UNO bzw. um die in diesem Zusammenhang
geplante Erweiterung des Weltsicherheits-
rats.  

Zu diesem Punkt erneuerte Kinkel den
Anspruch Bonns auf einen ständigen Sitz
in diesem Gremium. Der UNO-Vollver-
sammlung liegt ein Antrag vor, im Rah-
men der geplanten Reformen die Ge-
samtzahl der Sicherheitsrats-Mitglieder
von derzeit 15 auf 24 Mitglieds-Staaten
zu erhöhen und (innerhalb dieses erwei-
terten Sicherheitsrats) die Anzahl der
ständigen Mitgliedsstaaten von derzeit 5
(VR Cina, Rußland, USA, Großbritanni-
en,Frankreich) auf 10 anzuheben.Bereits
Anfang April hatte Kofi Annan gegenü-
ber der „Deutschen Welle“ erklärt, daß
bis Juni (’97) entschieden sein soll, ob
Deutschland tatsächlich ständiges Mit-
glied des Sicherheitsrats wird.Die Mehr-
heit der 185 UN-Mitgliedsstaaten fordert
eine solche Erweiterung des Sicherheits-
rats, die nicht nur dem Stimmenanteil
dieses Staatenblocks der Dritten Welt (in
der UN-Vollversammlung) Rechnung
trägt, sondern die auch den exklusiven
Status der ständigen Ratsmitglieder
(„Vetorecht“) beseitigt. In diesem Zu-
sammenhang betonte Kinkel, daß das
„Vetorecht“ für die Bundesregierung
„nicht im Vordergrund“ stehe – Deutsch-
land könne „mit jeder Lösung leben“.
Zunächst gehe es „um die Erweiterung“
jenes UN-Gremiums – Deutschland sei
„bereit, sein gewachsenes Gewicht im Si-
cherheitsrat einzubringen“.

Die Charta der Vereinten Nationen
sieht für das Abstimmungsverfahren in
diesem Gremium (Art. 27: Stimmrecht,
„Vetorecht“) vor, daß Verfahrensfragen
der Zustimmung von 9 Mitgliedsstaaten
bedürfen. Beschlüsse über alle sonstigen
Fragen bedürfen demgegenüber nicht
nur der Zustimmung dieser 9 Sicher-
heitsrats-Mitglieder, sondern zusätzlich
der Zustimmung sämtlicher ständiger
Mitglieder (Einstimmigkeit). Diese Be-
stimmung geht zurück auf entsprechen-
de Unterredungen bzw. Abmachungen in
der Antihitlerkoalition zwischen 1943
und 1945 (Konferenzen in Teheran,Dum-
barton Oaks/Washington und Jalta): Sie
sollte die fortdauernde Einmütigkeit der-
jenigen Staaten, die die Hauptlast bei der
Niederwerfung Deutschlands, Italiens
und Japans trugen, dadurch sicherstel-
len, daß ein Gegeneinanderauspielen
durch die besiegten Feindstaaten (d.h.ein
Überstimmen untereinander per Mehr-
heitsentscheidung) unmöglich gemacht
wurde. Die Möglichkeit der Gegenwehr
gegen eine eventuelle Überstimmung
(„Vetorecht“) sollte zur Einmütigkeit –
im Wege der Formulierung allseitig ak-
zeptabler Kompromisse – zwingen. Auf
diese Weise – darüber lassen die diesbe-
züglichen Konferenzprotokolle keinen
Zweifel aufkommen – wollte die Antihit-
lerkoalition den erkämpften Frieden si-
cherstellen, und zwar auf der Grundlage
der von ihr in der UN-Charta formulier-
ten Prinzipien. Vor diesem Hintergrund
lassen sich zwei Absichten der BRD
näher beleuchten.

Zum einen besteht die Bundesregie-
rung auf einem ständigen Sitz im Si-
cherheitsrat – und gibt sich in der Frage
des zugehörigen „Vetorechts“ flexibel.

UNO

BRD bekräftigt Anspruch auf
ständigen Sicherheitsratssitz

The New

Germany

Ya’acov

Farcas 

(Israel)

Ha’aretz,

3.6.93
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Man weiß aus dem Kontext der westeu-
ropäischen Unionierung, daß sie im
Zwang zur Einstimmigkeit stets eher ein
Hindernis für das Ausnutzenkönnen des
ökonomischen, politischen und militäri-
schen Potentials der BRD gesehen hat.
Von daher hat sie stets eher den Modus
der Mehrheitsentscheidung favorisiert.
Diese Richtung konsequent zu Ende ge-
dacht, stellt sich – oberhalb der EU – der
ständige Sitz Frankreichs und Großbri-
tanniens im Sicherheitsrat (ausgestattet
mit jenem „Vetorecht“) als letztes Refu-
gium zweier EU-Partner dar, das entwe-
der einplaniert (Reform des Abstim-
mungsmodus: d.h. Beseitigung des „Ve-
torechts“ ) oder zumindest neutralisiert
werden muß („Gleichbehandlung“, d. h.
„Vetorecht“ auch für das ständige Mit-
glied Deutschland). Hier wird von deut-
scher Seite als bedeutsam erachtet, daß
es – im Gegensatz bzw. Unterschied zu
den beiden EU-Partnern - die USA sind,
„die am nachhaltigsten und offen für ei-
ne ständige deutsche Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat eintreten“ (K.Kaiser,s.u.).

Zum andern will die BRD den derzei-
tigen Zustand,„daß der UN-Sicherheits-
rat in seiner jetzigen Zusammensetzung
die Nachkriegssituation widerspiegelt“,
beseitigt wissen.Wichtig ist ihr, „daß der
künftige Sicherheitsrat nicht die Rea-
litäten von 1945, sondern die von heute
widerspiegelt“. Zu den Grundsätzen, die
die Antihitlerkoalition in die UN-Char-
ta eingebracht hat, zählt u.a. (Art. 2, Pkt.
7.), daß eine Befugnis der UNO zum Ein-
greifen in originär innere Angelegenhei-
ten eines Staates aus dieser Charta nicht
abgeleitet werden kann. Außenminister

Kinkel hat diesen Grundsatz ganz un-
verblümt in jener Rede vor der UN-Voll-
versammlung (23.9.1992), in der er erst-
mals für die BRD einen ständigen Sitz im
Sicherheitsrat reklamierte, angegriffen.
Zu diesem Zeitpunkt war die DDR be-
seitigt und die Sozialistische Föderative
Republik Jugoslawien zerlegt – in beidem
spiegelten sich nicht einfach nur die Rea-
litäten „von heute“ wider, sondern v. a.
die Realität der diesbezüglichen Außen-
politik der BRD. In punkto Jugoslawien
stand ihre einseitige Politik der Unter-
stützung der Sezession Sloweniens und
Kroatiens zunächst nicht nur im Wider-
spruch zur Position der USA sowie sämt-
licher Partner der „Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit“ (EPZ) bzw. der
„Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik“ (GASP). Sondern diese Einmi-
schung in den innerjugoslawischen Kon-
flikt hat auch nachweisbar beigetragen
zur Entstehung jener Bürgerkriegssitua-
tion, die von wechselseitigen Verbrechen
und Greueltaten geprägt war.

Eine Stimme aus dem engen Berater-
kreis des Bundeskanzlers,Prof.Karl Kai-
ser, macht in Anknüpfung an Kinkels
ausdrückliche Bezugnahme auf „Bosni-
en-Herzegowina“ (in jener o. a. Rede vor
der UNO) deutlich, wie die UNO, ihre
Gremien und ihre Charta dahingehend
reformiert werden sollen, daß sich darin
das Recht auf Revision der „Realitäten
von 1945“ (und von 1919:„der Katastro-
phe der Versailler Friedensregelung“ …)
bzw. „der Nachkriegssituation“ wider-
spiegelt: „Die Bereitschaft der Völkerge-
meinschaft nimmt ab, massive Men-
schenrechtsverletzungen wie Unter-

drückung von Minderheiten, ,ethnische
Säuberungen‘ oder Völkermord wie bis-
her im Namen des Schutzes vor Einmi-
schung in innere Angelegenheiten hinzu-
nehmen. Damit ändert sich die Rolle der
Vereinten Nationen: Derartige Entwick-
lungen werden zunehmend als eine Be-
drohung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit interpretiert und
fallen damit unter die ureigenen Aufga-
ben des Sicherheitsrates. Die Behand-
lung des Bürgerkriegs (und von Minder-
heiten in verschiedenen Regionen/Verf.)
… haben die Vereinten Nationen die Tür
zu ,humanitären Interventionen‘ öffnen
lassen. Damit steht die Organisation vor
der schwierigen, aber in jedem Fall zu lö-
senden Aufgabe, einvernehmliche Krite-
rien für eine Einmischung in Bereiche zu
entwickeln, die bisher durch den klassi-
schen Begriff der Souveränität und das
Prinzip der Nichteinmischung in innere
Angelegenheiten abgeschottet waren.“

huh

Quellen: DIE WELT/17.4.97- S.5; Süddeutsche
Zeitung/17.4.97-S.7;Handelsblatt/4.4. u. 17.4.97;
FAZ/17.4.97; „Teheran, Jalta, Potsdam. Die so-
wjetischen Protokolle von den Kriegskonferen-
zen der „Großen Drei“ (kritische Edition, ergänzt
um die anglo-amerikanischen Aufzeichnungen/
Verf.)“, Köln 1968 u. 1973/S.44-48, S.123-
132,S.141-144; Kinkel-Rede, dokumentiert in Eu-
ropa-Archiv 1992/D 597ff.; Horst Grabert (Ausw.
Amt 1974-1987)/ „Von der Anerkennung zum
Bundeswehreinsatz. Deutsche Politik und der Ju-
goslawienkonflikt“- in: W&F 2/96, S. 12ff.; Karl
Kaiser / „Die ständige Mitgliedschaft im Sicher-
heitsrat. Ein berechtigtes Ziel der neuen deut-
schen Außenpolitik“, in: Europa-Archiv, 1993, S.
541 ff.

N
ach wie vor fordern die Entwick-
lungsländer die Abschaffung, zu-

mindest eine Abschwächung des Veto-
rechts. (…) Beklagt wird die mangelnde
Ausgewogenheit; im Sicherheitsrat
säßen zu viele Länder aus der Gruppe der
„Westeuropäischen und anderen Staa-
ten“, auf Kosten anderer Regionen. – Es
zeigt sich, daß die auf verschiedenen Fel-
dern geführte Reformdebatte grundle-
gende Fragen aufwirft. Die „Gruppe der
77“ und die Bewegung der Blockfreien
hegen die Befürchtung, daß die Um-
strukturierung der UN letztlich zur Mar-
ginalisierung der Entwicklungsländer
führen werde. Gamani Corea aus Sri
Lanka, ein ehemaliger Generalsekretär
der UNCTAD, wirft den reichen Ländern
vor, den Gedanken der UN-Reform als
Deckmantel zu benutzen: „Es ist schon
paradox,daß alle Organisationen,die mit
Entwicklung zu tun haben, entweder ab-
geschafft oder abgebaut werden sollen.
Und das alles im Namen der Neugliede-
rung.“(…)  Es war die Kommission für
Weltordnungspolitik (Commission on
Global Governance) …, die die Kampa-
gne zur Abschaffung der … UNCTAD
(und anderer Entwicklungsorganisatio-
nen /  Red.) … angeführt hatte, da diese

Einrichtungen von ihr entweder als
überflüssig oder als überholt eingestuft
werden. (Die) … Kommission (kam) … zu
dem Ergebnis, daß den „globalen Inter-
essen“ am besten gedient sei, wenn man
(die Entwicklungs-Institutionen / Red.)
… in einer zusammenfassen würde, ei-

nem „Rat für Wirtschaftliche Sicher-
heit“.Aber dem Vorschlag stellen sich die
Entwicklungsländer entschieden entge-
gen, da sie eine Übertragung des Modells
des – in seiner gegenwärtigen Gestalt von
den Vetomächten beherrschten – Sicher-
heitsrats auf das neu zu schaffende Or-
gan befürchten. Indonesiens Außenmini-
ster Ali Alatas vermutet hinter den Re-
formbestrebungen der westlichen Indu-

strienationen noch andere Pläne. An die
Generalversammlung gewandt, sagte er,
die soziale und wirtschaftliche Agenda
der Vereinten Nationen werde zuneh-
mend an Weltbank, IWF, WHO und G-7
übertragen. Die Ansicht vieler Staaten
der Dritten Welt brachte er so zum Aus-
druck: — „Es scheint sogar, daß die Ver-
einten Nationen selbst marginalisiert
werden, da Entscheidungen über inter-
nationale Wirtschafts- und Finanzfragen
immer mehr auf die Bretton-Woods-In-
stitutionen verlagert werden, in denen
die Entwicklungsländer unzureichend
vertreten sind … Es ist kein Geheimnis,
daß einige Länder gern ein (entspre-
chendes / Red.) globales System ein-
führen würden …“ – Als Teil dieses Szen-
arios bleiben den Vereinten Nationen nur
noch drei große Betätigungsfelder,an de-
ren Bearbeitung im Rahmen der Weltor-
ganisation den westlichen Staaten gele-
gen ist: Menschenrechte, Friedenssiche-
rungsmaßnahmen und humanitäre Hilfe.

(Quelle: Thalif Deen, Korrespondent der Dritte-
Welt-Nachrichtenagentur/Inter-Press-Service in
New York/ „Angeschlagene Jubilarin. Die Welt-
organisation an ihrem Fünfzigsten“; abgedruckt
in der Zeitschrift „Vereinte Nationen“, Bonn –
1/1996, S. 1ff.)

„Vorherrschaft
oder Aus-
gewogenheit“
Thalif Deen in 
Vereinte Nationen, 1,1996
Auszüge
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Schon im März hatten die Generäle von
Ministerpräsident Erbakan (islamisti-
sche Refah-Partei) in einem 20-Punkte-
Katalog verlangt, Islamisierungsbestre-
bungen entgegenzuwirken. Am Wochen-
ende forderten die Militärs ultimativ ne-
ben Einschränkung der Waffenverkäufe
an Staaten wie Iran, die Beschneidung
der Bewegungsfreiheit islamistischer Or-
den und ihrer Islamschulen, die Erhöung
der Schulpflicht von fünf auf acht Jahre
sowie die Einhaltung des islamischen
Kleidungsverbots. Besonders den Ein-
fluß der Islamschulen,die mittlerweile an
die 500.000 Schüler haben,wollen die Mi-
litärs eingedämmt wissen. Mit einem Be-
kenntnis zum laizistischen Staat konnte
Erbakan den sofortigen Sturz seiner Ko-
alitionsregierung abwenden.

Ministerpräsident Erbakan und
Außenministerin Ciller stehen unter
Zugzwang. Ihre Koalition hat nicht dazu
beigetragen, die Spannungen in der tür-
kischen Gesellschaft abzubauen. Statt-
dessen wurden diese verschärft durch
Korruptionsaffairen, die Catli-Affaire
und die Angriffe der Islamisten gegen
nicht-islamisch orientierte Türken und
die alevitische Glaubensrichtung. Die
Wirtschaftspolitik der Regierungskoali-
tion, in der die Finanzierung des Krieges
in Kurdistan Vorrang hat, führt weiter zu
sozialen Spannungen.

In Kürze stehen der türkischen Regie-
rungskoalition die nächsten schweren
Gespräche mit dem Internationalen
Währungsfonds ins Haus. Seine Forde-
rungen, wie Verkauf der türkischen
Staatsbetriebe und einschneidende Sozi-
al- und Steuerreformen, hat die Regie-
rung bislang überhaupt nicht erfüllen
können. Die gesamtwirtschaftlichen Er-
gebnisse sind katastrophal. Sie führten
dazu, daß bis Anfang April fünf der
führenden Rating-Agenturen (Finanzbe-
rater, Kreditschätzer) die Kreditwürdig-
keit der Türkei herabstuften. Bei vier von
ihnen war es die dritte Rückstufung der
Türkei innerhalb von drei Jahren.

Die türkische Regierung hat einen
wachsenden Kreditbedarf, der auf heute
rund zehn Prozent des Bruttosozialpro-
dukts gestiegen ist. 1995 und 1996 muß-
te die Regierung monatelang auf inter-
nationalen Kreditmärkten Geld leihen,
um ihre Staatsangestellten überhaupt
zahlen zu können. Die Agentur Duff &

Phelps warnt nun die Regierung, sollte es
keinen Druchbruch bei der Privatisie-
rung und bei anderen Reformen (Sozial-
versicherungen, Steuern) geben, dann
ständen der Türkei die schwierigsten
Jahre ihrer Geschichte bevor.

Ende 1996 war die Auslandsschuld der
Türkei auf 75 Milliarden Dollar gestie-
gen, das ist eine der höchsten der Welt.
Diese Kredite sind zumeist mittel- und
langfristig. Die Inlandsverschuldung be-
trug rund 30 Milliarden Dollar.Diese sind
aber kurzfristige Geldanleihen. Das
Schatzamt in Ankara hat den Schulden-
dienst beziffert: 12,35 Milliarden Dollar
für 1996 und 12,6 Milliarden Dollar für
1998. Das Zurückstufen der Kreditwür-
digkeit der Türkei bewirkt nun,daß schon
allein beim Schuldendienst die Lage
äußerst angespannt ist. Die Türkei erhält
auf dem Auslandsmarkt weiterhin Kre-
dite, aber zu weit höherem Zins und kür-
zeren Laufzeiten.

Notwendige Devisen für den Schul-
dendienst werden knapper. 1996 kletter-
te das Handelsbilanzdefizit auf die Re-
kordmarke von 21,5 Milliarden Dollar.
Seit dem Beitritt zur Europäischen Zoll-
union im letzten Jahr überschwemmen
Billigwaren aus den EU-Staaten den tür-
kischen Markt, was erhebliche Auswir-
kungen auf die einheimische Industrie
hat, wie z.B. die Textilindustrie. Kurzfri-
stige Subventionsprogramme und
Staatsaufträge der Regierung wirkten et-
was dämpfend, kosteten aber viel Geld.
Der IWF verlangt nun auch die Einstel-
lung solcher Unternehmungen. Zur Fi-
nanzierung des Schuldendienstes ver-
suchte die Regierung, auf den Inlands-
kreditmarkt auszuweichen. Auf Staats-
anleihen und Schatzscheine zahlt die Re-
gierung derzeit Zinsraten von bis zu 38
Prozent garantiert über die Inflationsra-
te,die derzeit bei 80 Prozent liegt.Bezahlt
wurden diese Zinsen aus den Erträgen
der Zentralbank. Jetzt griffen Erbakan
und Ciller bei der Zentralbank zu,um die
Unterdeckung des Haushalts auszuglei-
chen. Ihre Gewinne wurden ab Januar
monatlich zum Stopfen der Haushalts-
löcher abgeschöpft.So besteht für die Re-
gierung zur Zeit kaum noch eine Mög-
lichkeit, auf dem Inlandskreditmarkt
Geld zu leihen.

Dem klaffenden Loch in der Handels-
bilanz und der Devisenknappheit ver-

sucht die Regierung mit Handelsverträ-
gen mit islamischen Staaten, Israel und
Rußland entgegenzusteuern. Öl- und
Gasverträge mit Rußland und Iran sollen
durch Militärlieferungen an islamische
Staaten bezahlt werden. Mit Israel wur-
den Militärkooperationsverträge abge-
schlossen, die über Wasserexporte abge-
deckt werden sollen.

Eigene Ressourcenerschließung und
-förderung sowie Wasser-und Stromex-
portgeschäfte können nur in den kurdi-
schen Provinzen abgewickelt werden.
Pläne der Erdölförderung im Mittelmeer
führten bis kurz vor bewaffnete Konflik-
te mit Griechenland und konnten nicht
weiter verfolgt werden. In Kurdistan ist
durch den Krieg des türkischen Regimes
seit rund 13 Jahren jegliche wirtschaftli-
che Entwicklung zum Erliegen gekom-
men. Der Nationale Sicherheitsrat ver-
langte am letzten Wochenende u.a., daß
die Staudammprojekte in den kurdi-
schen Provinzen und weitere Ressource-
nerschließung (Chrom, Uran) wieder in
Angriff genommen werden müßten. Zur
Durchsetzung ist die erneute Verschär-
fung des Krieges vorgesehen. Das Militär
will in den nächsten zehn Jahren Waffen
in Höhe von 50 Milliarden Dollar kaufen,
darunter rund 150 neue Kampfhelikop-
ter und 800 Panzer.

Die Finanzagenturen zitieren „Wirt-
schaftskreise“ aus Istanbul, die der jetzi-
gen Koalitionsregierung ein baldiges En-
de vorhersagen.Die Istanbuler Industrie-
und Handelskammer verlangte in einem
Papier energische Demokratisierungsre-
formen und die Lösung des Konfliktes in
Kurdistan. Anders könne es überhaupt
nicht zu einer wirtschaftlichen Entwick-
lung in der Türkei kommen.

Der Krieg in Kurdistan verschärft eher
den Würgegriff der internationalen Kre-
ditgeber von IWF und Bankenkonsorti-
en. Wirtschaftsprogramme, wie oben ge-
schildert, treiben die türkische Gesell-
schaft immer tiefer in die Krise. Die Kre-
ditgeberländer werden durch weitere
Stützung dieser Politik immer tiefer in
den Völkermord in Kurdistan verwickelt.
Ein Ende dieser Politik ist bislang nicht
abzusehen, die Generäle und auch die in-
ternationalen Finanzinstitute favorisie-
ren die Bildung einer Koalitionsregie-
rung unter Ausschluß von Erbakans Re-
fahpartei. rub

Türkei

Staatskrise
Am letzten Wochenende verschärf-
te sich die türkische Staatskrise er-
neut. Erst traten der Industrie- und
der Gesundheitsminister von der
Ciller-Partei DYP zurück; dann tag-
te der Nationale Sicherheitsrat, das
höchste Entscheidungsgremium
der Türkei, über das die Militärs in
die Politik eingreifen.

Die prokurdische Tageszeitung Özgür Poli-
tika veröffentlichte am 13. November die-
ses Fotodokument. Am 26. Mai 1995 aufge-
nommen, zeigt es von links nach rechts:
–den türkischen General Karabulut, Ex-
Mitglied des türkischen Generalstabs;
– Özer Çiller, den Mann der türkischen
Außenministerin und früheren Regierungs-
chefin Tansu Çiller.
Der Name von Çillers Sohn war
schon vor Wochen durch die türki-
sche Presse gegangen, als einer sei-
ner Leibwächter mit einem türki-
schen Mafiaboss in Istanbul speiste.

Mit dem Rücken zum Fotografen, den Kopf
ins Bild gedreht, ein türkischer Mafiaboss
und internationaler Drogenhändler. Sein
Name: Hüssein Duman, außerdem noch
führendes  Mitglied in der faschistischen
türkischen Partei MHP. Ganz rechts sitzt
der Besitzer der türkischen Tageszeitungen
„Milliyet“ und „Hürriyet“, Aydin Dogan.
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Rußland

Die Linke und 
die Restauration des
Kapitalismus 
In der vergangenen Woche fand in Moskau
der Parteitag der Kommunistischen Partei
Rußlands statt. Parteichef Sjuganow kündig-
te eine Offensive der Partei an, um Boris Jel-
zin zu stürzen. Und zwar mit Hilfe einer Un-
terschriftensammlung. Ein Mißtrauensvotum
lehnt Sjuganow ab, weil Jelzin das zum An-
laß nehmen würde, das Parlament aufzulö-
sen. Nach Sjuganows Auffassung ist die Pha-
se der „konstruktiven Opposition“ zu Ende,
man müsse nun „eine unnachgiebige Oppo-
sition betreiben“.Welche Chancen die russi-
sche Linke überhaupt hat und welche Per-
spektiven anstehen, erläutert im folgenden
Interview der in Moskau lebende Anarchist
Vadim Damier.  Vadim Damier ist Mitglied der
Konförderation der Revolutionären Anarcho-
syndikalistinnen. Das Interview wurde von ei-
nem Mitarbeiter von „Radio Dreyeckland“ am
17.4.97 geführt und den „Politischen Berich-
ten“ zur Verfügung gestellt.

Eine Interpretation von Vadim Damier

Bei den landesweiten Massenprotesten
am 29.März war die Forderung nach Aus-
zahlung der ausstehenden Löhne und
Pensionen zentral. Die Schulden von
Staat und Unternehmen an die Bevölke-
rung belaufen sich mittlerweile auf elf
Milliarden US-Dollar. Rund sieben von
zehn RussInnen sind Schätzungen zufol-
ge direkt oder indirekt betroffen. Organi-
siert wurde der Protesttag von der Verei-
nigung der unabhängigen Gewerkschaf-
ten Rußlands (FNPR), der Nachfolgeor-
ganisation des sowjetischen Gewerk-
schaftsbundes. Welche politischen Ziele
vertritt die FNPR?
Als Nachfolgeorganisation des Gewerk-
schaftbundes verfügt die FNPR über die
Apparate aus der Zeit des alten KPdSU-
Regimes. Die sind vertikal und bürokra-
tisch. Sie verfügt zwar über viele Millio-
nen Mitglieder an der Basis,doch die sind
in der Praxis kaum mobilisierbar und ha-
ben keine Möglichkeit, Einfluß auf die
Beschlüsse von oben auszuüben. Die FN-
PR-Bürokratie steht für Sozialpartner-
schaft und würde gern mit Regierung und
Unternehmern koalieren. Das Problem
ist, daß die Arbeiterbewegung bei uns so
schwach ist, daß die Herrschenden prak-
tisch an einer solchen Zusammenarbeit
gar nicht interessiert sind. Das ist die pa-
radoxe Situation bei uns. Andererseits
müssen die Gewerkschaften manchmal
auch aktiv werden, Streiks proklamieren
usw., denn sonst würden sie riskieren, die
Kontrolle über die Massen zu verlieren.
Das wird auch offiziell von der Gewerk-
schaftsbürokratie zugegeben. So erklär-
te der Vorsitzende der Bergarbeiterge-
werkschaft, während der Streiks im De-

zember letzten Jahres: „Wenn wir das
nicht machen, dann machen das die Leu-
te selber. Und die machen das viel radi-
kaler.“
Statt der erwarteten 20 Millionen haben
sich erheblich weniger Menschen an den
Massenprotesten vom 29. März beteiligt.
Warum sind so viele zu Hause geblieben?
Unter anderem auch deshalb, weil viele
Menschen ziemlich gut verstehen, daß sie
mit symbolischen Protesten nichts bewe-
gen können. Zunächst stellte die FNPR
auch politische Forderungen, wie den
Rücktritt der Regierung. Kurz vor dem
29. März wurden sie jedoch wieder
zurückgenommen. Was blieb ist die For-
derung nach Auszahlung der Löhne.
Mehr noch: die Gewerkschaften taten al-
les, um eine Radikalisierung der Proteste
zu verhindern. Als die Gewerkschafts-
bosse während der Moskauer Abschluß-
kundgebung auf dem Roten Platz eine
sehr gemäßigte Resolution verlasen,wur-
den sie von den versammelten 100000
Menschen ausgepfiffen und niederge-
schrien. Es war zu spüren, daß die Basis
viel radikaler ist als die Gewerkschafts-
führung. Die Folge ist, daß die Menschen
weder den Parteien noch den Gewerk-
schaften trauen, und das ist auch gut so.
Sie haben jedoch auch kein Vertrauen in
sich selbst, und das ist ein großes Pro-
blem. Im Moment laufen in ganz Rußland
einzelne Proteste und Streiks, die teil-
weise recht hartnäckig sind.Sie sind aber
nicht koordiniert und lokal begrenzt. Es
fehlen politische Kräfte, die den Willen
zur Radikalisierung aufgreifen und um-
setzen.
Gibt es solche politischen Kräfte nicht in
Rußland? Mir fällt als erstes die „Kom-
munistische Partei der Russischen Föde-
ration“ (KPRF) des Gennadi Sjuganow
ein, der bei den Präsidentschaftswahlen
im Juli 1996 immerhin 40% aller Stim-
men erhielt. Im August wurde unter Vor-
sitz Sjuganows die „Volkspatriotische
Union Rußlands“ gegründet, zudem auch
der frühere Vizepräsidert Alexander Ruz-
koi und der frühere sowjetische Mini-
sterpräsident Nikolai Ryschkow gehören.
Wird dieses Bündnis radikalere Forde-
rungen aufgreifen?
Ich würde die Volkspatriotische Union als
ein Bündnis zwischen gemäßigten Stali-
nisten und Teilen des sogenannten Na-
tionalkapitals beschreiben, d.h. einige
Unternehmer und Finanzleute, Teile der
Betriebsdirektoren, Sjuganows KPRF
sowie einige kleinere Parteien. Sie ver-
tritt eine gemäßigte soziale Marktwirt-
schaft, wobei unklar ist, woher das Geld
für die Sozialpolitik kommen soll. Eine
Steuererhöhung für Reiche gehört bei-
spielweise nicht zu ihrem Programm. Sie
appellieren nicht nur an Arbeiter- und
Arbeiterinnen, sondern im Grunde an al-
le Klassen, an Bürgerliche, Kirchenleute
und Nationalkapitalisten, ganz allge-
mein an Patrioten. Man spricht nicht
über eine Vergesellschaftung der Produk-
tion, sondern nur über eine größere Rol-
le des Staates in der Wirtschaft.Wie die-

se aussehen soll, wird nicht gesagt.
Politisch ist das Program der Volkspa-

triotischen Union konservativ bis reak-
tionär. Man spricht viel über ein russi-
sches Großreich und russische Interes-
sen,einer Verbindung von russischem Pa-
triotismus und sozialer Gerechtigkeit.
Bei manchen Führern dieses Bündnisses
hört man auch antisemitische Äußerun-
gen.
Links von Sjuganows Volkspatriotischer
Union haben sich im Oktober letzten Jah-
res verschiedene kommunistische und so-
zialistische Organisationen zu einer Al-
lianz zusammengeschlossen. Dazu
gehören Vertreter der „Russischen Kom-
munistischen Arbeiterpartei“ (RKP), der
„Russischen Partei der Kommunisten“,
der „Russischen Kommunistischen Par-
tei „KPdSU“, die „Union der Offiziere
und Teile des Werktätigen Rußlands“.
Können sie systemoppositionelle Forde-
rungen einer sich radikalisierenden Ba-
sis aufgreifen?
Diese Gruppe versucht seit längerem,
parallel zu Sjuganows KPRF eine große
kommunistische Partei aufzubauen. Die-
ser Prozeß ist noch im Gang. Es ist noch
nicht klar, wie das einmal aussehen wird.
Drei größere Gruppen innerhalb dieses
Bündnisses sind in ihrem Wirtschafts-
programm radikaler als die KPRF und
fordern eine Rückkehr zum staatlichen
Planungsystem. Andere sprechen von ei-
ner gemischten Ökonomie, in der der
Staat die entscheidene Rolle einnimmt.
Auch im politischen Bereich existieren
unterschiedliche Vorstellungen. Einige
sprechen von der Wiederherstellung des
Sowjet-Systems, andere möchten dies
mit einem demokratischen Pluralismus
verbinden. Das Problem ist, daß keine
dieser Gruppen internationalistisch ori-
entiert ist. Man kann auch von den Füh-
rern dieser Gruppen mehr oder weniger
eindeutige antisemitische, russisch-pa-
triotische Aussagen hören.
Am 1. Mai werden die nächsten Großde-
monstrationen stattfinden. Wer wird auf
die Straße gehen?
In den letzten Jahren wurden in Moskau
zwei größere 1. Mai-Demonstrationen
durchgeführt: die eine von der KPRF zu-
sammen mit anderen stalinistischen
Gruppen, die andere vom Gewerk-
schaftsbündnis FNPR. Als wir heute bei
der Moskauer Stadtverwaltung unsere
kleine libertäre Demonstration anmel-
den wollten, wurde dies mit der Begrün-
dung abgelehnt, daß in diesem Jahr nur
eine einzige 1.Mai-Demo stattfinden soll.
Die Faschisten haben übrigens erklärt,
daß sie am 1. Mai nicht auf die Straße ge-
hen wollen. Die Anmeldefrist ist jedoch
noch nicht abgelaufen, und wir werden
sehen, was passiert.

Wir Anarchosyndikalisten werden je-
denfalls am 1 Mai mit eigenen Flugblät-
tern dabei sein, auf denen wir aktive re-
volutionär ausgerichteten Gewerkschaf-
ten fordern werden sowie eine automati-
sche Angleichung aller Löhne und Sozi-
alleistungen an die Inflationsrate.



PB 9/97 • AUSLANDSBERICHTERSTATTUNG 9

In ihr Wahlprogramm hat die PCF „fünf
große Achsen“ aufgenommen, darunter
die Hebung von Kaufkraft und Beschäf-
tigung, die „Umwidmung des Geldes für
Beschäftigung und Entwicklung (statt
die Finanzmärkte)“ und eine „Republik
der Bürgerrechte und Transparenz“. Zu
den konkreten Forderungspunkten
zählen insbesondere die Anhebung des
gesetzlichen Mindestlohns SMIC, der
derzeit 6.406 Francs (etwa 1.950 DM) im
Monat beträgt, „um 1.000 Francs (300
DM) ab Juli 97“ und später um 1.500
Francs sowie die Erhöhung der unteren
Lohngruppen. 1,5 Millionen Arbeitsplät-
ze sollen binnen zwei Jahren – davon
700.000 für Jugendliche – geschaffen
werden (die Sozialistische Partei, Parti
Sozialiste, ihrerseits verspricht 700.000
für die Jugend), vor allem durch die Ver-
kürzung der Wochenarbeitszeit auf 35
Stunden und die Rente ab 55 Jahren „für
Frauen und Beschäftigte mit harten Ar-
beitsbedingungen“. Im Kapitel Bürger-
rechte sollen den Lohnabhängigen „neue
Mitspracherechte“ eingeräumt werden,
darunter ein Mitspracherecht für Inve-
stitionsplanungen und ein Vetorecht ge-
gen Entlassungspläne; die repressiven
Ausländergesetze der Innenminister Pas-
qua (1993) und Debre (1997) sollen abge-
schafft werden. Schließlich spricht die
PCF sich für eine Neuverhandlung der
europäischen Abkommen zugunsten ei-
nes „sozialen Europa des Fortschritts“
aus.

Links neben der PCF bestehen die re-
volutionär-marxistischen Organisatio-
nen der extreme gauche (radikalen Lin-
ken).Die beiden größten unter ihnen kan-
didiert jeweils in einem Teil der Wahl-
kreise: die LCR und LO. Obwohl beide
Formationen sich als theoretische
Grundlage auf den Trotzkismus bezie-
hen, haben die LCR und LO eine völlig
unterschiedliche, ja gegensätzliche Stra-
tegie und politische Kultur.

Traditionell nach eigenen Angaben
„auf der Straße und in den Bewegungen
stärker als in Wahlen“, ist die LCR (Li-
gue Communiste Revolutionnaire) inten-
siv in den sozialen Bewegungen etwa im
Antifaschismus-, Immigranten- und
Frauenbereich aktiv. „Die Liga“ hat bis-
her in 150 (von insgesamt 577) Wahlkrei-
sen Parlamentskandidaten aufgestellt –
ursprünglich, für eine Wahl im März
1998, waren 250 Kandidaturen geplant –

und tritt unter dem Listennamen „A gau-
che vraiment“ (Wirklich nach links) und
dem Slogan „100% à gauche“ (100%
links) an.Anfang des Jahres, im Zuge der
Vorwahl-Verhandlungen zwischen ver-
schiedenen Kräften der Linken aus de-
nen die Wahlbündnisse der Sozialdemo-
kratie mit Grünen und Linksliberalen ei-
nerseits sowie PCF und MDC anderer-
seits hervorgingen), hatte die LCR einen
10-Punkte-Vorschlag für ein „Bündnis
der Hoffnung“ an die gesamte übrige
Linke adressiert. Demnach sollten zu
gründende Basiskomitees, bestehend aus
Mitgliedern der unterschiedlichen
Linksparteien wie auch von Gewerk-
schaften und Initiativen sowie sozialen
Bewegungen,ein Linksbündnis begleiten
und, eine „Einheitsdynamik“ entfa-
chend, ein Gegengewicht zur Regie-
rungs- und Apparatelinken bilden. Die
großen Parteien der Linken gingen dar-
auf (wie von den Urhebern des Vorschlags
erwartet) nicht ein, aber in vielen Städ-
ten wurde durch Aufrufe zu einem Bünd-
nis – oft von zahlreichen PS- und PCF-
Mitgliedern mitunterschrieben – erheb-
licher Druck auf die etablierten Links-
kräfte entfaltet.

Die LCR-Mehrheit (sie repräsentierte
auf dem Kongreß im November 1996 rund
67 Prozent der Organisation) analysiert
heute, daß ihre Erwartung bei Antritt der
sozialistisch-kommunistischen Regie-
rungskoalition 1981, wonach sich Teile
der Basis von PS und PCF enttäuscht ab-
wenden und nach links radikalisieren
würden, nicht erfüllt hat. Im Gegenteil
machte die rasch einsetzende Ernüchte-
rung über die Regierungsbilanz der Lin-
ken und die nicht eingetretenen sozialen
Verbesserungen ab 1983 zum Durch-
bruch der extremen Rechten unter Le Pen
den Weg frei. (Daher die Analyse der LCR,
„eine flaue Linke“, die das Bestehende
nur verwaltet, könne  „Le Pen nicht
schlagen“.) Die LCR-Mehrheit zieht dar-
aus heute die Konsequenz, daß man bei
einer Sammlung der Linken heute dabei
sein müsse – denn wenn man „abseits ste-
henbleibe“, könne man nicht darauf hof-
fen, auf von der Regierungslinken ent-
täuschte Anhänger Einfluß zu nehmen.
Eine Minderheitsströmung unter dem
Namen „Tendenz R“ (R für Revolution,
18,3 Prozent auf dem letzten Kongreß)
wirft der Mehrheit jedoch Überlaufen zu
reformistischen Positionen sowie das

„Schüren von lllusionen“ in die etablier-
ten Linksparteien vor und propagiert den
„Aufbau einer revolutionären Partei“.

Eine gänzlich andere politische Kultur
als die LCR praktiziert die sehr traditio-
nalistisch auftretende und auf einen sehr
klassischen Proletariats-Begriff fixierte
Formation LO (Lutte Ouvriere,Arbeiter-
kampf). LO lehnt zunächst einmal jede
Bündnispolitik gegenüber Kräften ab,
die in den Augen der Organisation nicht
die proletarischen Interessen vertreten -
und steht daher häufig abseits der oppo-
sitionellen Bewegungen. Die große
Streikbewegung der öffentlichen Dienste
im Herbst 1995 bewertete LO sehr
zurückhaltend, da die „eigentliche“ pro-
duzierende Arbeiterklasse im privaten
Sektor damals kaum in Bewegung ge-
kommen war – und warf der LCR eine
„übergroße Euphorie“ über die soziale
Bewegung gegen die „Reform“ des Sozi-
alversicherungssystems vor. Der Haupt-
dissenspunkt zwischen den beiden Orga-
nisationen, der derzeit zu reger Artikel-
tätigkeit Anlaß gibt, ist indes die Frage
des Antifaschismus und des antirassisti-
schen Kampfes. Während dieser für die
LCR zu den vordringlichen politischen
Aufgaben der Revolutionäre gehört,stellt
er für LO nur eine Ablenkung vom wah-
ren Klassenkampf dar.So blieb Lutte Ou-
vriere von der Mobilisierung gegen das
Ausländergesetz von Innenminister De-
bre im Februar 1997 (mit der Pariser
Großdemonstration von 100.000 bis
150.000 Menschen am 22. 2.) ebenso fern
wie von der Strasbourger Mobilisierung
gegen den Kongreß des rechtsextremen
Front National am 29. März. Ausnahme
bildete eine Minderheitsfraktion im LO,
die sich Ende der 80er Jahre (auf Grund-
lage einer unterschiedlichen Analyse der
UdSSR) konstituiert hat und die an der
Pariser Demo am 22. Februar teilnahm -
LO hatte ihr dabei sowohl die Verwen-
dung des Organisationsnamens auf
ihrem Transparent als auch den Verkauf
der gleichnamigen Zeitung verboten. Im
Falle der Anti-Debre-Mobilisierung
geißelte LO-Gallionsfigur Arlette La-
guillier öffentlich die Urheber der Peti-
tionen für den zivilen Ungehorsam als
“kleinbürgerliche Intellektuelle, die vom
wirklichen Leben der Arbeiter ein-
schließlich der meisten Immigranten kei-
ne Ahnung haben”.

Bernhard Schmid, Paris

Parlamentswahlen in Frankreich

Was gibt’s links von der 
Sozialdemokratie
Was wird bei Frankreichs Parlamentswahlen links von der Sozialde-
mokratie geboten: Die Kommunistische Partei (Parti Communiste
Francais, PCF), die bei den letzten Wahlen (März 1993) 9,2 Prozent
erhielt, wird in den Umfragen bei 10 Prozent gehandelt. Die Partei be-
reitet sich darauf vor, im Fall einer möglichen Mehrheitsbildung mit
den Sozialisten und anderen Linksparteien (Grünen, Linksliberalen
und der linksnationalistischen „Bewegung der Citoyens“ MDC) Mi-
nisterämter in einer gemeinsamen Regierung zu übernehmen.
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Die baskische Linke agiert und reagiert

Herri Batasuna und die
spanische Staatsmacht
Wie in den „Politischen Berichten“ 4/97  be-
reits dargestellt wurde wird dem Vorstands-
gremium (der Mesa Nacional) der baski-
schen Linkspartei Herri Batasuna (Hbs) in
Spanien wegen der Verbreitung eines Ge-
sprächsangebotes der ETA, der „Demokra-
tischen Alternative“, der Prozeß gemacht.
Die Haftbefehle gegen die Mitglieder der Me-
sa Nacional von Herri Batasuna brachten
zunächst 18 der 24 Basken ins Gefangnis. 

Der schwerkranke Jon Idigoras blieb
diesmal von einer Haft verschont. Das
Mitglied der Mesa Nacional Eugenio
Aranburu („Txo“) nahm sich angesichts
seiner bevorstehenden Verhaftung am 10.
Februar das Leben. Der 41jährige war
Aktivist in Herri Batasunas Gewerk-
schaft LAB und Stadtrat für Herri Bata-
suna im Rathaus von Mallabia (Bizkaia).
Die hiesige Presse erwähnte seinen Tod
nicht, lediglich den des Richters am
Obersten Gerichtshof Rafael Martinez
Emperador, den ein ETA-Kommando
ebenfalls am 10. 2. erschoß.

Insgesamt hatte die baskische Linke
innerhalb weniger Tage 3 Selbstmorde zu
beklagen. Am 7. Februar wurde der Mili-
tante Jose Maria Aranzamendi („Kat-
xue“) im Gefängnis von Alcala-Meco tot
aufgefunden. Er hatte die unerträgliche
Situation als politischer Gefangener
nicht mehr ertragen. Einige Monate vor-
her hatte er sich noch in einem Brief an
die baskische Tageszeitung „egin“ über
den Terrorismus des spanischen Straf-
vollzugs beklagt. Außerdem stürzte sich
am selben Tag, an dem sich Eugenio
Aranburu das Leben nahm, der Kriegs-
dienstverweigerer Unai Salanueva (22)
aus Nafarroa aus dem Fenster der elter-
lichen Wohnung und starb wenige Stun-
den später. Er war wegen seiner Verwei-
gerung im Gefängnis und befand sich ge-
rade auf Hafturlaub zu Hause; sein Vater
Jon Salanueva ist in der Hbs-Gewerk-
schaft LAB aktiv.

Die vier übrigen Mitglieder der Mesa
Nacional, nämlich Mati Iturralde, Kar-
melo Landa, Jose Luis Elkoro und Jose-
ba Alvarez, entgingen zunächst der Ver-
haftung, indem sie nach Belgien reisten
und ab dem 17. Februar als Delegation
Herri Batasunas im Ausland fungierten.
Sie berichteten in 8 Staaten über die Si-
tuation der baskischen Linken und spra-
chen vor der Menschenrechtskommission
der Vereinten Nationen in Genf. In Bonn
trafen Mati Iturralde und Karrnelo Lan-
da mit den PDS-Bundestagsabgeordne-
ten Ulla Jelpke und Winfried Wolf zu-
sammen. Am 11. April kehrten die vier
Hbs-Politiker ins spanische Baskenland
zurück. Sie wurden direkt bei der Ein-
reise an der spanischen Grenze verhaftet.

Schon kurz darauf, am 14. April, ent-
schied der Oberste Gerichtshof Spaniens

die Kaution für die 18 bereits länger in-
haftierten Mitglieder der der Mesa Na-
cional von Hbs von 5 Millionen Peseten
auf 500 000 Peseten (ca. 6000 DM) pro
Person zu senken,da kein Bestreben mehr
anzunehmen sei, das Erscheinen vor dem
Untersuchungsrichter zu umgehen. Den
Mitgliedern der Mesa Nacional wurde
aber auferlegt, sich am 1. und 15. jeden
Monats am Untersuchungsgericht ihres
Wohnsitzes einzufinden. Die Kaution für
Iturralde, Landa, Elkoro und Alvarez
blieb zunächst bei 5 Millionen Peseten
bestehen.Die provisorische Leitung Her-
ri Batasunas entschied sich jetzt ohne Zö-
gern dafür, die Kaution für alle 22 inhaf-
tierten Mitglieder der Mesa Nacional zu
bezahlen. Und so verließen die „Mahai-
kideak“ am 16. 4. sämtlich die Gefäng-
nisse. Der Sprecher der Mesa Nacional
Floren Aoiz führte nach seiner Haftent-
lassung aus: „In den Gefängnissen wer-
den die Menschenrechte täglich verletzt,
man unterzieht die baskischen politi-
schen Gefangenen einer vollständigen
Ausnahmebehandlung,weswegen gegen-
wärtig über 100 von ihnen im Hunger-
streik sind; zur Zeit sind über 550 linke
Basken in spanischen Gefängnissen.“

In ihrer langjährigen Auseinanderset-
zung mit der spanischen Staatsmacht
hatte die baskische Linke vor kurzem ei-
nen Teilerfolg zu verbuchen: Am 22.April
sprach das Nationalgericht den Chefre-
dakteur der Recherche-Abteilung der
baskischen Tageszeitung „egin“, Pepe
Rei, von der Anklage der „Kollaboration
mit bewaffneter Banden“ frei. Die An-
klage basierte darauf, daß Unterlagen
aus der Nachrichtenredaktion des „egin“
in die Hände der ETA gekommen seien.

Manfred Ostrowski, Köln

Staat mordet MRTA-Kommando

Peru
Mehr als 4 Monate nach der Besetzung der
japanischen Botschaft in Lima, mit der die
Freilassung zahlreicher MRTA-Gefangener
erreicht werden sollte, hat ein Spezialkom-
mando des peruanischen Militärs das MRTA-
Kommando ermordet. 14 Personen wurden
mehrheitlich exekutiert, z.T. auch dann noch,
als sie bereits die Übermacht des Gegners
anerkannt hatten. Das ist nicht einmal mit in-
ternationalem Kriegsrecht und der Genfer
Konvention in Übereinstimmung zu bringen.

Es ist „ein Verbrechen des terroristischen
Regimes Alberto Fujimori, durchgeführt
in Komplizenschaft mit der japanischen
und nordamerikanischen Regierung“,
wie die MRTA in einem Kommunique
schreibt. „Mit der Ermordung Coman-
dantes Nestor Cerpa Cartolini und der
Mitglieder des Kommandos Edgar
Sanchez will das völkermordende Regi-
me Fujimoris unser Volk und die interna-
tionale Öffentlichkeit davon überzeugen,
daß sie noch einmal der revolutionären
Tupac Amaru Bewegung ein Ende gesetzt
haben.“ Sie schwören, den Kampf fort-

zusetzen: „Wir … bestärken uns in der
Entscheidung weiter zu kämpfen, für ei-
ne Gesellschaft in Frieden mit sozialer
Gerechtigkeit.“

Die Stürmung der Botschaft wird in
den Medien als alleinige Entscheidung
des peruanischen Präsidenten darge-
stellt; gleichwohl beeilten sich alle west-
lichen Länder, „mit Erleichterung“ auf
das Ende der Besetzung zu reagieren. Ih-
re Geburtstagsgäste waren meist bereits
kurz nach der Besetzung – voreilig? – frei-
gelassen worden. Monatelange Verhand-
lungen führten zu keinem Ergebnis, da
die peruanische Regierung auf die For-
derungen nicht eingehen wollte.Die USA
gaben technische und Ausbildungshilfe
für das Stürmungskommando.

Die MRTA wollten die Haftbedingun-
gen in Peru thematisieren und ein Ende
der Einkerkerung erreichen. Der Euro-
pavertreter der MRTA erklärte, die Be-
setzungsaktion habe nicht zum Ziel ge-
habt,die Geiseln zu töten.Dies wäre wohl
auch noch zum Zeitpunkt der Erstür-
mung der Botschaft (technisch) möglich
gewesen – es ging um die Verbesserung
des Los der Gefangenen,die dieser Grup-
pe zugerechnet werden.

Bereits erneut ist Amnesty internatio-
nal in großer Sorge um José L. Bazán, ei-
nen ehemaligen Agenten des Militärge-
heimdienstes  „Servicio de Inteligencia
del Ejército“ (SIE), der möglicherweise
gefoltert wird. Bazán wurde am 11. April
1997 von der Polizei verhaftet und ansch-
ließend in eine nicht näher benannte Mi-
litäreinrichtung in Lima gebracht. Ihm
droht offenbar die Anklage wegen Fah-
nenflucht. Seiner Verhaftung voraus ging
eine auf seinen Angaben basierende Ver-
öffentlichung im  peruanischen Fernse-
hen über eine als „Grupo Colina“ be-
kannte Todesschwadron. Dieser Todes-
schwadron sollen SIE-Mitglieder an-
gehören. Bazán Aussagen im Fernsehen
erfolgten im Zuge der Berichterstattung
über die Folterung von Leonor La Rosa
Bustamente und die Ermordung von Ma-
riela Lucy Barreto Riofano, beide eben-
falls Agentinnen des SIE. Nach einem am
13. 4. 97 von der peruanischen Tageszei-
tung „La República“ veröffentlichten
Artikel hatte Bazán vor zwei Jahren Ein-
zelheiten über die Umstände des Massa-
kers vom November 1991 in Barrios Al-
tos in Lima mitgeteilt.Damals waren dort
15 Männer, Frauen und Kinder bei einem
Fest niedergeschossen worden. Viele ha-
ben das Blutbad der „Grupo Colina“ an-
gelastet, aber die Verantwortlichen sind
nie vor Gericht gestellt worden. Mit der
gewaltsam beendeten Botschaftsaktion
der MRTA ist die Hoffnung auf Hafter-
leichterungen oder gar Freilassung von
Gefangenen in weite Ferne gerückt. mc

Letzte Meldung: Die Bundesregierung
hat nun von Hamburg gefordert,dem dort
lebenden  Europasprecher der MRTA
Isaac Velazco die politische Betätigung zu
verbieten.Velasco lebt seit 1994 in Ham-
burg und hat dort als Folteropfer  Asyl-
recht.



England: Parlamentswahlen 
und Position der Linken
Links von der Labour-Party beteiligen
sich  bei den englischen Parlamentswah-
len drei linke Parteien. Neben der tradi-
tionellen „Kommunistischen Partei“
(KP) treten die „Sozialistische Labour
Partei“ (SLP) des Bergarbeiterführer Ar-
thurs Scargills und die noch recht neue
„Sozialistische Partei“ (SP) an. Die KP
tritt wie bisher bei Wahlen für eine Kan-
didatur von Labour ein.Nur in drei Wahl-
kreisen stellt sie eigene Kandidaten auf.
Die KP begründet ihre Unterstützung der
Wahl von Labourkandidaten damit, daß
unbedingt ein sechster Wahlsieg der Kon-
servativen verhindert werden muß, das
würde das endgültige Ende der engli-
schen Gewerkschaftsbewegung bedeu-
ten. Zwischen den drei linken Organisa-
tionen gibt es vereinzelt gemeinsame Ak-
tionen. Die SP, die aus der ehemaligen
„Militant-Tendency“ der Labour-Party
herkommt, hat noch die meisten
Berührungspunkte mit der KP. Mit der
SLP Athur Scartgills gibt es größere Pro-
bleme. Sie lehnt jede Unterstützung von
Labour ab und tritt in 50 Wahlkreisen mit
eigenen Kandidaten an.Zentrale Themen
für die Linke sind ihr Verhältniss zu Eu-
ropa. Bei allen Parteien gibt es eine Ab-
lehnung der europäischen Einheits-
währung „Euro“.

Tschechische Republik: 
Jüdische Organisationen fordern 
sofortige Wiedergutmachung
Die jüdischen Organisationen in der
Tschechischen Republik haben die Bun-
desregierung aufgefordert, sofort und di-
rekt die tschechischen Opfer der deut-
schen Besatzung zu entschädigen. In ei-
ner Stellungnahme der „Förderation der
jüdischen Gemeinden“ und der „The-
resienstadt-Initiative“ heißt es, sie un-
terstützten zwar die deutsch-tschechi-
sche Erklärung, aber man sei tief ent-
äuscht darüber, daß der Text der Dekla-
ration mit keinem Wort die 80.000 von
den Deutschen ermordeten böhmischen
und mährischen Juden erwähne und daß
die Erklärung in keiner Weise auf die For-
derungen nach einer individuellen Ent-
schädigung für die Opfer eingegangen
sei. Daher hätten die Vertreter der jüdi-
schen Organisationen beschlossen, Prä-
sident Havel nicht nach Bonn zu beglei-
ten.

Karge Anklage gegen Fritz Gary 
Siemund
Fritz Gary Siemund kann von der Staats-
anwaltschaft Wiesbaden in seinem offe-
nen Verfahren allein wegen „unerlaub-
tem Besitz von Exposivstoffen“ ange-
klagt werden, wie am 17.4.97 bekannt
wurde. Deutsche gerichtliche Quellen
machten klar, daß die deutsche Strafge-
setzgebung nicht die Möglichkleit vor-

sieht, deutsche Staatsangehörige dafür
zu verurteilen,Teil einer bewaffneten Or-
ganisation im Ausland zu sein. Momen-
tan analysiert die Staatanwaltschaft,
welche Anklagepunkte Siemund zuge-
schrieben werden können, den die spani-
sche Polizei mit dem „Kommando Mad-
rid“ der ETA in Verbindung bringt, nach-
dem seine Spuren in einer Wohnung auf-
gegebenen Wohnung in Madrid gefunden
worden sind. Obwohl im ersten Augen-
blick spanische Regierungsquellen dar-
auf bestanden, Siemund und seine Be-
gleiterin Schubert als „Söldner“ zu be-
zeichnen, ist Fritz Siemund der Sohn ei-
nes Wiesbadner Unternehmers, und auch
seine Begleiterin gehört einer versorgten
Familie an. Ihr Vater ist ein hoher Beam-
ter der Bundesbank. (Quelle: baskische
Zeitung „Egin“ vom 19.4.97)

Trauerfeiern für Gernika   
Der deutsche Bundespräsident Roman
Herzog hat anläßlich einer Trauerfeier in
Gernika (spanisch: Guernica)  zum Ge-
denken an die Zerstörung der Stadt vom
deutschen Botschafter in Spanien ein
„Grußwort“ verlesen lassen. Darin be-
dauert er die „schuldhafte Verstrickung
deutscher Fliegersoldaten“ in den Mas-
senmord vor 60 Jahren. Am 26. April vor

60 Jahren wurde die baskische
Kleinstadt Gernika durch einen
dreieinhalbstündigen Bombenangriff
vernichtet. 1654 Menschen wurden getö-
tet, 889 verletzt.

Täter waren die deutsche Legion Con-
dor und italienische Militärs, die die put-
schenden Generäle Mola und Franco im
spanischen Bürgerkrieg unterstützten.
Vier Tage nach dem Angriff schrieb der
Stabschef der Legion Condor, Oberst-
leutnant Wolfram Freiherr von Richth-
ofen in sein Tagebuch: „Guernica, Stadt
von 5000 Einwohner, buchstäblich dem
Erdboden gleichgemacht … ein voller
technischer Erfolg … einfach toll.“

Nach dem Ende der Franco-Diktatur
bemühte sich ein „Gernika-Kommissi-
on“ um eine Versöhnungsgeste der deut-
schen Bundesregierung. Die Bunderegie-
rung wollte sich aber nicht zu sehr mit
dem deutschen Mördern „verstricken“
lassen und wollte ein Berufsbildungs-
zentrum mit finanzieren. Aber schon das
war wohl zu viel „Verstrickung“. Mit der
fadenscheinigen Begründung, daß die
Haushaltslage angespannt sei,wurde das
Projekt im September 1995 gestoppt und
statt dessen 3 Mio. DM für einen Sport-
platz zur Verfügung gestellt.

Die Bundestagsfraktionen von Bünd-
nis 90 und SPD forderten zum Gedenken
an die Bombadierung am 25. April 1997
eine Sondersitzung des Bundestages. Die
Mehrheit der CDU/CSU/FDP-Fraktion
lehnte dies aber ab.Bundestagspräsiden-
tin Süßmuth kommentierte dazu lako-
nisch: Man könne „nicht jeden Jahrestag
begehen“.

Wie weit aber die „Verstrickung“ der
deutschen Legion Condor mit der deut-
schen Bundeswehr bis heute geht, zeigte
eine Veranstaltung in Hannover: Dort
kritisierten Vertreter der spanischen Or-
ganisation „Vereinigte Linke“ und der
dortige PDS-Kreisverband, daß man auf
dem Fliegerhorst der Bomberpiloten in
Wunsdorf noch immer an den Traditio-
nen der Legion Condor festhalte.

Albanien: Selbsternannter König
wird ausgebuht
Seinen Auftritt in Albanien hatte sich
König Leka I sicher anders vorgestellt.
Als er in der vergangenen Woche in der
südalbanischen Hauptstadt Vlora auf-
tauchte, wollte er sich an die Spitze einer
monarchistischen Bewegung stellen, die
Albanien wieder in die Zeiten des Königs
Zogu führen sollte. Anders ist es aber ge-
kommen. 3000 Schaulustige sahen sich
eine Weile den Einzug des weltweit be-
kannten Waffenhändlers an, dann hatten
sie genug.Parolen gegen den albanischen
Noch-Präsidenten Berisha und gegen
Leka I wurden immer lauter, so daß er
nach einer halben Stunde fluchtartig
Vlora verlassen mußte unter einem Stein-
hagel, der auf seine gepanzerte Limousi-
ne niederprasselte.

Zusammenstellung: hav
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Mit einer großen Kundgebung feier-
te das Movimento Sem Terra (MST),
die brasilianische Bewegung für
Landreform, den Abschluß eines
zweimonatigen Protestmarsches
quer durch Brasilien. Es wurde eine
der größten Protestkundgebungen
gegen die Regierung Cardoso. Der
MST organisierte den zweimonati-
gen Sternmarsch auf Brasiliens
Hauptstadt in Erinnerung an ein
Massaker an 19 Landbesetzern, das
vor einem Jahr in Nordbrasilien

stattfand und das bis heute nicht
aufgeklärt wurde. Die Bewegung für
Landreform fordert, daß die Regie-
rung bis Ende 1998 750.000 Famili-
en auf nicht genutzten Ländereien
ansiedeln läßt. Nach wie vor besitzen
in Brasilien 1% der Landbesitzer et-
wa die Hälfte des regisitrierten
Ackerlandes – so ungleich sind die
Landbesitzverhältnisse sonst nir-
gendwo in ganz Südamerika.
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XX tausendmal quer in Ahaus 

AHAUS. In dem im Westmünsterland ge-
legenen Ahaus steht eine Lagerhalle für
abgebrannte Atombrennelemente. Eine
Erhöhung der Kapazität des Lagers, das
in seiner Art alleine mit dem in Gorleben
vergleichbar ist, auf 4200 t ist bereits be-
antragt, die Genehmigung dafür ist die-
ses Jahr zu erwarten. Der Bau einer wei-
teren, deutlich größeren Lagerhalle für
schwach- und mittelradioaktive Abfälle
ist genehmigt. Hier darf der Atommüll
dann auch weiterverarbeitet werden. Da
das wohl noch nicht reicht, ist geplant,
noch eine dritte Lagerhalle für Brenn-
elemente zu bauen.Und es existieren Pla-
nungen, in der Halle für schwach- und
mittelradioaktive Abfälle ebenfalls
Brennelemente zu lagern. Weiter sollen
Brennelemente aus verschiedenen For-
schungsreaktoren sowie hochangerei-
cherte atomwaffenfähige Brennelemen-
te, wie sie im FRM II in Garching ver-
wendet werden, in der 1. Halle gelagert
werden dürfen. In Ahaus wächst ein rie-
siges, evtentuell das größte Atommüll-
zentrum Deutschlands.

Um den Widerstand in Ahaus gegen die
CASTOR-Transporte in das Brennele-
mentezwischenlager schon vor dem
Transporttag deutlich zu machen, berei-
ten die BI „Kein Atommüll in Ahaus“ und
die UWGjugend für den 30.4.–4.5. eine
Mahnwache vor. Zum Auftakt wird u.a.
ein „Umsonst und Draußen“ Rockkon-
zert mit 7 Bands am 30.4.ab 18 Uhr statt-
finden. Für den 1. Mai ist ab 10 Uhr ein
Maifestival mit anschließender Zeltpar-
ty geplant. In den folgenden Tagen finden
Workshops, eine Fackelzugdemo und am
Samstag eine Jam Party statt. Abge-
schlossen wird die Mahnwache am Sonn-
tag ab 15 Uhr mit einem Forum. „Den 
CASTOR stoppen, bevor er losfährt!“
(Quelle: Flugblatt des AK Wesermarsch)

Abschiebungen stoppen ! Solidarität
mit Hungerstreik von Flüchtlingen !
KARLSRUHE. Seit 9.4. befanden sich 13
Abschiebegefangene,vorwiegend aus Al-
gerien, in der JVA Rottenburg in einem
unbefristeten Hungerstreik. Die  Flücht-
linge, deren Asylanträge abgelehnt sind,
verlangen Ausreise in ein  Drittland. In
ihrer Heimat drohen ihnen laut Amnesty
International und Pro  Asyl Verhöre, Fol-
terungen und Haft. Die PDS fordert In-
nenminister Thomas Schäuble dringend
auf,seine harte  Linie in dieser Sache auf-
zugeben und zumindest für eine Frist von
sechs  Monaten diese Abschiebungen
auszusetzen. Nach Erhebungen der UN-
Menschenrechtskommission in Genf, ist
Algerien derzeit das Land mit der  höch-
sten Zahl an gewaltsam ums Leben ge-
kommenen Bürgerkriegstoten im  Ver-
hältnis zur Bevölkerungszahl.

Ab Mai sollen laut Innenministerbe-
schluß auch in Baden-Württemberg  ver-
stärkt bosnische Flüchtlingsfamilien ab-

geschoben werden. Gleichzeitig  werden
erneut rassistische Stimmungen bedient,
die Flüchtlinge als  Kriminelle und „So-
zialschmarotzer“ behandelt sehen wol-
len. Die Strafvollzugsbeauftragte der
Grünen besichtigte den Rottenburger
Knast und forderte danach die Schaffung
eines Beirats für Abschiebeflüchtlinge.
Der Hungerstreik wurde am 18.April be-
endet, nachdem das Innenministerium
zugesagt hatte,noch einmal alle Anliegen
„individuell im Rahmen der allgemeinen
Sprechstunden des Ausländeramtes“ zu
prüfen.Das hinderte das Innenministeri-
um allerdings nicht, am 25.4. einen
36jähriger Algerier, der sich am Hunger-
streik beteiligt hatte, abzuschieben.

Demo gegen den §218 und den
bayerischen Sonderweg in Passau
SCHWEINFURT. Aufgerufen hatten femi-
nistische Juristinnen Passau, FAntifa
Passau, AsF Passau, Frauen bei den Grü-
nen Passau und verschiedene autonome
Frauengruppen. Leider fanden sich nur
ca. 150 Frauen und Männer ein, um gegen
den § 218 und vor allem gegen die Ver-
schärfung dieses Paragraphen durch die
bayerischen Sondergesetze zu demon-
strieren. Die Entscheidung als Ort für die
Demo Passau zu wählen, sei aus der
schwierigen Situation in der Stadt und
im Umland entstanden, erklärte die Ver-
anstaltungsleiterin. Offiziell gäbe es kei-

ne ÄrztInnen in Stadt und Umland, die
Schwangerschaftsabbrüche durchfüh-
ren, das Beratungsangebot werde von
kirchlichen und staatlichen Stellen be-
stimmt, und die Caritas hätte jetzt auch
noch gedroht aus der Beratung auszu-
steigen. Passau sei damit „abtreibungs-
freie Zone“ und die Frauen müßten min-
destens 100 km fahren, um einen
Schwangerschaftsabbruch durchführen
zu lassen. Sollten die bayerischen Son-
dergesetze zum 1.7.97 in Kraft treten,
werde sich die Situation in ganz Bayern
massiv verschärfen, deswegen sei jetzt
massiv Widerstand von nöten.

Es sprachen Fr. Peters, Landtagsabge-
ordnete der SPD, eine Vertreterin der
feministischen Juristinnen Passau, eine
Vertreterin des FAntifa Plenums und Dr.
Freundemann, Gynäkologe mit eigener
Ambulanz in Nürnberg, in der ein großer
Teil der Schwangerschaftsabbrüche in
Bayern durchgeführt wird,einer der Ärz-
te, die gegen die beiden Sondergesetze
klagen. Dr. Freundemann betonte, daß
der Widerstand gegen die bayerischen
Sondergesetze außerordentlich wichtig
sei, da sie ein Probelauf für eine Ver-
schärfung der Bundesgesetze seien. anb

„Marschiert wird auf jeden Fall!“
KÖLN. So tönt das Nationale Infotelefon
Rheinland nach dem Verbot des geplan-
ten Naziaufmarsches am 1. Mai in Leip-
zig. Rechtliche Schritte seien eingeleitet,
heißt es weiter, man wolle durch alle In-
stanzen gehen, Ausweichmöglichkeiten
wären auf jeden Fall gegeben. Die „Ka-
meraden“ würden rechtzeitig informiert.
Der sächsische Verfassungsschutz
scheint auch nicht von einem Aufrecht-
erhalten des Verbots auszugehen, berich-
tet das Bündnis gegen Rechts in Leipzig.
Die Polizei beruhigt die Bevölkerung
Leipzigs bereits mit Pressemitteilungen
und der Oberbürgermeister der Stadt
wünscht sich für den 1.Mai „schönes Wet-
ter“ und „nur 500 Teilnehmer bei der
NPD-Veranstaltung“. Die Leipziger An-
tifaschistinnen und Antifaschisten berei-
ten sich daher weiter auf eine Gegende-
monstration am 1. Mai vor, auch wenn
diese  – nach altbewährter Manier – gleich
mitverboten wurde.Ziel ist es,nach Mög-
lichkeit den geplanten Aufmarsch doch
noch zu verhindern oder zumindest
durch größtmögliche Präsenz zu behin-
dern. Genehmigt ist lediglich die DGB-
Kundgebung für Sachsen mit erwarteten
40.000 Teilnehmern, die allerdings auch
ganz im Zeichen der Verhinderung eines
rechtsradikalen Aufmarsches stehen soll.
So ist eine Menschenkette um den In-
nenstadtring von Leipzig geplant, „um
die Stadt symbolisch vor den Rechten zu
schützen“.

Im vergangenen Jahr hatte die JN für
Nürnberg vor die Bundesanstalt für Ar-
beit mobilisiert und nach dem Verbot die-
ses Aufmarsches dann in Berlin demon-
striert. Auch dort planen AntifaschistIn-
nen Gegenaktivitäten. u.b.

KÖLN. Der Widerstand der Müllwerker
war vorerst erfolgreich: Der Unterbe-
zirksvorstand der SPD hat dem Kon-
zept des Oberstadtdirektors eine klare
Absage erteilt, nachdem die Müllwer-
ker nach zahlreichen Demonstratio-
nen in den letzten Wochen aktiv Un-
terschriften gegen die Privatisierung
sammeln und Unterschriftenlisten an
vielen Stellen auslagen, z.B. beim
Bäcker um die Ecke. Die Grünen wa-
ren strikt dagegen und in der SPD muß
die Hölle los gewesen sein. Zahlreiche
SPD-Stadtbezirke haben sich deutlich
gegen das Konzept der Privatisierung
ausgesprochen. jöd 
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MEMMINGEN. Bundesweit wird derzeit von
einem breiten Bündnis auf Plakaten zu ei-
nem Boykott der Türkei als Urlaubsland auf-
gerufen. An mehreren Orten haben deutsch-
kurdische Solidaritätsgruppen mit Info-
Ständen die Argumentation des Plakats un-
terstützt. In Augsburg z.B. kann man an der
kleinlichen Art, mit der die Plakate abgeris-
sen worden sind, die Wut der Gegner er-
kennen. In Friedrichshafen, wo der Info-
Stand von etlichen Kurden und Deutschen
durchgeführt wurde, hielten sich die türki-
schen Faschisten zurück. Nachfolgend
drucken wir den Bericht der Gruppe ab, die
die Aktion in Memmingen durchgeführt hat.

Der Infostand am 18.4.97 in der Mem-
minger Fußgängerzone zum Thema
„Boykott der Türkei als Urlaubsland“
wurde über die Gruppe Kurdistan-Soli-
darität Oberschwaben-Allgäu bei der
Stadt Memmingen angemeldet und von
dem zuständigen Amt genehmigt.Als wir
um ca. 13.45 Uhr in die Fußgängerzone
kamen, waren an der Stelle, an der wir
den Stand angemeldet hatten, schon auf-
fällig viele Grüppchen von Türken anwe-
send.

Wir (drei Personen) konnten unseren
Stand ungestört aufbauen. Er bestand
aus einem Tapeziertisch, auf dem wir
Flugblätter sowohl zum Urlaubsboykott
als auch zu Menschenrechtsverletzungen
in der Türkei ausliegen hatten, und aus
einer großen Stellwand mit Plakaten, auf
denen Bilder vom Krieg in Kurdistan Ur-
laubsreklamebildern gegenüberstanden.
Gleich beim Aufbau war ein uns gut be-
kannter Polizist von der Kriminalpolizei
Memmingen anwesend und begutachte-
te das ausgelegte Material, zwei weitere
Zivilpolizisten beobachteten die Situati-
on aus der Entfernung. Die Gruppen tür-
kischer Männer standen noch unauffäl-
lig verteilt in der Nähe herum.

Als wir alles hergerichtet hatten und

sich ein paar interessier-
te Passanten näherten,
kamen ca. 15 Türken an
den Stand,fragten zuerst,
was wir da machen, be-
haupteten dann, daß das,
was wir ausliegen hatten,
alles Lügen seien und fin-
gen an Flugblätter zu zer-
knüllen und zu zerreißen
und rissen Plakate vom
Infotisch ab. Wir forder-
ten sie auf zu verschwin-
den und stellten uns, als
sie das nicht taten, zwi-
schen sie und den Info-
tisch. Daraufhin kam es
zu Handgreiflichkeiten.
Während dieses Handge-
menges, das etwa 10 Mi-
nuten dauerte, hielten die
Türken sich immer wie-
der gegenseitig zurück,
noch ausfallender zu
werden. Der Kripomann
hatte inzwischen eine
Streife angefordert. Als
diese dann mit Schlag-
stöcken bewaffnet ka-
men, war die tätliche Auseinanderset-
zung schon wieder vorbei.

Inzwischen waren sicherlich schon 30
bis 40 extrem nationalistische bis faschi-
stische Türken am Platz, und es herrsch-
te eine sehr aggressive Stimmung, all un-
sere Behauptungen wurden als Lügen be-
zeichnet. Als einer von uns deshalb eine
Liste von Menschenrechtsverletzungen,
die vom IHD aufgestellt wurde, laut ver-
lesen wollte, rissen sie ihm diese mit den
Worten, er solle nicht so schreien, aus der
Hand. In der weiterhin angespannten Si-
tuation verständigten wir die Presse. Es
kam auch gleich eine Vertreterin der
„Memminger Zeitung“ und befragte so-
wohl uns als auch einen der Türken, von

dem wir im Nachhinein erfahren haben,
daß er der stellvertretende Vorsitzende
der Memminger „Grauen Wölfe“ ist.

Nach etwa einer Stunde ebbte die An-
spannung etwas ab, die meisten der Tür-
ken sind gegangen, und auch die Polizei
zog sich bis auf zwei Zivilpolizisten
zurück. Wir waren inzwischen zu fünft
am Stand. Im Laufe des Nachmittags er-
schienen ständig wieder Gruppen von
türkischen Nationalisten und Nationali-
stinnen, die provozierten, indem sie uns
als ausländerfeindlich beschimpften,den
Krieg in Kurdistan und auch die Men-
schenrechtsverletzungen in der Türkei
total bestritten und immer wieder ver-
suchten Plakate abzureißen. In den ruhi-
gen Phasen, zwischen diesen Hetztira-
den, kamen immer wieder Interessierte
und ließen sich von uns erklären, um was
es uns mit dieser Aktion geht. Allerdings
kam es neben all diesen Auseinanderset-
zungen mit den türkischen Nationalisten
auch immer wieder zu Streitereien mit
deutschen Nationalisten, die sich über
die „Aggressivität der Türken“ aufregten
und dumme Sprüche brachten, wie den,
daß die Ausländer keine Steuern zahlen
würden und nur auf unsere Kosten leben
würden. Um 17.30 Uhr bauten wir den
Stand unbehindert wieder ab.

Im Nachhinein haben wir erfahren,
daß die Moslems an diesem Tag ihr
Schlacht- bzw. Opferfest feiern und die
meisten der Türken wahrscheinlich di-
rekt aus der Moschee zu unserem Stand
gekommen sind.

Aus der Gruppe Kurdistan-Solidarität 
Oberschwaben-Allgäu, (gekürzt)

Solidaritätsaktionen mit dem Kampf des kurdischen Volkes – Ein Bericht aus Memmingen

Die Türkei ist heute kein Urlaubsland !

Erklärung zum Hungerstreik der kurdischen Flüchtlinge in Grimma
LEIPZIG. Das LKA Sachsen führte am 2. April 1997 eine großangelegte Durchsu-
chung der Polizei im Asylbewerberheim Bahren bei Grimma/bei Leipzig mit Ter-
rorismusexperten und Spezialeinheiten durch. Über 200 Beamte umstellten gegen
10 Uhr das Heim und drangen in die beiden Häuser ein.Türen und Fenster wurden
beschädigt, vier Heimbewohner durch Glassplitter verletzt. Polizisten hielten Kur-
den ihre Pistole an die Schläfe. Einige mußten sich ausziehen; ein älterer Mann
mehrere Stunden nackt auf dem Hof ausharren. Die Festgenommenen wurden in
Leipzig intensiven Verhören unterzogen. Sie sollten für eine Zusammenarbeit mit
der deutschen Polizei gewonnen werden.

Am Freitag, den 4.4. fand eine Demonstration der Kurden in Grimma statt, auf
der gegen die Razzia protestiert wurde und Flugblätter an die Bevölkerung verteilt
wurden. Seit Sonntag, den 13.4., befinden sich 12 der kurdischen Flüchtlinge aus
Bahren in der Grimmaer Frauenkirche und sind in einen Hungerstreik getreten.
Grünes Jugendbündnis Sachsen, KAHINA - Bildungs- und Informationszentrum für den Nahen und
Mittleren Osten e.v., AJF Leipzig, Frente, Infoladen Leipzig, Ökologische Linke Leipzig, Klarofix,
Fridensweg e.v., Initiative für eine vereinigte Linke, AG Junge GrenossInnen Leipzig, FAU Leipzig,
Peter Wasem - stellv.PDS Vorsitzender Leipzig, B12 e.v., Frauenkultur e.v., AZ Barrikade Freiberg,
Antifaschistisches Pressearchiv Leipzig, Offenes Antifaschistisches Plenum Leipzig (Text gekürzt)
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Zur Verweigerung von Arbeitserlaubnissen an ausländische Studierende

Bildung für alle oder Ausbildung nur für Eliten?
HAMBURG. Seit Anfang des Jahres ist das
Hamburger Arbeitsamt gehalten, auch
bei der Vermittlung von Arbeitsplätzen
an ausländische Studierende auf Bevor-
rechtigung zu prüfen. Das bedeutet, daß
kein ausländischer Studierender eine Ar-
beitserlaubnis erhält, wenn ein Deut-
scher, ein EU-Bürger oder ein Ausländer
mit besonderem Aufenthaltsstatus den
Job übernehmen könnte.

Diese Bevorrechtigungsregelung ist in
einem Bundesgesetz von 1993 festge-
schrieben und soll nun über eine hausin-
terne Abteilungsverfügung des Arbeits-
amtes auch in Hamburg durchgesetzt
werden. Bezogen wird sich bei der Be-
gründung dieser verschärften Jobverga-
bepraxis bezeichnenderweise auf das
„Programm für mehr Wachstum und Be-
schäftigung“ der Bundesregierung, auch
als „Sparpaket“ bekannt.

Über ordnungspolitische Maßnahmen
und ihre ideologische Begründung wer-
den nun die AusländerInnen zu den Ver-
ursachern der hohen Arbeitslosigkeit er-
klärt. Eine Argumentation, die sich die
CDU und die rechtsradikalen Organisa-
tionen in Hamburg bereits für den Bür-
gerschaftswahlkampf zu eigen gemacht
haben.

Fast 80 TeilnehmerInnen – ein Großteil
von ihnen selbst von der Maßnahme des
Arbeitsamtes betroffen – kamen zu einer
von der Linken Gruppe im AusländerIn-
nenreferat zum Thema „Bildung für alle
oder Ausbildung nur für Eliten“ veran-
stalteten Podiumsdiskussion. Geladen
waren Hüseyin Yilmaz (Leiter der DGB-
Zentralstelle für ausländische Arbeit-
nehmerInnen) und Susanne Amon (Aka-
demisches Auslandsamt); außerdem wa-
ren Gäste von der IG Medien und der
GEW anwesend.

Die Veranstaltung diente zum einen
der Information, zum anderen der Dis-
kussion darüber, wie die Rücknahme der
Bevorrechtigungsregelung – auch bun-
desweit – durchgesetzt werden kann.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
waren sich einig, daß dieses nur dann ge-
schehen kann, wenn die Studierenden –
gemeinsam mit Gewerkschaften und an-
deren Organisationen – massiven Protest
organisieren. Denn eines ist klar: Die
Menschen ohne deutschen Paß sind die
ersten, die vom Arbeitsmarkt gedrängt
werden sollen.

Dieser Politik des „Teile und herrsche“
ist massiv zu widerstehen; gleiche Rech-
te, Bildung und Arbeit für alle Menschen
sind durchzusetzen. Der nächste Termin,
wo weitere Schritte diskutiert werden
sollen, ist die Vollversammlung der aus-
ländischen Studierenden.

Auf der Veranstaltung wurde dann die
folgende Resolution verabschiedet, die
den Auftakt für die weiteren Aktivitäten
bilden soll:

Seit Anfang März wird ausländischen
Studierenden zugemutet, daß sie für

einen vermittelten Job erst eine Arbeits-
erlaubnis erhalten, wenn ausgiebig ge-
prüft wurde, ob nicht ein Deutscher, ein
EU-Bürger oder ein Ausländer mit be-
sonderem Aufenthaltsstatus diesen Job
übernehmen könnte. Von seiten der Ar-
beitsbehörde und des Innenministeriums
wird damit argumentiert, daß man auf
das Problem von 4,6 Millionen Arbeitslo-
sen reagieren müsse. De facto bedeutet
dies, daß es ausländischen Studierenden
zukünftig nicht mehr möglich sein wird,
ein Studium selbständig zu finanzieren.
Menschen, die nicht aus finanziell abge-
sicherten Verhältnissen kommen,sind da-
mit von einem Studium in Deutschland
prinzipiell ausgenommen.

Für Ausländerinnen und Ausländer ist
es ohnehin schwierig genug, die immer
höher werdenden Mauern der Festung
Europa zu überwinden, um hier zu stu-
dieren oder zu arbeiten. Wer einmal hier
ist, unterliegt einer immer repressiveren
Ausländergesetzgebung, die den Aufent-
halt verschärften Bedingungen unter-
stellt. Für politisch Verfolgte, die Asyl be-
antragen, gilt, daß sie während eines lau-
fenden Verfahrens grundsätzlich nicht
arbeiten dürfen, und Kriegsflüchtlinge
haben hier immer einen unsicheren Auf-
enthaltsstatus,von dem aus ein festes Ar-
beitsverhältnis nicht eingegangen wer-
den kann.Wer zum Studieren kommt,soll
sein Studium schnell und effizient been-
den, um noch schneller und noch effizi-
enter wieder das Land zu verlassen. So-
ziale Auseinandersetzungen werden von
herrschender Seite dazu benutzt, Aus-
grenzung zu betreiben und die Menschen
zu selektieren.

Der Trend dahin, daß nur „sozial Bes-
sergestellte“ die Universität besuchen
können, hin zur Elitenuniversität, trifft
nicht nur ausländische, sondern alle Stu-
dierende. Dem ist massiver Widerstand
entgegenzusetzen! Der Status der Mas-
senuniversität für Ausbildung für alle
muß erhalten bleiben und weiter ausge-
baut werden. Allen Menschen muß mög-
lich gemacht werden, sich zu qualifizie-
ren, um an gesellschaftlicher und techni-
scher Entwicklung teilhaben zu können.
Voraussetzung dafür ist, daß soziale Ab-
sicherung gewährleistet ist.

Daher fordern wir:
� Abschaffung der Bevorrechtigungs-
regelung

� soziale Absicherung für alle Stu-
dierenden

� und daß sich der diesjährige Dies
academicus wissenschaftlich mit
den Ursachen der Migration be-
schäftigt.

Linke Gruppe im AusländerInnen-
referat (Universität Hamburg)

Einschüchterungsjustiz

Verurteilung wegen
ERNK-Plakaten
MÜNCHEN. Am 14. April 1997 wurde
Claus Schreer, Mitglied des Münchner
Kurdistan-Solidaritätskomitees von der
Staatsschutzkammer des Landgerichts
München I wegen des Besitzes von 200
Aufklebern und neun Plakaten mit dem
Symbol der ERNK zu einer Geldstrafe
von 600 DM (30 Tagessätze à 20 DM) ver-
urteilt. Das Urteil wird vor dem Bundes-
verwaltungsgericht angefochten.

Das Gericht folgte der von der Staats-
anwaltschaft vorgetragenen Anklage,
daß die bei einer polizeilichen Haus-
durchsuchung am 12. Juli 1996 aufge-
fundenen Aufkleber und Plakate
„vorrätig gehalten“ wurden, um sie „der
Verbreitung zuzuführen“. Dies sei ein
„Verstoß gegen das Betätigungsverbot
der PKK“. Ein Nachweis der Verbreitung
wurde vom Gericht als nicht erforderlich
angesehen. Anlaß für die bei Mitgliedern
des Münchner Solidaritätskomitees
durchgeführte Polizeirazzia war damals
ein Flugblatt, mit dem zu einer Veran-
staltung eingeladen wurde, die zwei Mo-
nate vorher stattgefunden hatte. „In dem
Flugblatt“, so lautete der Hausdurchsu-
chungsbefehl,würde „zur Unterstützung
der PKK aufgerufen.“

Das Flugblatt enthielt eine scharfe
Kritik an der Politik des türkischen Staa-
tes, der Unterstützung des „brutalen Ver-
nichtungskriegs gegen das kurdische
Volk“ durch die Bundesregierung, der
deutschen Waffenlieferungen und der
Verbotspraxis gegen kurdische Organi-
sationen in der BRD. Zitiert wurde die
Bereitschaft des Vorsitzenden der PKK,
Abdullah Öcalan, zur sofortigen Beendi-
gung des Krieges und zu Verhandlungen
über eine politische Lösung. Der Text en-
dete mit der Feststellung: „… daß die
Kurdinnen und Kurden im Recht sind,
wenn sie sich mit dem legitimen Befrei-
ungskampf ihren Volkes identifizieren
und ihre Befreiungsbewegung – einsch-
ließlich der PKK – unterstützen.“

Im Prozeß ging es jetzt nicht mehr um
den angeblich strafbaren Inhalt dieses
Flugblatts. Die Staatsanwaltschaft sah
sich überfordert und wollte einer poli-
tisch inhaltlichen Auseinandersetzung
aus dem Wege gehen. Claus Schreer er-
klärte  u.a., daß die polizeistaatliche Ver-
folgung in der BRD sich immer mehr der
Praxis des türkischen Staates und ande-
rer Diktaturen angleiche. Die Verbots-
verfügung des Bundesinnenministers
schaffe eine Grauzone für Willkürakte
des Staatsschutzes, der Polizeikräfte und
der Staatsanwaltschaften. Solidarität
mit dem legitimen Befreiungskampf des
kurdischen Volkes werde zur Straftat er-
klärt und führe zu Gesinnungsprozessen,
die an finstere Zeiten deutscher Vergan-
genheit erinnern.

aus Münchener Lokalberichte
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ESSEN. Mit bestimmt über 150 Teilneh-
mern gut besucht war die Veranstaltung
„Armes - reiches - Essen“ am 17.4.1997
in der Essener Volkshochschule. Die In-
itiative dazu ging von zwei stadtweiten
Zusammenschlüssen aus, dem vom DGB
initiierten „Bündnis für Arbeit und so-
ziale Gerechtigkeit“ und dem Forum so-
ziale Stadt Essen. In diesen Bündnissen
beteiligen sich von Gewerkschaften bis
Arbeitsloseninitiativen, von Beschäfti-
gungsgesellschaften bis kirchlichen Ein-
richtungen viele Gruppen, die die Le-
bensverhältnisse in Essen verbessern
wollen.

Ausgangspunkt der Beiträge war die
vor kurzem zum vierten Mal vorgelegte
Untersuchung „Soziale Ungleichheit im
Stadtgebiet“. Klaus Wermker, Leiter des
Stadtentwicklungsamtes, stellte diesen
Armutsbericht vor.Danach prägt sich das
Armutsgefälle in Essen immer krasser in
Nord-Süd-Richtung aus. So weist die
Stadt eine Arbeitslosenquote von 14 %
aus, einzelne Bezirken im Norden bis zu
27 %. Auch die Verteilung der von 20.000
Personen 1982 auf 43.000 Personen 1993
angestiegenen Sozialhilfebezieher ist
sehr ungleich. Zahlen zur Verteilung des
Reichtums in Essen konnte Wermker je-
doch nicht vorlegen, da sie so nicht erho-
ben werden. Alles spricht aber dafür, daß
die Spreizung arm/reich auch in Essen
zunimmt. In Hamburg schwankte das
Durchschnittseinkommen in den Stadt-
teilen schon 1992 zwischen 33.000 DM
und 178.000 DM im Jahr. Als Problem
warf Wermker auf, daß Armut bei vielen
Menschen zur Resignation führt. So liegt
die Wahlbeteiligung im Essener Norden
rund 20 % unter der im Essener Süden.

Die anschließenden Beiträge vom Po-
dium beleuchteten, was Armut konkret
heißt und welche Auswege gefunden wer-
den können. Der ehemalige Obdachlose
Dieter K. schilderte die städtische So-
zialhilfebürokratie,die Hilfesuchende zu
Bittstellern macht. Wichtig für ihn:
Selbstorganisierte Hilfe, z.B. das Büro
der Obdachlosen- und Nichtseßhaften-
initiative. Auch eine alleinerziehende
Frau formulierte den Wunsch nach „Hil-
fe zur Selbsthilfe“. Kontakt zur Beschäf-
tigungsinitiative „Vor Ort“ half ihr, ihr
Leben so zu organisieren, daß sie jetzt ei-
ne Ausbildung zur Krankenschwester
machen kann. Alfred Ferncz, Leiter der
Krisenhilfe für Drogenabhängige unter-
strich, daß es in der Sozialarbeit oft nicht
nur um Geld, sondern auch um den An-
satz geht, der gerade in der Drogenhilfe
oft an gesetzliche Grenzen stößt.

Willi Overbeck, Kirchlicher Dienst in
der Arbeitswelt und seit Jahren im
Selbsthilfebereich engagiert, stand mehr
für die politische Seite der Diskussion.Er
machte deutlich, daß es oft verheerende
Auswirkungen hat, wenn kleinen Initia-

tiven die ohnehin geringen Mittel gekürzt
werden und kritisierte die brutale sozia-
le Kürzungspolitik der Bundesregierung,
die gute Ansätze zur Selbsthilfe kaputt
macht. So können bei der Obdachlosen-
und Nichtseßhafteninitiative zwei ABM-
Stellen nicht mehr besetzt werden, weil
der Verein die 15.000 DM Eigenanteil
nicht aufbringen kann. Um so wichtiger
ist es – so Willi Overbeck – den Ansatz des
„Bündnisses für Arbeit und soziale Ge-
rechtigkeit“ weiterzuverfolgen und die
Zusammenarbeit zwischen Gewerk-
schaften, Kirchen und sozialen Initiati-
ven zu verbessern, um eine andere Poli-
tik durchzusetzen („Kohl muß weg!“).

Dies unterstützte auch Bruno Neu-
mann, IG Metall Bevollmächtigter. Zu-
mindest angerissen wurde in der ausge-
sprochen lebhaften Diskussion, daß die
BRD insgesamt alles andere als arm ist.
Damit ist nicht nur die Einkommensver-
teilung gemeint. Ein Konzern wie das
RWE hat allein im letzten Geschäftsjahr
einen Profit von rund 1 Mrd. DM ausge-
wiesen!

Unterbelichtet blieb die Tatsache, daß
die wachsende Ausgrenzung von Men-
schen aus dem Arbeitsmarkt eine direk-
te Folge der Rationalisierungsfeldzüge
der Konzerne ist. Mehrere Teilnehmer
führten aus, daß es notwendig ist, Kon-
zepte gegen die wachsende Verarmung zu
diskutieren, wie die Forderung nach ei-
ner sozialen Grundsicherung.Andere be-
tonten, wie wichtig es ist, die von Armut
Betroffenen an der Diskussion zu betei-
ligen. Sie müssen unterstützt werden,
sich selbst zu Wort zu melden, so der
DGB-Kreisvorsitzende Eckart Löser. Ei-
ne Möglichkeit dazu sind die in verschie-
denen Stadtteilen geplanten Folgeveran-
staltungen.Dort soll erörtert werden,wie
die Situation vor Ort verbessert werden
kann. „Raus aus der Zuschauerdemokra-
tie“ – dieses Ziel fand breite Zustim-
mung. Über 80 Leute trugen sich in Li-
sten ein, um sich an der Vorbereitung von
Veranstaltungen in den Stadtteilen zu
beteiligen.

syb

Veranstaltung „Armes reiches Essen“ – 

Auftakt zu mehr Einmischung von unten
Wehrmachtsausstellung

Polizei nimmt
Befürworter 
der Ausstellung fest

FRANKFURT. Am
13. April verhaf-
tete die Polizei
die Personalrä-
tin Cornelia W.
vor der Pauls-
kirche zum Zeit-
punkt der Eröff-
nung der Aus-
stellung „Ver-
nichtungskrieg.

Verbrechen der Wehrmacht 1941–1944“.
Sie befand sich in der Nähe von Bundes-
wehrsoldaten, die sich öffentlich und in
Uniform für die Ausstellung ausspra-
chen. Einer der Soldaten zeigte eine Ta-
fel mit der Aufschrift „DGB-Jugend: Für
die Abschaffung der Bundeswehr.“ 

Die Polizei hatte gegen 10.30 Uhr we-
gen befürchteter Demonstrationen von
Faschisten ein Versammlungsverbot für
den Paulsplatz ausgesprochen. Die Sol-
daten sowie die Kollegin befanden sich
jedoch nicht auf dem Paulsplatz, sondern
in der Braubachstraße, wo die Soldaten
interessierten Journalisten Interviews
gaben. Plötzlich stürzten sich Poli-
zeitrupps auf einen Soldaten, rissen ihm
die Tafel aus den Händen und verhafte-
ten ihn. Die Personalrätin war über die-
sen Übergriff völlig verblüfft und wollte
von den Polizisten die Tafel der DGB-Ju-
gend wieder zurückbekommen. Diese
verhafteten die Kollegin.Auf der Polizei-
stelle wurde sie erkennungsdienstlich
behandelt, der „versuchten Gefangenen-
befreiung“ sowie des „Widerstands ge-
gen die Staatsgewalt“ beschuldigt und
bis zum Schluß der Eröffnungs-
veranstaltung in Haft gehalten. Die  Po-
lizei verhaftete noch weitere vier Perso-
nen, von denen drei ebenfalls zu den
Befürwortern der Ausstellung gehörten.
Vertreter der HBV und des DGB interve-
nierten persönlich bei der Polizei für die
Freilassung der Gefangenen und prote-
stierten in einer Presseerklärung gegen
das undifferenzierte Vorgehen der Ord-
nungskräfte,die anscheinend die Parolen
der Demonstranten nicht lesen konnten.

Die in der Linken oft als informativste
Zeitung Frankfurts gerühmte FAZ ver-
schwieg in ihrer Notiz am 14.4.97 die Tat-
sache, daß es sich bei den Verhafteten bis
auf einen um Befürworter der Ausstel-
lung gehandelt hatte. Sie reagierte erst
auf die Presseerklärung des Hessischen
Journalistenverbandes, der zusätzlich
Attacken der Polizei auf Fotografen kri-
tisierte, die die Festnahmen dokumentie-
ren wollten. Aber auch in dem Artikel
vom 16.4., als die Presseerklärung von
HBV und DGB vorlag, verschwieg die
FAZ ihren Lesern die politische Richtung
der Festgenommenen. gst

Geteilte

Stadt
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LPG-Urteil des BuVerfG

Damokles-
schwert
Altschulden
Große Enttäuschung herrschte am 8. April
bei vielen Bauern in Ostdeutschland, als das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die
Klage gegen die Rechtmäßigkeit der LPG-
Altkredite zurückwies (wir berichteten). Bei
genauerer Betrachtung zeigt sich, daß die
Entscheidung für die Bauern sehr zwiespäl-
tig ist.

Die sachliche Berechtigung, die Rück-
zahlung der Altkredite in Frage zu stel-
len, ergibt sich aus folgenden Gründen:

1. Die Kreditaufnahme erfolgte im Er-
gebnis planwirtschaftlicher Entschei-
dungen, die nicht in jedem Falle aus be-
trieblicher Sicht gerechtfertigt waren
(Bau einer öffentlichen Straße). Die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen (z.B.
Agrarpreise, Steuer- und Kreditsystem),
die eine Rückzahlung ermöglicht hätten,
fielen mit der deutschen Einigung weg.

2. Bei der Umwandlung der LPG in
neue Unternehmensformen verblieb nur
ein Teil der Flächen bei den Nachfolge-
betrieben.Die Wiedereinrichter erhielten
ihren Boden schuldenfrei zurück. Viele
kreditierte Wirtschaftsgüter wurden da-
mit, weil in den umgewandelten Betrie-
ben nicht nutzbar, wertlos und waren
meist nicht verkaufsfähig bzw. verursa-
chen zukünftig noch Abrißkosten.

3. Eine Reihe von Wirtschaftsgütern,
z.B. Wohnbauten, Kulturhäuser, bei de-
nen das Bodeneigentum heute strittig ist,
stehen den Nachfolgebetrieben nicht zur
Verfügung. Die von der Treuhand durch-
geführten Teilentschuldungen für solche
Objekte werden durch die inzwischen für
die verbliebenen Schulden wieder aufge-
laufenen Zinsen weit übertroffen.

Die Rechtsanwälte, die die klagende
LPG (in Liquidation) Schlanstedt, vor
dem Bundesverfassungsgericht vertreten
haben, setzten in ihrer Begründung je-
doch nicht auf diese Sachverhalte.

Sie hofften das DDR-Kreditsystem
(und damit die DDR als Ganzes) als „Un-
rechtssystem“ darzustellen, um so die
Rückzahlungsforderungen als „unrecht-
mäßig“ zu erklären.

Obwohl das Bundesverfassungsge-
richt schon andere Urteile über das
Rechtssystem der DDR gefällt hat (z.B.
hinsichtlich der Verfolgung von Regie-
rungsmitgliedern), erklärte es die Forde-
rungen nach Kreditrückzahlung als
rechtmäßig.

In seinem Urteil analysierte das Bun-
desverfassungsgericht aber zugleich die
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten,
die die Bundesregierung im Prozeß der

Einen Kuß der ganzen Welt
SUHL.Vom 3. bis 14. April waren rund 20
Mitglieder der Thüringer Philharmonie
in Suhl nach einstimmigem Beschluß
des Orchesters im unbefristeten Hun-
gerstreik gegen die drohende
Schließung ihres Orchesters. Weder das
Land noch die Stadt Suhl wollten die er-
forderlichen 7 Millionen DM für den
weiteren Betrieb bereitstellen. Nach elf
Tagen Hungerstreik und zahllosen Soli-
daritätsbekundungen – u.a. von Thürin-
ger Künstlern, vom Thüringer Schrift-
stellerverband u.a. – beendeten sie am
14. April ihren Hungerstreik, nachdem
ihnen von der Stadt Suhl 1,5 Mio. DM
und vom Land Thüringen weitere 3,5
Millionen DM zugesagt worden waren.
Die Philharmoniker selbst verzichten
u.a. auf Weihnachts- und Urlaubsgeld
und hoffen, mit weiteren Spenden und
Einschränkungen hinzukommen - wo-
bei offen ist, ob und wie sie die Verluste
aufholen können, die sie durch die Stor-
nierung von Auftritten infolge der dro-
henden Schließung erlitten haben. Hier
ein abschließender Bericht in der 2.
April-Ausgabe der „UNZ“. rül

Gerd Dolge in der „UNZ – Linke Zeitung für
Thüringen“ über den Hungerstreik der
Suhler Philharmoniker

Sonntag nachmittag. In der Suhler Kir-
che das Solidaritätskonzert.Im Haus der
Thüringen Philharmonie ist es beklem-
mend ruhig.Abends dann der Entschluß,
den Hungerstreik auszusetzen. Das Or-
chester könnte bestehen bleiben. Even-
tuelle finanzielle Einbußen der Musike-
rInnen vorausgesetzt? Noch ist alles of-
fen. Doch Hoffnung bleibt.

Wie schon tags zuvor. Da drangen aus
dem Probensaal gegen 11 Uhr himmli-
sche Klänge nach Noten von Beethovens
„Neunter“: „Diesen Kuß der ganzen
Welt …“ Dort, wo die Kollegen hunger-
ten, bereiten sich jetzt die Musiker auf
die Holland-Tournee mit der Suhler Sin-
gakademie vom 15. bis 24. April vor.
Nicht allein die Musik ist hinreißend,
auch die Hingabe ist es wie die Zuver-
sicht, der Mut wie die Entschlossenheit.

Musizieren heißt hier leben. Heißt auch,
74 gute Solisten sind noch lange kein Or-
chester. Dazu braucht es Zeit und Raum
und Kraft. Für die einzelnen Musiker
beinahe ein Leben lang; für ein Orche-
ster braucht es Jahre.Wer es zerschlägt,
zerstört Menschenleben.

Andere Töne konnte diese Thüringen-
Philharmonie auch. Wie die Posaunen
von Jericho muß in den Ohren der Re-
gierenden in Erfurt und Suhl ihr Ruf er-
klungen haben: „Wir treten in den Hun-
gerstreik - wir hungern für Kultur!“

So stürzten sie langsam zusammen,
die hohlen Argumentationen vom feh-
lenden Geld wie der Glaube vom jensei-
tigen, duldenden Künstler, der sich ja
doch eher in den himmlischen Sphären
der Musik verliert.

Damit hatten die Regierenden in Er-
furt und Suhl nicht gerechnet, weil sie
sich mit ihrem satten Salär nicht vor-
stellen können,um Kultur,um Kunst wie
um Leben gleichermaßen spielen und
kämpfen zu müssen.

„Unangemessen“ tönte es aus Erfurt.
Danach Schweigen. Nur OB Kummer
spielte politisches Ping-Pong über die
Köpfe der Musiker hinweg und morali-
sches Kamikaze, als er gegen die Hun-
gerstreikenden Polizei einsetzen wollte.

Die PDS-Landespolitiker von Gabi
Zimmer über Birgit Klaubert bis Roland
Hahnemann, die hier kein parteipoliti-
sches Süppchen kochten, nahmen sich
angenehm zurück, einige PDS-Stadträ-
te so sehr, daß sie sich auf der Regie-
rungsseite wiederfanden.

Auch der perfekt inszenierte Auftritt
von Innenminister Dewes, der sich den
Musikern als „der gute Mann aus Er-
furt“ präsentierte, änderte an ihrer Si-
tuation nichts. Konkrete Vorschläge
fehlten bei ihm.

An Solidarität fehlte es indes nie.Täg-
lich kamen Besucher, täglich kamen
Briefe, Karten, Faxe von Menschen aus
der ganzen Welt, denen Kunst, wie Gise-
la Steineckert am Sonntag schrieb, „Le-
bensmittler und Lebensmittel“ ist.

Gut, daß es in Suhl Menschen gab, die
dafür sogar in den Hungerstreik traten.

Erbärmlich, daß sie es tun mußten.
Gerd Dolge

O
-

T O N
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Vereinigung bei der Behandlung der Alt-
schulden gehabt hätte.
Es heißt im Urteil:

1. Der Gesetzgeber stand vor der Auf-
gabe, „die planwirtschaftlich geschaffe-
nen Verhältnisse in marktwirtschaftliche
(zu) überführen. Bei der Bewältigung
dieser Aufgabe … war ihm ein Gestal-
tungsspielraum eröffnet,der … noch wei-
ter reichte, als es im wirtschaftspoliti-
schen Bereich ohnehin der Fall ist“.

2. Der Gesetzgeber „hätte sich für ein
vergangenheitsorientiertes Konzept ent-
scheiden dürfen, bei dem die Umwand-
lung an dem Gedanken des Ausgleichs
der Folgen von Maßnahmen der DDR
ausgerichtet worden wäre, die in der
Rechtsordnung der Bundesrepublik als
unannehmbar anzusehen sind.“

3.„Der Gesetzgeber konnte sich mit ei-
ner Teilentschuldung begnügen … Der
Gesetzgeber war allerdings von Verfas-
sungs wegen verpflichtet, den Schulden-
anteil für solche Investitionen zu über-
nehmen, die die LPG zur Verbesserung
der Infrastruktur im ländlichen Raum
tätigen mußten“. Hinsichtlich der bilan-
ziellen Entlastung hat der Gesetzgeber
„eine Kontroll- und gegebenenfalls eine
Nachbesserungspflicht“.

Mit diesem Teil des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts liegt die Verant-
wortung für den weiteren Umgang mit
den Altkrediten wieder beim Gesetzge-
ber. Er hat die Wirksamkeit der Ent-
schuldungsmaßnahmen zu überprüfen.
Nach Auffassung der PDS muß diese
Überprüfung sehr schnell erfolgen, denn
jeden Tag laufen neue Zinsen auf, wird
die Handlungsfähigkeit der Agrarunter-
nehmen behindert.

Dem Rechtsempfinden würde es ent-
sprechen, wenn der Gesetzgeber sich zu
einer weiteren Entschuldung entschlie-
ßen würde, durch die die  Altkredite an
die Werthaltigkeit der noch nutzbaren
Wirtschaftsgüter angepaßt werden, wie
die PDS schon seit langem fordert.

Die Treuhand hat beim Verkauf der
volkseigenen Betriebe eine Entschul-
dung vorgenommen. Den Bauern, die ge-
meinschaftlich ihre Felder weiter bewirt-
schaften, wird sie bisher nicht zugestan-
den.

Die Gründe dafür sind offensichtlich.
Die Gemeinschaftsunternehmen in Ost-
deutschland passen nicht in die Bonner
Agrarpolitik. Ihr Konkurs wird billigend
in Kauf genommen. Würden doch da-
durch Konkurrenten ausgeschaltet und
der Boden für die Alteigentümer und das
Großkapital aus dem Westen frei werden.

Um den Fleiß ihrer Lebensarbeit wer-
den jedoch vor allem viele Bauern betro-
gen, die aus schuldenbelasteten Nachfol-
gebetrieben ausscheiden mußten und
jetzt noch nicht einmal ihren Inventar-
beitrag zurückbekommen, viel weniger
noch ihren Anteil am genossenschaftli-
chen Vermögen.

Wolfram Triller, 
Mitarbeiter des PDS-Abgeordneten

Günther Maleuda

SPD/DKP: Mörfelden-
Walldorf. Die SPD der

zweitgrößten Stadt im hessi-
schen Kreis Groß-Gerau hatte

bei der Kommunalwahl im März die ab-
solute Mehrheit nur knapp verfehlt. In
den vergangenen Legislaturperioden
hatte es erst eine rot-schwarze, dann ei-
ne rot-grüne Koalition gegeben. Nach-
dem die Verhandlungen zwischen SPD,
CDU und GRÜNEN keine Ergebnisse
gebracht hatten, sind die Sozialdemo-
kraten für die Wahl des ersten Stadtrats
und die Verabschiedung des Haushalts
jetzt auf die Stimmen der DKP/Offenen
Liste angewiesen. Die Kommunisten
waren mit der Parole „Linke Opposition
bleibt notwendig“ mit 10,2% wieder in
das Stadtparlament eingezogen. Die
Gremien der SPD haben sich für eine
„Tolerierung“ durch die DKP/OL aus-
gesprochen und ihr zugesichert, daß es
keine Gebührenerhöhungen bei den
Kindergärten geben wird. Um den Ein-
fluß der CDU zurückzudrängen, wird
sich die die DKP/OL bei der Wahl des er-
sten Stadtrats der Stimme enthalten und
den Haushalt mittragen, soweit er keine
Gebührenerhöhungen enthält.

EU-MITBESTIMMUNG: München.
Nach zahlreichen Protesten besteht die
bayerische Staatsregierung nun nicht
mehr darauf, daß die Kommunen nicht
im „Ausschuß der Regionen“ der EU ver-
treten sein dürfen. Die SPD begrüßt die-
ses Einlenken und erklärt: „Wer Europa
ohne ein Mitspracherecht der Städte,
Gemeinden und Landkreise aufbauen
will, baut Europa auf Sand.“

ABFALL-ABGABE: Hannover. Die
SPD-Landesregierung plant, in einem
Schnellverfahren die Abfallabgabe in
Niedersachsen rückwirkend zum 1.1.97
abzuschaffen.Sie kommt damit Forde-
rungen aller großen Unternehmerver-
bände des Landes nach, die bei Treffen
mit dem Umweltministerium auf einer
ersatzlosen Streichung bestanden, ohne
ihrerseits Zusagen hinsichtlich einer
stärkeren Vermeidung von gefährlichen
Abfällen oder einer finanziellen Beteili-
gung an den notwendigen Altlastensa-
nierungen zu machen. Die Bündnisgrü-
nen im Landtag befürchten eine erheb-
liche Zunahme von Giftmüll und
schwerwiegende finanzielle Folgen,
wenn dieses ehemals große rot-grüne
Reformprojekt geschlachtet würde.

PAPPTELLER: Kempten. Die Stadt
Kempten darf es der Schnellrestaurant-
Kette „Kochlöffel“ (Lingen/Nds.) nicht
verbieten, an Stehtischen vor dem Lokal
Pappteller und -becher zu verwenden.
Dieses Urteil hat das Bundesverwal-
tungsgericht Berlin am 23. April in letz-
ter Instanz gesprochen. Während das
Augsburger Verwaltungsgericht und der
Bayerische Verwaltungsgerichtshof der

Kommune recht gaben, legten die Berli-
ner Richter nun fest, daß bundesrechtli-
che Regelungen zur Müllvermeidung
keinen Raum ließen für landes- und orts-
rechtliche Ergänzungen. Da das Bun-
desrecht keine Pflicht kenne, nur Mehr-
weggeschirr zu verwenden, sei der
Kemptener Bescheid unrechtmäßig.
„Die Bemühungen,Abfall zu vermeiden,
werden so konterkariert“, kommentier-
te OB Ulrich Netzer (CSU) das Urteil.

SAUBERMÄNNER: Stuttgart. Einen
Förderverein „Sauberes und sicheres
Stuttgart“ gibt es seit 8.April. Darin ge-
ben die Chefs der Württembergischen
Versicherung, von Breuninger, der LG-
Bank etc. den Ton an. Sie wollen Vor-
beugung und Aufklärung in Sachen
Kriminalität befördern und den Stand-
ort stärken. OB Schuster ist mit von der
Partie: Er will jetzt in Zusammenarbeit
mit der Caritas Sozialhilfeempfänger
dazu verpflichten, Schmutz aufzu-
spüren; sie werden mit Funk ausgerü-
stet; in den Bezirken werden Sicher-
heitsbeiräte gebildet. Schuster will eine
„konsequentere Bußgeldpraxis ein-
führen“. Der Polizeipräsident unter-
stützt die Aktion durch Einstellung ei-
ner „Beauftragten für kommunale Kri-
minalprävention“.

SCHULBÜCHER: Bonn. Die öffentli-
chen Ausgaben für Schulbücher sind seit
1991 bundesweit von 67 auf 42 Mark pro
Schüler gesunken.Nach einer Studie des
Frankfurter Instituts für Bildungsmedi-
en, das von den Schulbuchverlagen ge-
tragen wird, tun sich von Bundesland zu
Bundesland gewaltige Unterschiede auf:
Während Baden-Württemberg pro
Schüler rund 80 Mark aufwende, seien
es in Bayern und Bremen gerade mal 26
bzw. 22 Mark. Das bayer. Kultusministe-
rium antwortete darauf: Zwar müßten
die Kommunen sparen, so daß ein Buch
„schon mal ein Jahr länger unterwegs
sein kann“ (in Bayern muß ein Buch zehn
statt drei Jahre halten). Der Unterricht
aber würde nicht schlechter: „Die sind
so geschrieben, daß das Wesentliche
nicht in zehn Jahren veraltet.“

UFERWEGE: Potsdam. Die Stadtver-
ordnetenversammlung hat auf Antrag
der PDS-Fraktion noch einmal bekräf-
tigt, daß die Uferwege in Potsdam „all-
gemein und durchgängig“ begehbar
bleiben müssen. Hintergrund ist die
durch das „Mauergesetz“ vom 15.7.1996
geschaffene Möglichkeit für Alteigentü-
mer, Mauergrundstücke zurückzukau-
fen.Am Griebnitzsee müssen zur durch-
gängigen Begehbarkeit jedoch „im
schlimmsten Fall“ Steganlagen vor ver-
einzelten Grundstücken errichtet wer-
den, falls die Eigentümer sich nicht zu
einer vernünftigen Lösung – dazu gehört
auch der Verkauf der Flächen – bereit
finden. Zusammenstellung: baf
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REDAKTIONS-
STATUT. Das Arbeits-

gericht Mannheim hat am 19.
April die im Januar 1996 durch
Herausgeber und Geschäfts-
führung erfolgte fristlose
Kündigung des Redaktions-
statuts des „Mannheimer Mor-
gen“ (MM) für „rechtsunwirk-
sam“ erklärt. Das Gericht gab
damit teilweise einer Klage des
MM-Redaktionsrates statt.
Den Herausgebern hatten die
über das sonst in Tendenzbe-
trieben übliche hinausgehen-
den Regelungen nicht gepaßt.
So ist der Chefredakteur laut
Statut „im Einvernehmen mit
dem Redaktionsrat“ auf Vor-
schlag der Herausgeber zu be-
rufen. Die Herausgeber ver-
zichten auf ihren Vorschlag,
wenn vier der fünf Mitglieder
des Rates widersprechen. Der
derzeitige Chefredakteur war
nach Kündigung des Statuts
und ohne Anhörung des Re-
daktionsrates berufen worden.
Die Herausgeber wollen erst-
mal nicht nachgeben: „Bis zu
einer endgültigen Entschei-
dung in der Beschwerde- und
gegebenenfalls Berufungsin-
stanz sieht die Geschäfts-
führung das Redaktionsstatut
nach wie vor als gekündigt
an.“ Laut Deutschem Journa-
listenverband ist erstmals ge-
richtlich entschieden worden,
daß ein Redaktionsstatut
rechtsverbindlichen Charak-
ter besitze.

(Quelle: Die Rheinpfalz ,19.04.97)

STEUERREFORM. Gegen die
Steuerreform-Vorschläge der
Regierungskoalition gibt es
Widerstand. Der DGB hat eine
bundesweite Unterschriften-
sammlung angeleiert, einzelne
Gewerkschaften wie die IG
Medien treten für größere Ak-
tionen ein. Der IG Metall-Ver-
trauenskörper der Widia
GmbH hat die Steuerreform
auf der letzten Betriebsver-
sammlung zum Thema ge-
macht. Mehrere hundert Be-
schäftigte unterschrieben in-
zwischen einen Text,der an die
Essener Bundestagsabgeord-
neten weitergeleitet werden
soll. Darin heißt es u.a.: „Wir
sind gegen die Besteuerung der
Zuschläge für Sonntags-, Fei-
ertags- und Nachtarbeit, ge-
gen eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer und gegen die wei-
tere Entlastung von Spitzen-
verdienern und Großunter-
nehmen.Wir sind für eine Ent-
lastung vor allem der unteren
Einkommen und fordern die

Bundestagsabgeordneten auf,
sich dafür einzusetzen. Eine
Steuerreform muß höhere
Kaufkraft und Nachfrageim-
pulse bringen, damit mehr Ar-
beitsplätze geschaffen wer-
den.“

ALLIIERTE STREITKRÄFTE.
Nach sieben Wochen Arbeits-
kampf hat die ÖTV gegenüber
den Alliierten Streitkräften ei-
nen Rationalisierungsschutz-
vertrag durchsetzen können.
Wenn zivile Arbeitsplätze bei
den Truppen wegfallen, müs-
sen den Betroffen zunächst
gleichwertige, dann zumutba-
re Ersatzbeschäftigungen an-
geboten werden. Außerdem
müssen Fortbildungsangebote
gemacht werden. Kommt es
doch zu Entlassungen, sind
Abfindungen fällig.

DGB-RECHTSSCHUTZ.
Mehrere hundert Beschäftigte
des DGB haben in Düsseldorf
gegen die Einschränkung oder
Auflösung des zentralen
Rechtsschutzes demonstriert.
Wie berichtet, wollen einige
Einzelgewerkschaften den
Rechtsschutz in eigene Regie
übernehmen. Rund 1000 der
insgesamt 2300 bundesweit
beschäftigten DGB-Ange-
stellten sind beim Rechts-
schutz tätig.

KONSUMSPALTUNG. Die zu-
nehmende Spaltung der Ge-
sellschaft in Arme und Besser-
verdienende schlägt sich im
Konsumverhalten nieder. Der
Verband der Lebensmittelher-

steller teilte jetzt mit, der Ab-
satz von billigen Discount-Le-
bensmitteln einerseits und von
Hochpreis-Artikeln anderer-
seits habe sich 1996 über-
durchschnittlich positiv ent-
wickelt. Dagegen seien im
mittleren Preissegment erneut
Einbußen zu verzeichnen ge-
wesen.

RENTEN-RECHENFEHLER.
Der Chef der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte
(BfA) Lutz Freitag wirft Mini-
ster Blüm vor, er täusche mit
seinen Rentenrechnungen die
Öffentlichkeit. Blüms Maß-
nahmen führten zu einer Ab-
senkung des Rentenniveaus
auf 50 Prozent der Nettolöhne
und nicht auf 64 Prozent, wie
Blüm behauptet. Der Grund:
Der „Eckrentner“, mit dem
Blüm rechne, sei eine Fiktion.
Immer weniger erreichten die
unterstellten 45 Versiche-
rungsjahre: in der Arbeiterver-
sicherung habe 40 Prozent der
Männer weniger Versiche-
rungsjahre, bei den Angestell-
ten 14 Prozent. Bei den Frauen
seien es 96% (Arbeiterinnen)
bzw. 76% (Angestellte). Lutz
Freitag errechnet eine durch-
schnittliches Rentenniveau
von 60% des Nettolohnes der-
zeit; durch die Maßnahmen
Blüms würde es auf 50% sin-
ken und damit in die Nähe des
Sozialhilfeniveaus von 40%
der Nettolöhne kommen.

IG CHEMIE. Schon seit län-
gerem gibt es zwischen den Ar-
beitgebern und der IG-Chemie

Verhandlungen über eine Sen-
kung der Tarife für die Berei-
che Kunststoffe, Chemiefasern
und Kautschuk. Im Rahmen
dieser Verhandlungen hat die
IG-Chemie im März diesen
Jahres vorgeschlagen, statt-
dessen einen „Einkommens
korridor“ einzuführen. Unter
bestimmten Bedingungen sol-
len für alle Bereiche die Mög-
lichkeit gegeben werden, die
Entgelte zu senken. Nach Auf-
fassung der IG-Chemie muß
die Nutzung eines solchen
Korridors an die wirtschaftli-
chen Situation der einzelnen
Betriebe, an Maßnahmen zur
Sicherung der Arbeitsplätze,
an Investitionen zur Sicherung
des Standortes gekoppelt wer-
den. „Einen Tarif für eine
Branche“ gäbe es dann nicht
mehr, der Flächentarifvertrag
wäre aufgelöst. Seit Jahren
sind die Tariferhöhungen so
niedrig, daß wir Arbeitnehme-
rInnen einen Reallohnverlust
hinnehmen mußten. Trotzdem
hat die IG-Chemie niedrigere
Einstiegstarife für Langzeit-
arbeitslose und Berufsanfän-
ger vereinbart. Im Jahr 1996
sind in der gesamten chemi-
schen Industrie nur 2000
Langzeitarbeitslose einge-
stellt worden. Außer der teil-
weisen Übernahme von Ausge-
bildeten sowie der Einstellung
von Akademikern sind kaum
MitarbeiterInnen eingestellt
worden. Wir lehnen den Vor-
schlag der IG-Chemie ab!
(Aus Flugblatt der „Durchschauba-
ren“ bei Bayer-Leverkusen)

Zusammenstellung: alk

November 1994: 630 Holzkreuze
vor dem Mannheimer SEL-Werk
symbolisieren die 630 Beschäf-
tigten, die entlassen werden sol-
len. Das Land Baden-Württem-
berg sprang damals ein: Ein Ver-
trag zwischen der landeseigenen
L-Bank und dem Elektronik-
Konzern, der in Mannheim Rü-
stungsgüter produziert, über den
Kauf des Firmengrundstücks und
anschließende Rückvermietung
veranlaßten den Konzern 410 Ar-
beitsplätze zu garantieren. 4 Mio.
DM gab das Land noch für Um-
bauten dazu, 0,5 Mio. DM die
Stadt Mannheim. Jetzt will die
Konzernleitung den Standort
Mannheim schließen. Die Lan-
desregierung verhandelte – bis-
her vergebens. Sogar Minister-
präsident Teufel (CDU) und Wirt-
schaftsminister Döring (FDP)
sprechen von „Wortbruch“.
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Ansätze zu einer neuen Wirtschaftspolitik in Ostdeutschland

Binnennachfrage, Massenkaufkraft und fairer
Handel der Regionen
Im Thüringer DGB, dessen Landesbe-
zirksvorsitzender Frank Spieth zu einem
der Initiatoren der „Erfurter Erklärung“
gehört, sucht man auch in der Wirt-
schafts- und Beschäftigungspolitik nach
neuen Wegen. Während die anderen
DGB-Landesbezirke im Osten z.B. in ei-
nem kürzlich vorgestellten Papier zum
„Aufbau Ost“ weiter auf die eher „klas-
sischen“ Instrumente Export und Inno-
vationsförderung hoffen, suchen die
Thüringer Gewerkschafter nach Mitteln
und Wegen für ein mehr qualitatives und
nachfragegestütztes Wachstum. In einem
Artikel im „Neuen Deutschland“ plä-
dierte Frank Spieth am 8. April aus die-
sem Grund u.a. dafür, gemeinnützige
Wirtschaftsformen sowie Verbraucher-
und Produzentengenossenschaften „wie-
derzubeleben“. Rolf Düber, Sekretär für
Wirtschafts- und Strukturpolitik im
DGB-Thüringen, beschreibt weitere Ele-
mente der Thüringer Gewerkschaftsdis-
kussionen.

Von Rolf Düber

Beispiel Thüringen: Statt 236.000 im Fe-
bruar 1997 offiziell zugegebenen, regi-
strierten Arbeitslosen (Quote: 20,6%)
fehlen rund 460.000 Arbeitsplätze. Zu
den registrierten Arbeitslosen kommen
noch 120.000 Teilnehmer/innen in Maß-
nahmen der Arbeitsämter sowie die „stil-
le Reserve“ mit mindestens 43.000 Men-
schen, die sich resigniert nicht mehr re-
gistrieren lassen und rund 60.000 Pend-
lerinnen in die alten Bundesländer hin-
zu. Den 460.000 fehlenden Arbeitsplät-
zen (Unterbeschäftigungsquote 30,4%)
stehen lediglich 868.000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte mit rückläu-
figer Tendenz gegenüber.

Gleichzeitig ist die Erosion der Nor-
malarbeitsverhältnisse durch Tarifflucht
und zunehmende Etablierung von unge-
schützten, Geringverdiener-Beschäfti-
gungen an der Tagesordnung.

Angesichts dieser dramatischen Lage
ist Handeln angesagt. Unternehmensbe-
zogene Lösungsansätze werden zumeist
in der Verbesserung der unzureichenden
Innovationskraft, der Produktentwick-
lung, der Management- und Marketing-
kenntnisse sowie der Beseitigung der
Mängel in der Arbeitsorganisation und
der Schaffung eines ostdeutschen Kapi-
talstocks zur Eigenkapitalstärkung der
Unternehmen gesehen.

Handelsbilanzdefizit-Ost

In der öffentlichen Diskussion wird al-
lerdings häufig vernachlässigt, daß ein

wesentliches Problem der ostdeutschen
Wirtschaft die ungleiche Markter-
schließung – das Handelsbilanzdefizit-
Ost – innerhalb der Bundesrepublik ist.
Bundesweit ist die gegenwärtige Kon-
junkturentwicklung einseitig vom Ex-
port getragenen. Ein Fakt, der sich be-
sonders negativ im exportschwachen
Osten Deutschlands auswirkt.

Die Verbreiterung der Exportbasis und
des überregionalen Absatzes war von
1990 an erklärtes Ziel der Förder- und
Wirtschaftspolitik in Ostdeutschland.

Inzwischen ist offenkundig: Die Wir-
kungen sind weit geringer als erwartet.
Ostdeutschland hat einen Anteil von ge-
rade 1,9 % (1995) an den gesamtdeut-
schen Ausfuhren. Aus ostdeutschen In-
dustrieunternehmen finden im Durch-
schnitt 30% der Produktion den Weg in
die alten Bundesländer (wo sich90 % der

gesamtdeutschen Nachfrage befinden)
bzw.den Export.Dem proklamierten Ziel
„Stärkung des überregionalen Absatzes“
muß in Zukunft durch geeignete, auf ost-
deutsche kleine und mittlere Unterneh-
men zugeschnittene Förder- und Koope-
rationsinstrumente stärker zum Durch-
bruch verholfen werden.

Die Schaffung regionaler Kooperati-
onsbörsen zur Zusammenführung von
vorhandenen Potentialen ist überfällig.
Wenngleich die ostdeutschen Exporte in
den letzten Jahren gestiegen sind, so ist
vor übersteigerten Erwartungen zu war-
nen. Mit der derzeitigen Industriestruk-
tur sind keine allzu großen Exporterfol-
ge möglich, auch nicht bei weiterer Pro-
duktivitätssteigerung und Rentabilitäts-
verbesserung. Im übrigen kommt es nicht
nur auf die Exporte an, sondern aus re-
gionalökonomischer Sicht auf den Saldo
aus Lieferungen in und Bezügen aus an-
deren Regionen, und hier insbesondere
hinsichtlich der alten Bundesländer.

Fairer Handel der Regionen?

Das regionale Handelsbilanzdefizit Ost-
deutschlands mit anderen Regionen
(Westdeutschland und Ausland) hat die
Dimension des US-amerikanischen Han-
delsbilanzdefizits in Höhe von rund 220

Mrd. DM erreicht. Die Lieferungen in die
Region sind etwa 3,7 mal so groß wie die
Lieferungen heraus (1995), diese Relati-
on hat sich in den letzten Jahren zwar
leicht verbessert, aber das Defizit ist ab-
solut weiter gestiegen.

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit,
das Handesbilanzdefizit Ostdeutsch-
lands abzubauen.

Wege dafür sind u.a. die Etablierung
neuer Vermarktungswege für Ostproduk-
te. Erforderlich ist eine breitgefächerte
Stützung und Stärkung der regionalen
Wirtschaftspotentiale. Vor diesem Hin-
tergrund ist eine sektoral und regional
differenzierte Förderpolitik notwendig.

Wenn die alles beherrschenden West-
handelskozerne ihre Politik des „closed
shop“ gegenüber Ostprodukten nicht
aufgeben,könnte die Gründung von kon-
sumähnlichen Vertriebs- und Produkti-
onsgenossenschaften und deren Ausbau
bis hin zum Betrieb eigener Verbraucher-
märkte und Filialen eine Lösung sein.
Der Vorteil dieser Konzeption liegt nicht
nur im relativ geringen Einzelrisiko für
die Mitglieder, sondern auch in der Mög-
lichkeit einer branchenübergreifenden
Angebotsstruktur, also eines Vollsorti-
mentes.

Angemerkt sei, daß die flächen-
deckend vorhandenen Strukturen des
Konsum aus DDR-Zeiten systematisch
zerschlagen bzw. von der Förderung aus-
genommen wurden.

Fairer Handel auf Kosten des Westens
wäre ein Beitrag zur Ostförderung und
als ökologischer Nebeneffekt ein Beitrag
zur Verringerung des Güterverkehrsauf-
kommens. Die überfällige Entwicklung
der Massenkaufkraft würde die nachhal-
tigen Folgen für die Westwirtschaft ab-
mildern.

Steigerung der Massenkaufkraft

In Gesamtdeutschland wird die bereinig-
te Lohnquote (Anteil der Arbeitnehmer-
einkommen am Volkseinkommen) 1997

Erforderlich ist eine
breitgefächerte 
Stützung und Stärkung
der regionalen Wirt-
schaftspotentiale.
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auf den niedrigsten Wert seit 1990 absin-
ken, in Westdeutschland sogar seit Beste-
hen der Bundesrepublik.

In Folge der von anderer Seite geprie-
senen „moderaten Lohnabschlüsse“ der
letzten Jahre und hoher Arbeitslosigkeit
ist eine Absatzförderung durch eine stei-
gende Massenkaufkraft kaum zu erwar-
ten. Zudem blockieren blendende Rendi-
ten am Kapitalmarkt die notwendigen
Investitionen in beschäftigungswirksa-
me Bereiche.

Unternehmerverbände und Bundesre-
gierung argumentieren: Höhere Gewinne
= mehr Investitionen, mehr Investitionen
= mehr Arbeitsplätze, mehr Arbeitsplät-
ze weniger Arbeitslose. Die Analysen des
Sachverständigenrates (SVR) widerle-
gen diese Gleichung. Der SVR kann sich
die schwache Investitionstätigkeit (1997
rechnet er mit einem Wachstum der Aus-
rüstungsinvestitionen um real 3,5 Pro-
zent) nicht erklären: „Daß die Investiti-
onskonjunktur einfach nicht anspringen
will, ist ungewöhnlich.“

Dilemma von SVR (und Bundesregie-
rung): Solange Arbeitslosigkeit herrscht,
fordert er,daß die Gewinne deutlich stär-
ker als die Löhne steigen müssen. Einen
nachprüfbaren und konkreten Beurtei-
lungsmaßstab für eine beschäftigungsge-
rechte Relation zwischen Löhnen und
Gewinnen hat der Rat nicht. Durch
Lohnerhöhung und die Angleichung
steigt die Massenkaufkraft. Auf dieser
Basis, unterstützt durch eine entspre-
chende Steuerpolitik, sind Investitionen
in neue Beschäftigung möglich.

Ziel ist die Ausweitung der Investitio-
nen in Richtung qualitatives Wachstum
(sozialverträglicher Umbau, hin zu einer
ökologisch nachhaltigen Wirtschaftswei-
se), d.h. Berücksichtigung sozialer und
ökologischer Erfordernisse bei der Ver-
gabe öffentlicher Fördermitttel und Auf-
träge. Statt einseitig investoren- und
standort- muß Wirtschaftspolitik be-
schäftigungs- und umweltorientiert aus-
gerichtet werden.

In diesem Sinne sind ostdeutsche Un-
ternehmen und Betriebe durch Entwick-
lung marktgerechter Umsetzung eigen-
ständiger Innovationspotentiale sowohl
im Bereich der technischen, wie der Hu-
manressourcen zu stärken. Statt vorder-
gründig auf Impulse von außen muß die
künftige Förderpolitik als Anreizinstru-
mentarium an der Entwicklung der vor-
handenen Potentiale (z.B. lokale Syner-
gien, Qualifikations- und Produktions-
potentiale) ansetzen. Gefordert ist eine
Absatzförderung, die der zu 80 Prozent
auf den Nahbereich ausgerichteten ost-
deutschen Produktion entgegenkommt.

Exportförderung geht an der zumeist
klein- und mittelständisch gepragten
ostdeutschen Wirtschaftsstruktur vorbei,
exportiert Arbeitslosigkeit und zemen-
tiert den unfairen Handel zwischen den
Regionen.
Rolf Düber ist Sekretär für Wirtschafts- und
Strukturpolitik beim DGB-Landesbezirk Thürin-
gen.

Bayer AG

Vorstand fordert, der
Gesamtbetriebsrat
macht Zugeständnisse
Inzwischen hat es sich bis zu Bundesar-
beitminister Blüm herumgesprochen,
daß es unsittlich ist, Rekordgewinne ein-
zustreichen und andererseits Menschen
in die Arbeitslosigkeit zu entlassen. Da-
mit droht jedenfalls der Vorstand der
Bayer AG. Sein Ziel sind Extraprofite.
Betriebsbereiche, die da nicht mithalten
können, möchte der Vorstand lieber heu-
te als morgen aus dem Konzern ausglie-
dern. Freilich sollen diese Unterneh-
mensbereiche vorher soweit als möglich
fit gemacht werden, indem soweit als
möglich die Löhne gedrückt werden.Mit-
te April hat die IG Chemie-Mehrheits-
fraktion im Betriebsrat ihre Vorstellun-
gen konkretisiert, wie sie mit dem Vor-
stand verhandeln will. Demzufolge ist
der Gesamtbetriebsrat nicht gegen Aus-
gliederungen. Beschäftigte, die sich mit
ausgliedern lassen, sollen einen vertrag-
lich zugesicherten Kündigungsschutz
von fünf Jahren erhalten.Legen diese Be-
schäftigten aber Widerspruch dagegen
ein, in eine dieser neu zu gründenden Fir-
men mitzugehen und entstehen dadurch
im Konzern Personalüberhänge, so soll
ihnen betriebsbedingt gekündigt werden
können. Dies ist eine Ungeheuerlichkeit.
Denn dieses Widerspruchsrecht steht den
Beschäftigten gesetzlich zu.Der Gesamt-
betriebsrat deutet damit an, diese Be-
schäftigten, in solchen Konfliktsituatio-
nen nicht vertreten zu wollen. Er gibt es
auf, eine Vertretung aller Kolleginnen
und Kollegen zu sein.

Bis zum Jahr 2000 sollen jährlich ca.
1000 Beschäftigte im Rahmen der Alters-
teilzeit, des Vorruhestandes (ab 55. Le-
bensjahr) und von Abfindungen das Un-
ternehmen verlassen. Dabei ist keines-
wegs daran gedacht, diese Stellen mit
jüngeren und arbeitslosen Menschen
wieder zu besetzen.

Desweiteren soll bei allen Beschäftig-
ten der Bonus und die übertarifliche Jah-
resprämie um ein durchschnittliches
jährliches Einsparvolumen von ca. 125
Mio DM eingespart werden. Kolleginnen
und Kollegen, die neu in das 5-Schicht-
system eintreten, sollen zukünftig statt
35,9 Wochenstunden jetzt 37,5 Wochen-
stunden bei gleichem Entgelt arbeiten.
Auf der anderen Seite sollen den soge-
nannten „Leistungsträgern“ Angebote
gemacht werden in Form von „Unter-
nehmensbereich-differenzierten indivi-
duellen Einmalzahlungen, die leistungs-
gerecht vergeben werden“.

Der Gesamtbetriebsrat macht mit.Was
er dafür bekommt?  Vielleicht den Ver-
zicht auf betriebsbedingte Kündigungen
bis zum Jahr 2000. Darüber hinaus, wenn
es nach seinem Willen geht, jährliche In-
vestitionen von einer Milliarde DM, die

im wesentlichen Rationalisierungsinve-
stitionen sein werden und damit dazu
beitragen werden,daß im Jahre 2000 spä-
testens erneut mit betriebsbedingen
Kündigungen gedroht werden kann.

Einzig die Betriebsratsliste „Kollegin-
nen und Kollegen für eine durchschau-
bare Betriebsratsarbeit“ haben sich ge-
gen dieses Konzept gewandt. Sie fühlen
sich teilweise Vorwürfen ausgesetzt, sie
wollten nichts für die Standortsicherung
tun. Aber warum soll es moralisch ge-
rechtfertigt sein, einem Konzern ohne
wirkliche Not schon im Vorfeld einer
möglichen Auseinandersetzung Zuge-
ständnisse zu machen? Was sollen dann
erst Kolleginnen und Kollegen gegenüber
ihrer Geschäftsleitung in Unternehmen
sagen, die keineswegs so glänzende Pro-
fite wie Bayer aufzuweisen haben!?
Schaut man über den Tellerrand dieses
Konzerns hinaus, so müßte auch einem
sozialdemokratischen Betriebsrat die
Unhaltbarkeit der eigenen Position auf-
fallen. Selbst Blüm scheint das ja aufge-
fallen zu sein. b., LB Köln

Tarifauseinandersetzung  im Baugewerbe

Problematischer 
Teilerfolg
Im Bereich des ganzjährig gesicherten
Einkommens hat die IG BAU einen klei-
nen Teilerfolg erzielt, der problematisch
ist wegen weitreichender Flexibilisie-
rungsmöglichkeiten der Arbeitszeit, aber
einen Mindestlohn von 174 Stunden im
Sommer und 162 Stunden im Winter ga-
rantiert.

Seit dem 12.April gibt es die Verein-
barung der Tarifparteien die, grob um-
rissen, folgendes enthält:

• Einführung von jährlichen Arbeits-
zeitkonten zur Abdeckung von minde-
stens 50 witterungsbedingten Ausfall-
stunden, verbunden mit der Einführung
eines Monatslohnes. D.h. jeder Bauarbei-
ter muß im Sommer die ersten 50 Aus-
fallstunden für den Winter rausarbeiten.

• Eine über Umlageverfahren von der
Bauwirtschaft finanzierte Lohnersatz-
leistung der Bundesanstalt für Arbeit ab
der 51. Ausfallstunde.

• Voller Ausgleich durch Leistungen
der BfA ab der 121. Ausfallstunde.

Durch die Einbeziehung der BfA in
diese Regelung kann diese Vereinbarung
erst greifen, wenn die Bundesregierung
die flankierenden gesetzlichen Regelun-
gen ändert. Das ist aber fraglich. Die
ganze Vereinbarung könnte für Teile der
Baukapitalisten nicht mehr als eine
Good-will-Aktion sein, im Vertrauen
darauf, daß die Bundesregierung dieses
sowieso verhindert.

Lohn- und Gehaltserhöhung, Weih-
nachtsgeld und Lohnfortzahlung: Die Ta-
rifverhandlungen über diese Punkte sind
gescheitert. Die IG BAU fordert eine Er-
höhung der Löhne, Gehälter und Ausbil-
dungsvergütungen um 2,9 %. Der Tarif-
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vertrag über das volle 13. Monatsein-
kommen soll wieder in Kraft treten. Die
Baukapitalisten haben diesen Vertrag
gekündigt, mit dem Ziel das 13. zu hal-
bieren, nachdem zwanzig Jahre ge-
braucht worden sind, um das volle zu er-
reichen. Außerdem soll es eine tarifliche
Regelung geben, wonach die Arbeiter
nicht die gesetzlichen 80, sondern 100
Prozent Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall bekommen sollen. Die Kapitali-
sten haben zu allen Punkten eine ableh-
nende Haltung eingenommen, so daß am
5. und 7. Mai die Schlichtungsverhand-
lungen stattfinden. Angesichts der
Blockadehaltung der Arbeitgeber ist ein
Scheitern der Verhandlungen möglich.
Am 23.5.endet die Friedenspflicht,so daß
eventuell in der letzten Maiwoche mit
Streiks begonnen werden könnte.

Die IG BAU muß sich, ob mit oder oh-
ne Streik, in den wichtigsten Punkten
durchsetzen.Gegen die Tendenz der Bau-
kapitalisten, den Wert der  Arbeit auf ei-
nen Ramschartikel zu reduzieren,müssen
Haltepunkte gesetzt werden. Es gibt z.B.
Forderungen aus dem Arbeitgeberlager,
der Lohn müsse um 20% gesenkt werden,
was für einen Facharbeiter je nach Fami-
lienstand einen verbleibenden Nettover-
dienst zwischen 2000–2600 DM bedeuten
würde. tja

IG Medien: Streik in Hagen 

Kampf für einen 
Firmentarifvertrag
Die IG Medien Bezirk Westliches Westfa-
len berichtete am 23. April über einen
Streik in einem Betrieb der WAZ-Grup-
pe.

Heute morgen um 6 Uhr traten die Be-
schäftigten der Unternehmen ZVW Satz-
technik und Druck- und Verlagszentrum
in einen unbefristeten Streik. Das Ziel ist
zunächst, die Geschäftsführung zur Auf-
nahme von Firmentarifverhandlungen
zu zwingen.

Das ist die Vorgeschichte: Im August
des vergangenen Jahres hatte die IG Me-
dien die Geschäftsführer der WAZ-Grup-
pe aufgefordert,Verhandlungen über den
Abschluß eines Firmentarifvertrages
aufzunehmen. Der Hintergrund war der
Austritt mehrerer technischer Unterneh-
men der Gruppe aus den Arbeitgeberver-
bänden der Druckindustrie, der später
wieder rückgängig gemacht wurde.

Einige Monate vergingen,ohne daß die
Geschäftsführer klar erklärten,ob sie mit
der IG Medien verhandeln wollten. Wir
nutzten diese Zeit zur Vorbereitung,denn
uns war von Anfang an klar, daß unsere
Tarifziele ohne Streik nicht durchgesetzt
werden konnten.

Mittlerweile war zwischen der IG Me-
dien und dem Bundesverband Druck der
Manteltarifvertrag für die gewerblichen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
der Druckindustrie neu vereinbart wor-
den. Am 13. Februar dieses Jahres wurde

die Geschäftsführung erneut von der IG
Medien aufgefordert, in Tarifverhand-
lungen einzutreten oder sog. Anerken-
nungstarifverträge zu unterschreiben.

Am 20. Februar schrieb die Geschäfts-
führung sinngemäß: „Wir sehen keinen
aktuellen Handlungsbedarf.“ Daraufhin
führten wir am 8. April eine Urabstim-
mung durch, in der sich 76,66% der Ge-
werkschaftsmitglieder für einen Streik
zur Durchsetzung aussprachen. Die Ge-
schäftsführung hatte ohne Erfolg ver-
sucht, die Urabstimmung als rechtswid-
rig darzustellen.

Jetzt geht es ums Ganze.Zunächst ein-
mal müssen die Kolleginnen und Kolle-
gen streiken, um der Geschäftsführung
beizubringen, daß der Weg an Verhand-
lungen mit der IG Medien nicht vor-
beiführt. Wenn dieses Hindernis über-
wunden ist, werden wir mit ziemlicher
Sicherheit noch viel Kraft aufwenden
müssen, um unsere Tarifziele durchzu-
setzen, nämlich mindestens die Über-
nahme der Tarifverträge für die Beschäf-
tigten der Druckindustrie. aus Solinet

Warnstreik bei Druckerei Hartung

Austritt aus dem 
Unternehmerverband
Am 16.April traten die Beschäftigten der
Druckerei O.P. Hartung in Hamburg für
zwei Stunden in den Warnstreik, an dem
sich auch die neun Beschäftigten der
Spätschicht beteiligten.

Die Druckerei mit rund 100 Beschäf-
tigten war zum 31. Dezember 1996 aus
dem Unternehmerverband der Druckin-
dustrie ausgetreten. Seit 1996 war das
Personal um rund 20 Prozent abgebaut
worden, der verbliebenen Belegschaften
sollen massive tarifvertragliche Ver-
schlechterungen zugemutet werden. So
forderte die Geschäftsleitung in den ge-
genwärtigen Haustarifverhandlungen –
es hat bereits die dritte stattgefunden –
eine Ausweitung der Arbeitszeit von 35
auf 37 Stunden ohne Lohnausgleich, dies
entspricht einer durchschnittlichen
Reallohnkürzung von ca. 3.000 DM im
Jahr. Im „Bedarfsfall“ will die Firma die
Arbeitszeit auf bis zu 60 Wochenstunden
verlängern können.Diese Mehrarbeit soll
nicht, wie im Arbeitszeitgesetz vorgese-

hen, vier Tage vorher angekündigt wer-
den, sondern lediglich einen Tag zuvor.
Weiter sollen die Beschäftigten auf einem
Arbeitszeitkonto 74 Arbeitsstunden an-
sammeln und so der Firma einen unfrei-
willigen „Kredit“ von bis zu 200.000 DM
zur Verfügung stellen.

Diese „Flexibilisierungen nach Guts-
herrenart“ (IG Medien) will die Beleg-
schaft nicht hinnehmen; sie verlangt den
Abschluß gültiger Tarifverträge. „Diese
haben für die Beschäftigten eine Schutz-
funktion und sollen Schmutzkonkurrenz
gegenüber anderen Unternehmen ver-
hindern; die Kolleginnen und Kollegen
von Hartung wollen nicht mithelfen, die
Tarifspirale für die Hamburger Druckin-
dustrie weiter nach unten zu drehen“, so
die IG Medien. Falls die Geschäftsleitung
auch zukünftig kein Entgegenkommen
signalisiert, soll der Warnstreik ausge-
weitet und die Urabstimmung für einen
regulären Streit eingeleitet werden.

Quelle: CL-Netz

Mercedes Benz Gaggenau

Neues Streichkonzert
Auf der Betriebsversammlung am 26.
März hat die Werkleitung im Werk Gag-
genau weitere Kosteneinsparungen an-
gekündigt, nachdem im vergangenen
Jahr die Belegschaft bereits nochmals um
280 Beschäftigte auf 7304 reduziert wur-
de, denn „weniger Mitarbeiter sollen
mehr produzieren“, so der Slogan.

Neue, überwiegend junge Leute wur-
den eingestellt, befristet mit Kombiver-
trag. Das bedeutet: wenn keine Arbeit
mehr im Getriebewerk vorhanden ist,
müssen sie ins PKW-Werk in die Pro-
duktion der A-Klassen.

Wenige Tage vor der Betriebsver-
sammlung wurden dem Betriebsrat neue
Forderungen vorgelegt. Ein „10-Punkte-
Katalog“: „Reduzierung der Faktorko-
sten Personal um 10%“. Folgende Frech-
heiten sind vorgesehen: • Streichung der
Erholungspausen; • Wegfall der Zu-
schläge für die bezahlte Pause im Drei-
schichtbetrieb; • Erhöhung der Flexibi-
lität durch Schaffung von Arbeitszeit-
korridoren; • Wegfall der Zeitgutschrif-
ten an Feiertagen und bei Sonderurlaub;
• Reduzierung des Krankenstandes mit
einer „Erfolgsprämie“; • Pauschale Re-
duzierung um 3 x 1 Prozent; • Verein-
heitlichung und Vereinfachung der beste-
henden Lohnsysteme (Vorprämien-, Prä-
mien- und Zeitlohn); • Reduzierung des
Übernahmelohnes der Auszubildenden
entsprechend der Entlohnung für befri-
stet Eingestellte; • Anrechnung von 50
Prozent der Tariflohnerhöhung auf
außertarifliche Zulagen; • Samstags 2.
Schicht zuschlagfrei.

Der Betriebsrat hat erklärt, diese For-
derungen seien nicht akzeptabel.Der Be-
triebsrat werde nichts mittragen,was mit
einer Absenkung des Gehaltes oder An-
rechnung übertariflicher Zulagen ver-
bunden sei. aus: KB Karlsruhe
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Die PDS ist die einzige konsequente Opposition zur Regierungspolitik

Wahlstrategie der PDS 1998/99 (Entwurf)
Oder: Warum es noch nie so wirkungsvoll war, PDS zu wählen

Die Ziele der PDS bei den Wahlen

1998/99 sind:

1. Die PDS will deutlich mehr Stimmen
als 1994 gewinnen und mit mehr als 5
Prozent bei den Bundestagswahlen 1998
ihren Beitrag für die Einleitung eines po-
litischen Wandels leisten.
2. Die Blockade gesellschaftlicher Refor-
men durch den Neoliberalismus muß auf-
gebrochen werden. Erste Voraussetzung
dafür ist die Beendigung der Regie-
rungsmacht von CDU/CSU und FDP.
3. Die PDS kämpft bei den Bundestags-
wahlen im besonderen Maße um Wahl-
kreismandate in den fünf Ostberliner
Wahlkreisen, in Rostock und Schwerin.
4.Die PDS stellt sich das Ziel,1999 in das
Europäische Parlament einzuziehen und
mit anderen linken, demokratischen, al-
ternativen Parteien für die Demokrati-
sierung sowie zivile und soziale Gestal-
tung der Europäischen Union zu wirken.
5. Die PDS will 1998/99 gestärkt in die
Landtage von Sachsen-Anhalt,Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg, Sach-
sen und Thüringen sowie in das Abge-
ordnetenhaus von Berlin einziehen und
mit ihrer ostdeutschen Kompetenz zur
Überwindung aller Erscheinungen der
Diskriminierung sowie zu moderner, ar-
beitsplatzschaffender und umweltge-
rechter Wirtschaftsentwicklung und zur
Erhaltung und Weiterentwicklung der
ostdeutschen Kultursubstanz beitragen.
Die von der Regierung ausgehende Spal-
tung muß gestoppt werden.
6. Die PDS strebt bei den Kommunal-
wahlen 1998/99 die Stärkung ihrer kom-
munalpolitischen Positionen und wirk-
sameren Widerstand gegen die weitere
Zentralisierung von Finanzen und Ent-
scheidungsbefugnissen an, die die kom-
munale Selbstverwaltung und Demokra-
tie aushöhlen.

Im folgenden wird von einer
grundsätzlichen Einheit der PDS-Wahl-
kämpfe 1998/99 ausgegangen. Der Bun-
destags- und Europawahlkampf der PDS
wird – in enger Abstimmung mit den Lan-
desorganisationen der PDS und unter
Berücksichtigung der Landtagswahlen
1998/99 – zentral geführt. In Abhängig-
keit von den Wahlergebnissen bei den
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt am
26. April 1998 und vor allem den Bun-
destagswahlen im Herbst 1998 können
Modifizierungen oder sogar gravierende
Korrekturen notwendig werden, die hier
jedoch nicht diskutiert werden.

Wahlkampf schafft kein Wählerinnen-
und Wählerpotential, sondern versucht,
es zu mobilisieren.Wahlkampf ist vor al-
lem nicht Ersatz für die viel umfassen-
dere und alltägliche Politik der PDS. Er
kann daher nur auf wenige übergreifen-
de Fragen konzentriert werden. Andere,
ebenso wichtige, bleiben Gegenstand
weiterer Aktivität der PDS.

I

In der Bundesrepublik ist ein Politik-

wechsel erforderlich:

CDU/CSU und FDP sind Parteien einer
gigantischen Umverteilung von unten
nach oben. Im Verlauf der letzten 20 Jah-
re stiegen die privaten Geldvermögen von
936 Mrd. DM (1975) auf 4,3 Billionen DM
(1995). Mehr als die Hälfte dieses Reich-
tums entfällt auf ein Zehntel der Haus-
halte. Parallel dazu sind die Massenar-
beitslosigkeit und die öffentliche Ver-
schuldung auf Rekordhöhen getrieben
worden, haben Armut und Obdachlosig-
keit zugenommen, ist in Ostdeutschland
eine Deindustrialisierung betrieben wor-
den, die bedrohliche soziale, kulturelle
und politische Folgen zeitigt.

Die neoliberale Politik der Unterneh-

merverbände und der Bundesregierung
bedient sich stereotyp des Reform-Be-
griffes („Arbeitsförderungs-Reformge-
setz“, Rentenreform, dritte Gesundheits-
reform, Steuerreform). In Wirklichkeit
stellt sie jedoch das soziale (sozialstaat-
liche) Reformwerk – und durchaus
grundsätzlich – in Frage, das in den ver-
gangenen einhundert Jahren insbesonde-
re durch die Arbeiterbewegung durchge-
setzt wurde (siehe: Grundsätze und Zie-
le der PDS bei den Wahlen 1998/99). Da-
mit einher geht eine offensichtliche Kri-
se von Politik, insbesondere demokrati-
scher Gestaltungsfähigkeit und politi-
schen Gestaltungswillens in bezug auf
die großen gesellschaftlichen Herausfor-
derungen: Re-Regulierung und politi-
sche Orientierung gegenüber der Wirt-
schaft; Neuorganisation des Systems der
Arbeit und der sozialen Sicherungssyste-
me; ökologischer Umbau und ökolo-
gisch-soziale Steuerreform; politische,
soziale und ökologische Bewältigung der
Globalisierungsprozesse; Demokratisie-
rung und soziale Gestaltung der Eu-
ropäischen Union; demokratische und
emanzipatorische Ausprägung der „In-
formationsgesellschaft“.

Das Versagen der Politik ist keine na-
turgesetzliche Folge der Globalisierung
und der sozialen und kulturellen Ausdif-
ferenzierung der Gesellschaft, sondern
bewußt in Kauf genommenes und sogar
angestrebtes Ergebnis des Neoliberalis-
mus. In einem Grundsatzartikel kriti-
sierte der CDU/CSU-Fraktionschef
Schäuble in der FAZ vom 13. September
1996 („Weniger Demokratie wagen?“) die
demokratischen und rechtsstaatlichen
Hindernisse für die freie Entfaltung des
Kapitals. Der sächsische Justizminister
Heitmann (CDU) sprach im ND vom 5.
März 1997 unverhohlen davon, „daß das

Der zentrale Wahlkampfbüro der PDS veröf-
fentlichte eine erste Ausarbeitung zur Wahl-
strategie der Partei. Die Redaktion der PB
geht davon aus, daß die Leserinnen und Le-
ser sich für den Wahlkampf der PDS inter-
essieren. Die Partei kann viel erreichen. Sie
kann über 5% kommen und damit in einem
jahrzehntelang geführten Kampf gegen Mar-
ginalisierung und Illegalisierung sozialisti-
scher Politik einen Punkt setzten. Die Partei
kann eine Kritik an der politischen Rechten
führen und deren Sammlungsbestrebungen
– jedenfalls im Osten – entscheidend entge-
gentreten. Und die Partei kann durch die
Wahlkampfanstrengung zu einem Bezugs-
punkt für den politischen und sozialen Wi-
derstand im gesellschaftlichen Raum der
BRD werden. Um einen wirksamen Wahl-
kampf führen zu können, muß die Partei mit

ihrer Strategie Widerhall in den Basisbewe-
gungen finden, es muß ganz einfach auf der
Hand liegen, wie eine parlamentarische Prä-
senz dieser Partei jenen Bewegungen nützt.
Im gegenwärtigen Stadium ihrer Entwick-
lung läßt die Wahlstrategie da noch erheb-
lich zu wünschen übrig. Ganz entgegen der
konkreten Praxis der Partei wird die Strate-
gie in Richtung Antirassismus und Auslän-
derfeindlichkeit nicht entwickelt und in Rich-
tung Entmilitarisierung der deutschen Poli-
tik auch nicht. Das zentrale Wahlbüro
schreibt einleitend, Wahlkampf sei nicht Er-
satz für die viel umfassendere alltägliche Po-
litik der PDS, er könne daher nur auf weni-
ge übergreifende Fragen konzentriert wer-
den, andere, ebenso wichtige, blieben Ge-
genstand weiterer Aktivität der PDS. Dies
klingt eher wie Heinz Dürr, einen Strecken-

stillegungsplan der Bundesbahn begrün-
dend. Nach Clausewitz soll man Strategie
als die Lehre des Gebrauchs der Gefechte
zum Zwecke des Krieges verstehen, und
wenn es um ein großes Ziel geht, müssen
alle Kraftquellen eingefaßt werden. Gerade
wenn die PDS, wie das Wahlkampfbüro ja
schreibt, für soziale Gerechtigkeit und ge-
sellschaftliche Solidarität sich einsetzen
will: Ist die Mißhandlung der Ausländerinnen
und Ausländer nicht ungerecht und unsozi-
al? Ist die machtbewußte und interventioni-
stische Politik der BRD nicht das konträre
Gegenteil zu gesellschaftlicher Solidarität? 
Die PDS ist eine diskutierende Partei, und
das nachfolgend (gekürzt) dokumentierte
Papier des Zentralen Wahlbüros ist ein ver-
besserungsfähiger Entwurf. maf

�



PB 9/97 • DISKUSSION UND DOKUMENTATION 23

Regulierungsinstrumentarium dieser
freiheitlichen Gesellschaft die Wirt-
schaft,ihre Grundlage das Eigentum ist“.
(Daß Artikel 20 des Grundgesetzes die
vom Volk ausgehende Staatsgewalt, aus-
geübt in demokratischen „Wahlen und
Abstimmungen und durch besondere Or-
gane der Gesetzgebung, der vollziehen-
den Gewalt und Rechtsprechung“,als das
entscheidende Regulierungsinstrument
der Gesellschaft definiert, war dem Ju-
stizminister nicht einmal mehr eine Er-
wähnung wert.) Die Regulierung der Ge-
sellschaft durch eine deregulierte Wirt-
schaft ist das offensichtliche, Demokra-
tie und politische Gestaltungsfähigkeit
gefährdende Ziel dieser Strategie.

Die „sozialstaatliche und in der Kon-
sequenz auch die demokratische Sub-
stanz der Bundesrepublik“ sind gefähr-
det (Grundsätze und Ziele).Von SPD und
Bündnis ‘90/Die Grünen geht gegenwär-
tig keine konsequente Opposition, kein
konsequenter Wille zu alternativer, op-
positioneller Politik aus. Bei aller Wert-
schätzung einzelner Positionen und der
Unterschiede zur Regierungspolitik stel-
len wir fest, daß die SPD entscheidende
Schritte des Sozialabbaus in der Bun-
desrepublik und der verfehlten Politik in
Ostdeutschland mitgetragen hat. Die
PDS begrüßt die Tatsache, daß die SPD
im Vorfeld der 98er Wahlkämpfe den
Osten Deutschlands und seine besonde-
ren Nöte entdeckt hat. Zahlreiche aktu-
elle Forderungen der SPD sind bereits
seit Jahren von der PDS vorgeschlagen
worden, andere werden von uns unter-
stützt werden. Zu unseren Erfahrungen
aber gehört, daß die SPD seit 1980 ge-
meinsam mit CDU/CSU und FDP alle
wesentlichen Entscheidungen beschlos-
sen hat, die zu den Zerstörungen in Ost-
deutschland geführt haben. In der Werf-
tenkrise 1996 trug die SPD, vor allem un-
ter dem Druck der nordrhein-westfäli-
schen Landesorganisation, dazu bei, daß
Mecklenburg-Vorpommern Hunderte
Millionen DM zusätzlich aufbringen
mußte, um die kriminellen Aktionen zu-
gunsten des Vulkan-Konzerns zu kom-
pensieren. Die PDS und zweifelsohne
auch die Wählerinnen und Wähler wer-
den die SPD an ihrer realen Politik und
daran messen, ob sie ihre Mitverantwor-
tung für die Krise des Einigungsprozes-
ses offen erklärt.

SPD und Bündnis ‘90/Die Grünen ent-
wickelten dort, wo sie regierten, kaum
ernsthafte Alternativen zur Massenar-
beitslosigkeit (im Gegenteil, mit der Ver-
längerung der Lehrerinnen- und Lehrer-
arbeitszeit in einigen Bundesländern tru-
gen sie beispielsweise zu ihr bei). Im Bun-
destag setzten sie der Militarisierung der
deutschen Außenpolitik keinen Wider-
stand entgegen. In Sachsen-Anhalt hat
die PDS verantwortungsbewußt, reali-
stisch, kompromißbereit und kritisch
gleichermaßen die von beiden Parteien
gebildete Landesregierung begleitet. Sie
hat dabei erleben müssen, daß SPD und
Bündnisgrüne die eigene Koalitionsver-

einbarung und die eigenen Wahlverspre-
chen in wichtigen sozialen und ökologi-
schen Fragen verließen und damit auch
die Tolerierung durch PDS mehrfach ge-
fährdeten.

Es ist höchste Zeit für Alternativen, für
eine gesellschaftliche und politische Re-
formwende, die diesen Namen verdient
und die sozialstaatlichen Reformen der
Vergangenheit bewahrt und erneuert. Es
geht um einen Regierungswechsel als Vor-
aussetzung dafür, daß der dringend not-
wendige Politikwechsel ermöglicht wird.
Die PDS wird gebraucht – für bundes-
weite konkrete Alternativen, soziale
Kompetenz, selbstbewußte ostdeutsche
Interessenvertretung, gesellschaftliche
Solidarität, demokratische, antikapitali-
stische Positionen in einem Parteiensy-
stem, in dem ansonsten der Wettbewerb
um die Gunst der Konzernzentralen und
Unternehmerverbände dominiert. Ziel
der PDS ist es, eine andere Politik, eine
Politik gesellschaftlicher Erneuerung,
des sozialen, ökologischen und emanzi-
patorischen Umbaus durchzusetzen.Eine
gestärkte PDS ist offensichtlich unerläß-
lich, um sowohl das weitere Zurückwei-
chen der SPD und der Bündnisgrünen vor
dem konservativen Zeitgeist als auch ih-
re einseitige Orientierung an westdeut-
schen Sonderinteressen zu verhindern.
Der Schweriner Parteitag der PDS hat
nicht die Koalitionsfähigkeit, sondern die
Politikfähigkeit der PDS in den Mittel-
punkt gestellt. Die PDS geht in die Wahl-
kämpfe 1998/99 als die sozialistische de-
mokratische Partei der Bundesrepublik.

Der Einzug in den Bundestag 1998 in
Fraktionsstärke ist für die PDS und ihre
Perspektive von kaum zu überschätzen-
der Bedeutung. Es geht aber für die Par-
tei des Demokratischen Sozialismus 1998
nicht vorrangig um ihre eigene Existenz
und die Existenz einer sozialistischen
Partei im Bundestag, sondern um einen
kompetenten und wirkungsvollen Bei-
trag zur politischen Veränderung in
Deutschland. Jede Stimme für die PDS
ist eine Stimme für wahrhaften politi-
schen Wandel, für konsequente Oppositi-
on gegen die sozialreaktionäre Regie-
rungspolitik.Die PDS – das ist Druck von
links, Politik, die sich von sozialer Ge-
rechtigkeit und demokratischer Bürge-
rinnen- und Bürgerbeteiligung sowie da-
von leiten läßt, daß gesellschaftliche Al-
ternativen zur Profitdominanz möglich
und notwendig sind. Gesellschaft und
Politik müssen gegenüber der Wirtschaft
und den Kapitalinteressen wieder ge-
stärkt werden.

II

Gesellschaft, Gesellschaftlichkeit sind
durch die anhaltende Massenarbeitslo-
sigkeit bedroht. Millionen Betroffene
werden durch sie aus der Gesellschaft ge-
drängt, wesentlicher Lebenschancen be-
raubt. Die sozialen Sicherungssysteme,
gewerkschaftliche Rechte sowie betrieb-
liche Mitbestimmungsmöglichkeiten
sind durch den Angriff der Unterneh-

merverbände und die neoliberale Politik
gefährdet. Im Zentrum des PDS-Wahl-
kampfes 1998/99 werden daher die so-
zialen Themen stehen, und das nicht de-
fensiv, sondern mit zukunftsfähigen Ant-
worten auf die stattfindenden wirt-
schaftlichen und anderen Umwälzungen.
In Schwerin beschloß die PDS: „Dieses
Land braucht eine neue Politik. Das Ziel
der sozialen Gerechtigkeit und der Voll-
beschäftigung ist kein Anachronismus.
Wir wollen, daß der Gedanke der sozia-
len Gerechtigkeit das Profil der PDS
auch in den Wahlkämpfen bestimmt.Wir
wollen dieses Ziel – mit neuen Inhalten
und neuen ökonomischen, sozialen und
ökologischen Grundlagen – für moderne
linke Politik zurückgewinnen.“ Im Wahl-
programm 1994 haben wir einleitend
festgestellt, und dabei bleiben wir: „Wir
wollen ein anderes Deutschland, eine de-
mokratische, soziale, zivile, ökologische
und antirassistische Erneuerung der
BRD. Wir wollen die Überwindung der
gesellschaftlichen Frauenfeindlichkeit
und aller Formen der Diskriminierung in
diesem Land.“ Anders leben und anders
arbeiten – solidarisch, emanzipatorisch,
umwelt- und menschengerecht – das sind
für die PDS nicht nur Fragen einer ge-
sellschaftlichen Alternative. Wir wollen
und werden uns nicht damit abfinden,
daß die herrschende Politik und nicht sel-
ten auch weitverbreitete Stimmungen
sich gegen Arbeitslose, Sozialhilfeemp-
fängerinnen und -empfänger, Flüchtlin-
ge wendet. Nachdem der Bundeskanzler
in seiner Regierungserklärung am 31. Ja-
nuar 1997 die Erwerbsbeteiligung von
Frauen als mitverantwortlich für die ho-
he Arbeitslosigkeit bezeichnete, hat die
Bundesregierung mit dem Arbeitsförde-
rungsreformgesetz (AFRG) weitere
Schritte zurück zu einer patriarchalen
Gesellschaftsgestaltung konzipiert. Un-
ter der Losung,Zukunft gestalten zu wol-
len,braucht die Bundesregierung die Zu-
kunftsfähigkeit der BRD auf. Sie miß-
achtet die Bildungs-, Ausbildungs-, Kul-
tur und Arbeitsplatzchancen der Ju-
gendlichen und managt die Krisen der
Gegenwart, indem sie Lösungen für die
Krisen und die Entwicklungserforder-
nisse der Zukunft zerstört. Die PDS wird
zu finden sein, wo gegen Rassismus und
Rechtsextremismus gekämpft wird,wo es
um die Arbeit der Zukunft und ihre Ver-
träglichkeit mit der natürlichen Umwelt
geht, wo die Gleichstellung von Mann
und Frau das Anliegen gemeinsamer Ver-
änderung, gemeinsamer Beseitigung von
Diskriminierung, gemeinsamen emanzi-
patorischen Gewinns ist. Wir wollen an
einer Politik für den Alltag, nicht nur für
den Wahltag gemessen werden. In unse-
rem Wahlprogramm 1998 werden wir uns
allen wesentlichen Themen der Gesell-
schaft, der Zeit, der Politik zuwenden.

Wir werden uns an die Wählerinnen
und Wähler mit konkreten, realistischen
und alternativen Vorstellungen zu allen
brennenden Fragen der gegenwärtigen
Politik wenden.
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Unsere zentralen Wahlkampfthemen

sind:

1. Die Arbeitslosigkeit schaffende Politik
der Bundesregierung ist nicht alternativ-
los. „Die PDS will die Massenarbeitslo-
sigkeit durch einen Umbau des Systems
der gesellschaftlichen Arbeit überwin-
den, der eine neue Art von Vollbeschäfti-
gung hervorbringt.“ (Schweriner „Vor-
schläge zur Bekämpfung von Massenar-
beitslosigkeit und Sozialabbau“) Sinn-
volle, bezahlte Arbeit ist für alle, die dar-
an teilhaben wollen und können, möglich
durch: Arbeitszeitverkürzung; gerechte
Verteilung der Arbeit zwischen Männern
und Frauen; die Entwicklung eines öf-
fentlich geförderten Beschäftigungssek-
tors; den Übergang zu einer ökologischen
Wirtschaftsweise; Regionalisierung; zu-
kunftsorientierte Strukturpolitik; eine
humanistisch und ökologisch geprägte
Technologiepolitik. Die PDS hat konkre-
te und moderne, realistische und finan-
zierbare Vorschläge dazu vorgelegt und
wird sich vor allem praktisch in gesell-
schaftlichen und parlamentarischen Aus-
einandersetzungen für die Verringerung
und Beseitigung der Massenarbeitslosig-
keit einsetzen. „Die PDS ist bereit, Lö-
sungskonzepte von anderen aufzugreifen,
über Alternativen zu streiten und um Ver-
änderungen zu ringen.“ (ebenda)

2. Die Sozialpolitik der Bundesregie-
rung (mit der sie minutiös die Vorgaben
der Unternehmerverbände abarbeitet)
ist zur Politik der Umverteilung des ge-
sellschaftlichen Reichtums zugunsten
der ohnehin Reichen verkommen. Die
PDS ist die Partei der sozialen Gerech-
tigkeit und gesellschaftlichen Solida-
rität. „Sie will den Sozialstaat auf der
Grundlage eines neuen Sozial- und eines
Geschlechtervertrags verteidigen und
weiterentwickeln.“ (ebenda) Die PDS
bietet soziale Kompetenz: durch ihre po-
litischen Vorschläge, durch ihr konkretes
soziales Engagement auf allen Ebenen
der Politik, durch praktische Solidarität
mit den Betroffenen der unsozialen Re-
gierungspolitik, durch Politikerinnen
und Politiker, die persönlich und erleb-
bar für diese soziale Kompetenz stehen.

3. Die PDS ist eine europäische Partei.
sie engagiert sich für eine demokratische
und soziale europäische Integration.Des-
halb sagt die PDS Nein zur Einführung
des Euro, denn eine Währungsunion à la
Maastricht verschärft neoliberale Dere-
gulierung und Sozialabbau.Die PDS for-
dert einen Volksentscheid über die Ein-
führung des Europa und über den Inhalt
der weiteren Entwicklung der Europäi-
schen Union (Maastricht II). Die PDS ist
keine Gegnerin einer gemeinsamen eu-
ropäischen Währung, aber sie ist Gegne-
rin einer Währungsunion, die vom Mone-
tarismus bestimmt ist und nicht einher
geht mit einer Sozialunion, sondern mit
Sozialdumping. Die PDS ist Gegnerin ei-
ner Währungsunion, die von einer Zen-
tralbank beherrscht werden soll, die sich
der politischen Kontrolle entzieht, und
von der deutschen Finanzpolitik domi-

niert werden soll. Ein solches, konkretes,
differenziertes Nein erfordert zugleich,
daß sich die PDS entschieden mit dem na-
tionalistischen Antieuropäismus ausein-
andersetzt und ihre proeuropäischen und
internationalistischen Positionen aus-
prägt und vor allem öffentlich vermittelt.

4. Die gesellschaftliche Gleichstellung
der Geschlechter bleibt für die PDS ein
übergreifendes politisches Ziel. Seine
Aktualität hat angesichts der offenkun-
digen Frauenfeindlichkeit herrschender
Politik und der Schwäche des gegenwär-
tigen Widerstandes und Diskurses nur
zugenommen. Die soziale und andere Be-
nachteiligung von Frauen wurde als Fol-
ge konservativer und neoliberaler Politik
erneut verstärkt.Die PDS fordert: Selbst-
bestimmung statt Bevormundung ! „Ent-
scheidende Voraussetzung für die reale
Gleichstellung der Geschlechter ist die
Sicherung der ökonomischen Unabhän-
gigkeit, eine eigenständige Existenzsi-
cherung und eine gerechte Verteilung von
bezahlter und unbezahlter Arbeit zwi-
schen Frauen und Männern.“ (Schweri-
ner Beschluß „Feministische Politik für
eine demokratisch emanzipierte Gesell-
schaft“) Die PDS wird im Wahlkampf
insbesondere die horrende Frauenar-
beitslosigkeit und die soziale Unsicher-
heit und Abhängigkeit von Frauen als Er-
gebnis der Regierungspolitik und ihre
konkreten Alternativen thematisieren.

5. Die PDS ist eine Partei, die in der
demokratischen Reform der DDR
1989/90 entstanden ist. Sie ist in Ost-
deutschland im Alltag von Millionen
Menschen verankert. Sie besitzt originä-
re ostdeutsche Kompetenz und nutzt sie
zu entschiedener Vertretung legitimer
ostdeutscher Interessen gegen die Ig-
noranz der etablierten Parteien, gegen
Diskriminierung und gegen die wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Zer-
störung in Ostdeutschland. Die PDS hat
die ostdeutschen Themen nicht erst 1997
populistisch entdeckt; sie hat sie seit 1990
vertreten, als sie für die anderen Partei-
en noch unpopulär waren. Und die PDS
verstand und versteht die ostdeutschen
Themen nicht als regionale Sonderinter-
essen, sondern als Bestandteil ihres En-
gagements gegen Diskriminierung jeder
Art. Die PDS versteht sich als bundes-
weite sozialistische Partei. Als solche,
nicht als ostdeutsche Regionalpartei und
schon gar nicht mit einem „antiwest-
deutschen“ oder „antiwestlichen“ Tenor,
streitet die PDS für ostdeutsches Selbst-
bewußtsein, für ostdeutsche Interessen
und gegen die soziale und kulturelle
Spaltung, die von der Politik der Bun-
desregierung ausgeht. Die PDS setzt sich
für eine gemeinsame demokratische, so-
ziale und ökologische Erneuerung der
Bundesrepublik ein, in der die Erfahrun-
gen der Ost- und Westdeutschen glei-
chermaßen berücksichtigt werden.

6. Die PDS lernt aus ihrer Geschichte.
„Die PDS wird ihre selbstkritische Auf-
arbeitung eigener Geschichte und eige-
nen Versagens fortsetzen. Ihre Absage an

Stalinismus, undemokratische und an-
tiemanzipatorische Politik und Gesell-
schaftsvorstellungen ist unumkehrbar.“
(Grundsätze und Ziele) Diese Haltung ist
für die PDS sowohl eine Frage ihrer
Glaubwürdigkeit als auch der Fähigkeit,
eine erneuerte und wirkungsvolle sozia-
listische Politik in der Bundesrepublik
geltend zu machen. Der Gefährdung von
Sozialstaat, Demokratie und zivilgesell-
schaftlicher Gestaltungsfähigkeit durch
den globalen Neoliberalismus und die
neoliberale Globalisierung wollen wir
die Demokratisierung der Demokratie,
die entschiedene Stärkung direkter De-
mokratieformen und die umfassende
Realisierung der politischen und sozialen
Menschenrechte entgegensetzen, ein-
schließlich neuer, die sich aus der Ge-
fährdung der natürlichen Umwelt und
der menschlichen Kultur sowie aus der
Globalisierung ergeben. Die Beteiligung
von Menschen an der Gestaltung ihrer ei-
genen Lebensbedingungen ist für die
PDS die Schlüsselfrage, um die neolibe-
rale Reformblockade aufzubrechen.

III

Die PDS stellt sich im Wahlkampf

1998 auf folgende wahrscheinliche

Entwicklungen ein:

1. Mit der erneuten Kandidatur Helmut
Kohls ist endgültig klar, daß CDU und
CSU einen Richtungswahlkampf führen
werden, eine Neuauflage der Rote-
Socken-Kampagne mit veränderter
Symbolik („Volksfront“, „Freiheit oder
Sozialismus“ etc.). Instrument dieser
Strategie wird der Versuch sein, die PDS
aufs äußerste negativ zu stigmatisieren.
CDU/CSU werden dazu verstärkt den
Verfassungsschutz einspannen, bestrebt
sein,Teile der PDS bzw. Aktionen, an de-
nen die PDS beteiligt ist, zu kriminali-
sieren und Vorwürfe zur Vergangenheit
(und dabei vor allem die MfS-Thematik)
zu recyclen. Letztlich handelt es sich da-
bei jedoch um die Instrumentalisierung
der PDS gegen die SPD, genauer gesagt
gegen die westdeutsche SPD. Da die SPD
sich offensichtlich weiterhin die politi-
sche Tagesordnung von Hintze und Kohl
diktieren läßt, wird diese Politik durch-
aus wirksam sein können. Neben der
Bundesebene wird die CDU insbesonde-
re auch in Mecklenburg-Vorpommern
und in Thüringen bestrebt sein, die Mög-
lichkeit des eigenen Machtverlustes zu
verringern (auch mit Blick auf das Kräf-
teverhältnis im Bundesrat), indem eine
Zusammenarbeit zwischen PDS und
SPD unmöglich gemacht werden soll.

2. Widerstreitend damit und parallel
werden aber offensichtlich auch Bestre-
bungen einer großen Koalition stärker,
nicht nur im Sinne der Regierungsbil-
dung nach den Bundestagswahlen, son-
dern auch und vor allem als Kooperation
und gemeinsame Politik von CDU und
SPD auf entscheidenden Gebieten (z.B.
Steuer- und Sozialreformen). Faktisch
und meistens auch formal sind alle wich-
tigen Weichenstellungen politischer und
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sozialer Entwicklung seit 1990 von den
beiden großen Parteien in Konkurrenz
und Zusammenarbeit vorgenommen
worden.Ein wirklicher Wille der SPD,die
CDU/CSU abzulösen, ist bisher kaum zu
erkennen.

3. Die SPD hat in Ostdeutschland
durchaus Sonderinteressen und wird mit
großer Wahrscheinlichkeit einen beson-
deren, gesonderten ostdeutschen Wahl-
kampf führen. Offensichtlich wird sie die
tiefe wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Krise in den ostdeutschen Ländern
endlich ernster nehmen. Damit können
sich größere Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit zwischen SPD und PDS in
Ostdeutschland ergeben. Die SPD ist
aber mit dieser Veränderung ihrer Politik
insbesondere bestrebt, unter Leugnung
ihrer Verantwortung für die wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Probleme
in Ostdeutschland einen Kampf um die
Wählerinnen und Wähler der PDS zu
führen mit der Behauptung, die einzige
legitimierte Interessenvertreterin der
Ostdeutschen zu sein (siehe Thierse am
21.3.1997 in Berlin). Die Bundespartei
wird jedoch wie in der Vergangenheit nur
das im Osten real zulassen, was die bis-
herigen Konstellationen nicht stört. Sie
wird, wie in allen ernsthaften Fällen seit
1990,zuletzt in der Werftenkrise in Meck-
lenburg-Vorpommern, letztlich ostdeut-
sche Interessen den SPD-Positionen in
Nordrhein-Westfalen und in West-
deutschland insgesamt sowie gegenüber
der CDU unterordnen.

4. SPD und Bündnis 90/Die Grünen
werden die Auseinandersetzung mit der
PDS – nicht zuletzt diktiert von der
CDU/CSU – verschärfen. Ihr Hauptargu-
ment wird die Behauptung sein, wer PDS
wähle, wähle Kohl bzw. erschwere den
Regierungswechsel in Bonn (Trittin/
Thierse). Auch wenn diese Argumentati-
on durchsichtig ist und den manipulier-
ten und manipulierbaren Wähler voraus-
setzt,wird sie am ehesten Einfluß auf Tei-
le des Wählerinnen- und Wählerpotenti-
als der PDS haben können. Es ist für die
PDS daher durchaus wichtig, überzeu-
gend deutlich zu machen, daß ein Regie-
rungswechsel an ihr nicht scheitern wird.
Entscheidender jedoch ist, daß sich die
PDS zu den Bundestagswahlen nicht als
Mehrheitsbeschafferin der SPD stellt,
sondern als konsequente Oppositions-
partei gegen Sozialabbau und soziale
Ungerechtigkeit sowie Arbeitslosigkeit.
Insbesondere würde die Stärkung der
PDS bei den Bundestagswahlen die Be-
dingungen für einen politischen Wechsel
in der Bundesrepublik wesentlich ver-
bessern.

IV

Das Wählerinnen- und Wählerpotential

der PDS

ist in vieler Hinsicht heterogen: sozial,
kulturell (insbesondere zwischen Ost-
und Westdeutschland sowie jungen und
älteren Wählerinnen und Wählern), poli-
tisch (von sozialistischen Reformorien-

tierungen bis hin zu Protestwählern), al-
tersmäßig. Gemeinsame, übergreifende
Orientierungen sind jedoch vorhanden
und treten offensichtlich vor allem in
konkreten gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen hervor.Ohnehin ist die PDS
nicht zu einem populistischen oder gar
doppelzüngigen Wahlkampf bereit. Die
PDS wird einen politisch und program-
matisch einheitlichen Wahlkampf
führen, demokratisch, nicht demosko-
pisch begründet. Kulturell und organisa-
torisch wird eine spezifische Zielgrup-
penansprache im zentralen Wahlkampf
insbesondere gegenüber westdeutschen
Wählerinnen und Wählern, Frauen und
jungen Menschen erfolgen.

Insgesamt wird das Wählerinnen- und
Wählerpotential der PDS von folgenden
Merkmalen besonders charakterisiert:

1. Die PDS-Wählerinnen und -Wähler
sind überdurchschnittlich jung. Die Ver-
teilung über die Altersgruppen nimmt
aber nur bei den Über-Sechzigjährigen
stark ab. Das Gefälle ist in Westdeutsch-
land noch stärker ausgeprägt.

2. Der Männeranteil überwiegt leicht.
Das gilt für alle Altersgruppen. In West-
deutschland und bei ganz jungen PDS-
Wählerinnen und -Wählern ist der Über-
hang stärker.

3. Die PDS-Wählerinnen- und Wähler
konzentrieren sich in den großen Städ-
ten; in Ostdeutschland insbesondere in
Ostberlin und den ehemaligen Bezirks-
städten, in Westdeutschland in den Groß-
und Universitätsstädten. Mehr als die
Hälfte der PDS-Wählerinnen und -Wäh-
ler befindet sich aber außerhalb der PDS-
„Hochburgen“.

4. Sowohl in Ost- als auch in West-
deutschland besteht (natürlich auf völlig
unterschiedlichem Niveau) ein Nord-
Süd-Gefälle. Es hat sich seit 1990 aber
verringert.

5. Hatte die PDS 1990 nicht einmal ein
Zehntel ihrer (Zweit-)Stimmen (9,68%)
in Westdeutschland und Westberlin er-
halten, so erhöhte sich der Anteil bei den
Europawahlen 1994 auf 11,0 und bei den
Bundestagswahlen 1994 auf 17,43%.
1998 kann die PDS damit rechnen, mehr
als ein Fünftel ihrer Stimmen in West-
deutschland zu erhalten (etwa ein Drit-
tel des Zuwachses dürften jedoch Über-
siedler aus Ostdeutschland sein).

6. In sozialer Hinsicht überwiegen in
der PDS-Wählerschaft Angestellte, Be-
amte, Studentinnen/Studenten und – in
Ostdeutschland – Arbeitslose. Die Ak-
zeptanz der PDS ist bei Menschen mit
Hochschulstudium am höchsten.

7. Hinsichtlich der politischen Ein-
schätzungen und Forderungen sowie ih-
rer Wertorientierungen weichen PDS-
Wählerinnen und -Wähler am häufigsten
vom Durchschnitt ab. Kennzeichnend
sind insbesondere die überdurchschnitt-
liche Politisierung, soziales Engagement
und kulturelle Interessen. Rund 90 Pro-
zent sind konfessionslos. Die Wahrneh-
mung sozialer Konflikte und eines „Ost-
West“-Konfliktes in Deutschland ist

stärker als im Bevölkerungsdurchschnitt
ausgeprägt.

Ungeachtet dieser hauptsächlichen
Merkmale ist das PDS-Wählerpotential
jedoch auch in jeder der genannten Fra-
gen heterogen – geographisch, in bezug
auf die Altersstruktur, die soziale Zuord-
nung und politisch-kulturell weitge-
fächert. Der typische PDS-Wähler
(männlich, Mitte dreißig, Hochschulab-
schluß, Angestellter, in der Großstadt
wohnend) ist so gesehen sogar die Aus-
nahme. Zusätzliche Möglichkeiten zei-
gen sich hinsichtlich ihrer Übereinstim-
mung mit Positionen bisheriger PDS-
Wählerinnen und -Wähler vor allem un-
ter Nichtwählern, Frauen, Lohnabhängi-
gen sowie in Ostdeutschland bei einem
Teil der Landwirte. Das Potential in der
ostdeutschen Intelligenz scheint dagegen
ausgeschöpft, aber auch besonders ge-
fährdet, wenn die PDS sich nicht inten-
siv und praktisch darum bemüht.

Die PDS strebt ihren Wahlerfolg in
Ost- und in Westdeutschland an. Ange-
sichts der 5-Prozent-Hürde kommt dem
Wahlkampf in Westdeutschland ebenso
große Bedeutung zu wie dem in Ost-
deutschland (für die politische Perspek-
tive der PDS ist ihre Entwicklung als
bundesweite Partei ohnehin von strate-
gischer Bedeutung). Wird der Erfolg in
Ost- und in Westdeutschland angestrebt,
so könnte ein Mißerfolg wahrscheinlich
nur in Ostdeutschland verursacht wer-
den,und das insbesondere,wenn die PDS
die entschiedene Vertretung ostdeutscher
Interessen und ihr Engagement für die
gesellschaftliche Achtung ostdeutscher
Erfahrungen und Lebensläufe vernach-
lässigen würde. Letztlich ist die Stärke
der PDS in Ostdeutschland sogar ein we-
sentlicher Ausgangspunkt für die Akzep-
tanz der PDS bei westdeutschen Wähle-
rinnen und Wählern sowie in den Medi-
en. Die ostdeutsche Kompetenz der PDS
wird im Wahlkampf 1998/99 ohne anti-
westdeutsche oder gar antiwestliche
Sentiments vertreten werden. Sie ist im
Gegenteil darauf gerichtet, die von der
Politik der Bundesregierung ausgehende
soziale, kulturelle und politische Spal-
tung zu überwinden.

Die PDS geht in den Wahlkampf mit
einem einheitlichen politischen wie auch
ästhetischen und werberischen Erschei-
nungsbild.Es wird auf der Grundlage des
bisherigen Erscheinungsbildes der PDS
weiterentwickelt und durch politische
Inhaltlichkeit, aufklärerische Grundhal-
tung, Klarheit, Eindeutigkeit, Massen-
wirkung, Intelligenz und Witz gekenn-
zeichnet sein. Durch das zentrale Wahl-
büro wird für die gesamte Partei bun-
desweit ein aktiver Medienwahlkampf
organisiert (PR-Arbeit, Plakatierung,
Anzeigenschaltung, zentrale Veranstal-
tungen, Fernseh-, Rundfunk- und Kino-
werbung, Mailing).

In allem möglichen Umfang wird die
PDS jedoch vor allem einen Basiswahl-
kampf führen. Die dafür möglichen und
erforderlichen Unterstützungen durch
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die Bundespartei werden umgehend vor-
bereitet.

V Die Zeitplanung für die PDS:

(…)

VI

Schlußfolgerungen

1. Die PDS geht mit konkreten alternati-
ven politischen Vorstellungen in die
Wahlkämpfe 1998/99.Sie ist zu einer Par-
tei geworden, die ihren sozialistischen
Charakter auf eine moderne und unein-
geschränkt demokratische Weise aus-
prägt und realistische Politikfähigkeit in
der sozialen und politischen Gegenwart
entwickelt.
2. Die PDS besitzt moderne soziale Kom-
petenz, Eigenständigkeit und Kooperati-
onsfähigkeit zugleich gegenüber SPD
und Bündnis ‘90/Die Grünen. Alternati-
ve Bundespolitik wird die Aufgabe der
PDS im neuen Bundestag sein. (…)
3. Die Wahlstrategie der PDS 1998/99 ist
daher die Strategie einer anderen Bun-
desrepublik; mit modernen, sozial und
ökologisch orientierten Wirtschafts-
strukturen, mit zukunftsfähiger Erneue-
rung und Weiterentwicklung sozialer Si-
cherheit, mit endlich erfolgender Hin-
wendung zu nachhaltiger Wirtschafts-
weise, mit Wiedergewinnung demokrati-
scher Gestaltungsfähigkeit der Politik
und gestärkter direkter Bürgerinnen-
und Bürgerbeteiligung.
4.Thematisch heißt das, bundesweit rea-
le, konkrete Themen aufzugreifen und
realisierbare Lösungen und Alternativen
anzubieten. Die PDS ist Partei für den
Alltag. Als Bundespartei ist die gesell-
schaftliche Dimension der Probleme (re-
gionale wirtschaftliche Verödung, Be-
triebsstillegungen, Strukturkrisen, Ab-
wasserproblematik, Kommunalabgaben,
Demokratiedefizite unterschiedlichster
Art) der Fokus ihrer alternativen Lösun-
gen. Der Parteivorstand und das Zentra-
le Wahlbüro rufen zur Bildung von PDS-
Wählerinnen- und Wähler-Initiativen
auf und werden sie unterstützen.
5. Wo sich bundespolitisch relevante ge-
meinsame kritische Interessenlagen von
Menschen zeigen, ob regional-, berufs-,
geschlechts- oder altersspezifisch, die
nach alternativen gesellschaftlichen Lö-
sungen schreien, da wird die PDS – vor
Ort – ihre Angebote machen.
6. Die PDS geht in die Wahlkämpfe mit
Kandidatinnen und Kandidaten, die po-
litische Kompetenz und Bürgernähe
deutlich machen. Sie wird insgesamt ei-
nen Wahlkampf führen, der von Inhalt-
lichkeit, der überzeugenden Vermittlung
alternativer Möglichkeiten und Dialog-
fähigkeit gekennzeichnet sein wird.
7. Die Sicherung und gegebenenfalls der
Ausbau der starken kommunalpoliti-
schen Präsenz der PDS wird die PDS im
Wahlkampf 1998/99 vor die organisato-
risch und personell größte Herausforde-
rung stellen. Sie ist von unschätzbarer
Bedeutung für die politische und soziale
Verankerung der PDS in der Bevölkerung

sowie die Perspektive sozialistischer Po-
litik in der Bundesrepublik. Es geht dar-
um, rund 10 000 Kandidatinnen und
Kandidaten für die Gemeinde- und
Stadträte sowie die Kreistage zu gewin-
nen.Stärker als in der Vergangenheit wol-
len wir – wo es möglich und sinnvoll ist –
Mitglieder des Parteivorstandes und der
Landesvorstände, Bundestags- und
Landtagsabgeordnete der PDS zur Kan-
didatur auf kommunaler Ebene motivie-
ren. Durch den Parteivorstand und das
Zentrale Wahlbüro muß eine umfassende
Unterstützung der Kommunalwahl-
kämpfe gewährleistet werden.
7. Der PDS-Wahlkampf erfordert eine
neue Mobilität und Flexibilität sowie
Kampagnenfähigkeit für die Direkt-
wahlkämpfe und die Ansprache konkre-
ter Zielgruppen.
8.Politische und soziale Kompetenz kann
aber weder erst in der heißen Wahl-
kampfphase erworben, erst recht nicht
glaubwürdig vermittelt werden. Sie wird
in der Zeit bis 1998 praktisch gezeigt oder
nicht. Wenn die PDS nicht in konkretem
und alltäglichem sozialen Engagement
sowie in uneigennütziger und kompeten-
ter Solidarität in den sozialen Auseinan-
dersetzungen erlebbar sein wird (positi-
ves Beispiel: Bischofferode), wird sie ihr
Wählerinnen- und Wählerpotential nicht
sichern und schon gar nicht erweitern
können.
9. Die PDS geht in die Wahlkämpfe
1998/99 als eine Partei, mit gemeinsamen
politischen und programmatischen Zie-
len, mit einer politischen Linie; in Ost-
und Westdeutschland, gegenüber Män-
nern und Frauen, Alten und Jungen, Ar-
beit Habenden und arbeitslos Gemachten,
Menschen mit deutschem Paß und ohne.

Die Kommunikationsbotschaften der PDS

für den Wahlkampf 1998 sind klar:

• Die PDS will einen Politikwechsel in
Bonn und in den ostdeutschen Ländern,
für den sie eigenständige Alternativität,
soziale Kompetenz und Zusammenar-
beitsfähigkeit einbringt. Ohne eine Stär-
kung demokratisch-sozialistischer und
antikapitalistischer Positionen wird eine
Reformwende in der BRD keinen ausrei-
chenden Atem haben.
• Die PDS ist entschiedene und kompe-
tente Opposition gegen die Politik des So-
zialabbaus und der neoliberalen Deregu-
lierung, für soziale Gerechtigkeit und die
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit.
• Die PDS ist die sozialistische Partei der
Bundesrepublik.
• Als linke, als sozialistische Partei (nicht
Regional- und Milieupartei) entwickelt
die PDS ostdeutsche Kompetenz und ost-
deutsches Engagement gegen die soziale
und kulturelle Spaltung, die von der Poli-
tik der Bundesregierung ausgeht.
• Die PDS wird bei den Bundestagswah-
len 1998 mehr als 5 Prozent und mehr als
drei Direktmandate erreichen. Im 14.
Deutschen Bundestag (1998-2002) wird
die PDS in Fraktionsstärke vertreten sein.

•

Die Zeit für die Organisation war
kurz.Vor rund einer Woche wur-
de die endgültige Erlaubnis zur

Durchführung einer europaweiten De-
monstration in Düsseldorf gegeben. An-
tragsteller und Verantwortlicher der De-
mo war der Grüne Landtagsabgeordnete
Dr. Hisham Hammad. Plakate konnten
nicht mehr gedruckt und geklebt werden.
Über türkischsprachige pro-kurdische
Presse, über den kurdischen TV-Sender
Med-TV und durch Mund-zu-Mund-Pro-
paganda wurde zur Teilnahme aufgeru-
fen. Trotz dieser kurzen Frist kamen 60
bis 65tausend Kurden aus ganz Europa
angereist. Mit dem Zug oder mit Bussen
versammelten sich die Demonstranten an
zwei verschiedenen Ausgangspunkten
(Rheinwiese und Nordpark), um dann
zum Rheinpark zur Schlußveranstaltung
zu ziehen.

Die Zugwege verliefen so, daß nicht zu
viele Deutsche den Demonstrationsweg
sahen. Die Innenstadt wurde im großen
und ganzen ausgespart. Der Weg von der
Rheinwiese zum Rheinpark führte immer
am Hofgarten entlang. Die Polizei hielt

sich sehr zurück, die gesamte Zugorgani-
sation lag in kurdischer Hand. Lediglich
zur Verkehrsregelung war sie eingesetzt.

Es waren viele PKK-Symbole und
auch Bilder von Abdullah Öcalan zu se-
hen, aber die Polizei griff nicht ein. Auf
mitgeführten Plakaten und Spruchbän-
dern wurde der Stopp der Waffenliefe-
rungen, die Aufhebung des PKK-Verbots
gefordert und die politische Führung der
Türkei verurteilt, die beste Kontakte zur
Waffen- und Heroin-Mafia hat.Durch die
Zurückhaltung der Polizei und auch das
aufklarende Wetter war bis zum Eintref-
fen im Rheinpark Volksfeststimmung
entstanden. Männer Frauen, Kinder, jung
und alt tanzte ausgelassen zum reichhal-
tigen Schlußprogramm.

Der Oberbürgermeister von Düssel-
dorf begrüßte die Menge und forderte,
daß diese Zeichen des Friedens nicht
übersehen werden. Abgeordnete des
Kurdischen Exilparlaments forderten
die Einstellung der europäischen Waffen-
exporte in die Türkei. Abdullah Özalan
ließ in einer Grußbotschaft ausrichten,
daß es an der Zeit sei, zu verhandeln. Die
PKK sei als Verhandlungspartner endlich
anzuerkennen. Das Verbot der PKK soll-

„Zeit für
Frieden in
Kurdistan“
Viele Zehntausend Kur-
den demonstrierten für
eine politische Lösung



Wallraff fühlt sich bedroht
– ERNK stellt richtig

Die erwartete/befürchtete Meldung er-
schien zuerst in der „Augsburger Zei-
tung“, dann nahm sie langsam ihren Weg
durch die Medien. In der „Süddeutschen
Zeitung“ hieß es am 19. April unter der
Überschrift „Untergetauchter Wallraff
greift kurdische PKK an“, Wallraff sei
„wegen Todesdrohungen aus der kurdi-
schen Arbeiterpartei PKK seit einigen
Wochen untergetaucht“. In späteren Be-
richten relativierte Wallraff diese Aussa-
ge, so in Fernsehauftritten und der
„Stuttgarter Zeitung“ vom 24. April: Er
nehme die Morddrohungen,die nach dem
Erscheinen des Buches „PKK – Die Dik-
tatur des Abdullah Öcalan“ gegen ihn ge-
richtet worden seien, nicht so ernst wie
die gegen den Autor Cürükkaya, aber:
„Trotzdem nehme ich mich vor Hitzköp-
fen in acht und halte mich für eine Wei-
le versteckt.“

Inzwischen wurde eine Stellungnah-
me der ERNK-Europaorganisation, der
Auslandsvertretung der PKK veröffent-
licht. Darin heißt es, es sei undenkbar,
daß die PKK einen Schriftsteller bedro-
he oder an der Ausübung seines Berufes
hindere. „Bis heute gab es haufenweise
solche Nachrichten in der Presse. Aber
keine einzige davon hat sich als wahr
herausgestellt“, sagt die ERNK; bis jetzt
habe weder die PKK noch eine mit der
PKK verbundene Organisation Aktivitä-
ten dieser Art unternommen. Es könne
vielleicht sein,daß Wallraff bedroht wor-
den sei, die PKK habe aber damit nichts
zu tun.Die ERNK: „Nach Informationen,
die wir erhalten haben, wird Wallraff
demnächst nach Ankara und von dort ins
Gebiet (Kurdistan) gehen.Wallraff hatte
sich vor einiger Zeit auch mit dem PKK-
Vorsitzenden Abdullah Öcalan getroffen.
Die Dinge, die er nach diesem Treffen ge-
schrieben hat, und die Erklärungen, die
er abgegeben hat, waren voll von Verzer-
rungen und weit entfernt von der Wahr-

heit. Das kurdische Volk war darüber
bekümmert. Allerdings versucht Wall-
raff,Aufmerksamkeit auf sich zu lenken.
Es ist bekannt, daß er in der letzten Zeit
mit Vertretern des türkischen Staates
und des MIT (des türkischen Geheim-
dienstes) enge Beziehungen geknüpft
hat.Er ist ein Teil des Spiels,das man mit
den Kurden spielen will.“

Die ERNK-Erklärung hat den Weg in
die offiziellen Medien bis jetzt nicht ge-
funden. Dagegen haben Wallraffs Aussa-
gen dazu geführt, daß die „Frankfurter
Rundschau“ am 22. April seinem und
Cürükkayas Werk eine ganze Seite zur
Verfügung stellte. Wallraff, der auch das
PKK-Verbot unterstützt hat, spielt mit
dem Umstand, daß sich die kurdischen
Organisationen in Deutschland nicht frei
äußern können; daß Publikationen, die
authentische Äußerungen der kurdi-
schen Befreiungsbewegung mitteilen,
von den Staatsanwälten verfolgt werden,
wenn sie sie nicht abfällig kommentie-
ren. ulk 
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te aufgehoben werden,denn sie seien kei-
ne Terroristen.

Dies wurde auch in Düsseldorf ein-
drucksvoll demonstriert. Die Kurden ha-
ben sich zu einer Volksbewegung organi-
siert.Diese zu kriminalisieren,entspricht
der Verfolgung einer Volksgruppe.

Selbst das türkische Fernsehen konn-
te an der Demo nicht vorbeisehen.Im Vor-
feld meldeten sie,daß ihre Recherchen er-
geben hätten, daß es bei dieser Demo
keinerlei Verbindung zur PKK gäbe. Am
Samstagabend dann zeigten sie zur Auf-
rechterhaltung ihrer Terrorismusver-
leumdungskampagne alte Bilder von
Zwischenfällen an der deutsch-holländi-
schen Grenze zu Newroz 96.

Die deutschen Medien hielten sich wie
gewohnt mit ihrer Berichterstattung sehr
zurück, doch auch sie konnten an dem
friedlichen Verlauf der Demonstration
nicht vorbeisehen. Damit scheint das
Thema für sie erledigt zu sein. Doch hier
in Deutschland muß ein neues kurdisches
Kapitel aufgeschlagen werden.Wo gibt es
hier noch die Kraft, daß über 100 000
Menschen auf die Straße gehen? Die Pro-
bleme dieses Landes können nicht von
denen der Kurden getrennt werden. Mit
der Behandlung der Kurden werden auch
innenpolitische Ziele verfolgt. Besonders
die Linke ist hier zur Solidarisierung mit
dem kurdischen Volk aufgerufen. Auf
dem Rücken der Kurden wird eine aus-
länderfeindliche Politik verfolgt, die zu-
sätzlich durch Verschärfung von Strafge-
setzen eine deutsche Opposition ein-
schränken soll.Wie lange wollen wir uns
das noch gefallen lassen?

Die nächste Demonstration steht vor
der Tür, diese Gelegenheit darf nicht aus-
gelassen werden, Flagge zu zeigen. Die
Kurden sollten einem mit ihren steten
und zahlreichen Einstehen für ihre For-
derungen ein Vorbild sein. d.g.
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ADRESSAUFKLEBER

MINE
TE

R 14.April bis 14.Juni: Europäische Märsche
gegen Erwerbslosigkeit, ungeschützte Be-
schäftigung und Ausgrenzung, am 14. Ju-
ni sollen sie in einer Großdemonstration in
Amsterdam münden.

3. Mai: Bundestreffen der AG LISA der
PDS in Berlin, u.a. zu Antimilitarismus,
Wahl der BundessprecherInnen u.a.

5. Mai: Europäischer Tag der Behinderten.

8. Mai: Internationale Kundgebung auf
dem Friedhof des ehem. KZ Esterwegen in
Bockhorst bei Papenburg. Veranstalter:
Deutsch-Niederl. Initiative 8. Mai. Redner
sind: Koert Stek,Widerstandskämpfer und
stellv. Bürgermeister der Gemeinde Rei-
derland, NL; H. Bröring, OKD Kreis Ems-
land sowie die ehemaligen Gefangenen
Rik de Bondt (Belgien), Stanislaw Krzyza-
niak (Polen) und Ludwig Baumann (Bre-
men). Das Kulturprogramm bestreitet
Günter Gall (Osnabrück). Beginn 15 Uhr.

9.-11. Mai: Bundeskongreß der AG „Junge
GenossInnen in und bei der PDS" in Mag-
deburg, u.a. mit Beratung und Beschluß zu
Anliegen der AGJG an die PDS-Politik zu
den Bundestagswahlen. Infos über Büro
der AGJG, PDS-Vorstand, Kl. Alexander-
str. 28, 10178 Berlin, Tel. 030-24009-419.

15. Mai: Internationaler Tag der Kriegs-
dienstverweigerung.

11. Mai: Treffen zur Vorbereitung der AG
Philosophie der Linken Sommerschule
Schnepfenthal. Ort: 22767 Hamburg, Pal-
maille 24, (S-Bahn Königstr.); Zeit: vor-
aussichtlich 12.00 Uhr. Bitte anmelden bei
Christiane Schneider, Tel: 040/381393

21. Mai bis 1. Juni. Bundeskongreß ent-
wicklungspolitischer Aktionsgruppen
(Buko). Anmeldung: Buko, Nernstweg
32–34, 22765 Hamburg. Tel: 040/393156.
Teilnahmegebühr 80/110 DM.

24. Mai: Tag der Jugend gegen Jugendar-
beitslosigkeit und Ausbildungsmisere.

24. Mai: Wirtschaftspolitischer Workshop
der PDS-Bundestagsgruppe.Vorauss.The-
men: Wirtschaftsförderung, Beschäfti-
gungsgesellschaften, kommunale Wirt-
schaftsförderung, Wirtschaft von unten;
ökologischer Umbau, Forschungs- und
Technologiepolitik

28. Mai: Aktionstag des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes gegen Erwerbslosig-
keit.

31. Mai: Öff. Jahrestreffen von Redaktion
und Herausgabekreis des Kurdistan-
Rundbriefs in Köln, Jugendgästehaus, An
der Schanz. Beginn 12.30 Uhr.

12. bis 17. Juni: Der Alternativgipfel „Co-
alition for a Different Europa“ geht auf In-
itiative mehrerer NGO/Nicht-Regierungs-
Organisationen aus den Niederlanden und
anderen Staaten zurück. Während des
Gipfels sollen Ergebnisse der Regierungs-
konferenz kritisch diskutiert werden.
Schwerpunkte: Arbeitslosigkeit, Demo-
kratiedefizite, Südpolitik der EU, „Fried-
liches Europa“, Antirassismus, Feminis-
mus und Umweltpolitik.

16./17. Juni: Antirassismuskonferenz  par-
allel zum Alternativgipfel. Sie wird orga-
nisiert vom größten europäischen Netz-
werk gegen Nationalismus,Rassismus,Fa-
schismus und zur Unterstützung von Mi-
grantInnen und Flüchtlingen.Ihre Themen
sind Migrations- und Fluchtursachen, die
EU-Politik „Festung Europa“, die Arbeit
von Initiativen, alltäglicher Rassismus.

16./17. Juni: EU-Gipfel in Amsterdam. Ge-
plant ist der Beschluß über die Reform der
Maastrichter Verträge, zur Währungsuni-
on und zur Aufnahme der „Osterweite-
rung". Die „Euromärsche" wollen bereits
am 14.6. in Amsterdam eintreffen.

31. 7.-3. August: Linke Sommerschule in
Schnepfenthal

29.-31.August: UZ-Pressefest, Dortmund.

21. September: Bürgerschaftswahlen in
Hamburg

20./21. September: Gewerkschaftspoliti-
sche Konferenz der PDS in Chemnitz.

27./28. September: Grüner Länderrat in
Magdeburg

11./12. Oktober: Herbstkonferenz des Fo-
rums Kommunistischer Arbeitsgemein-
schaften in Köln, Jugendgästehaus.

14./16. November: Bundesdelegiertenkon-
ferenz von Bündnis 90/Grüne in Kassel.

•

ALTERNATIVGIPFEL 
Der Alternativgipfel „Coalition for a Dif-
ferent Europe“ vom 12.-17. Juni 1997 geht
auf eine Initiative mehrerer NGO (Nicht-
Regierungs- Organisationen) aus den Nie-
derlanden und anderen europäischen
Staaten  zurück.Während des Gipfels sol-
len die Ergebnisse der Regierungskonfe-
renz  kritisch diskutiert werden.
Thematische Schwerpunkte: Arbeitslosig-
keit, Demokratiedefizite, Südpolitik der
EU, „Friedliches  Europa“, Antirassismus,
Feminismus und Umweltpolitik.

Kontakt:
Coalition for a Different Europe, Ernst
van Lohuizen und Jacqueline Heerkens,
Postbus 54, NL-1000 AB Amsterdam;
Anschrift: Damrak 83 I, 1012 NL  
Amsterdam, Tel. 0031-20-4222712; 
Fax: 0031-20-4223171; e-mail:  
ander.europa@aseed.antenna.nl

ANTIRASSISMUSKONFERENZ
Parallel zum Alternativgipfel findet am
16./17. Juni die Antirassismuskonferenz
statt.
Sie wird organisiert vom größten europäi-
schen Netzwerk gegen Nationalismus,
Rassismus, Faschismus und zur Unter-
stützung von Migrantinnen und Migran-
ten  sowie Flüchtlingen. Die Konferenz
ordnet sich ein in das „Europäische Jahr
gegen Rassismus“.
Ihre Themen sind: Migrations- und
Fluchtursachen,die EU-Politik „Festung
Europa“, die Arbeit von Flüchtlingsinitia-
tiven, alltäglicher Rassismus,Aktivitäten
im „Europäischen Jahr gegen Rassismus“.

Kontakt:
United for intercultural action, Postbus
413, NL-1000 Amsterdam,
Tel.: 0031-20-6834778, Fax: 0031-
206834582, e-mail: united@antenna.nl


